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des MC Dark Division im rechtsextremen Milieu präsent. Allerdings 
gelten die Dark Division Mitglieder, die sich dort bewegen eher als 
etwas wirre Zeitgenossen, die in der rechtsextremen Szene ideolo-
gisch nicht sonderlich ernst genommen werden. Dennoch sind sie 
Bestandteil des Netzwerkes. Durch die freundschaftliche Verbin-
dung der beiden Gruppen zum größten russischen Rockerclub Night 
Wolves MF kommt es in den Regionen zur gezielten Rekrutierung von 
Aussiedler-Jugendlichen, vor allem aus dem Bereich verurteilter Straf-
täter.

Der Erfolg des Gremium MC in Brandenburg und Berlin führte zu 
Reaktionen der anderen großen Clubs. Im Juli 2006 kam es zu einer 
heftigen Veränderung der Szene. Der Calavera MC wurde offiziell 
zum Teil der Bandidos, ebenfalls die Reste der ehemaligen Gremium 
MC-Gruppe aus Cottbus. Neu erschienen die Hells Angels in Cott-
bus. Sie rekrutierten sich überwiegend aus Mitgliedern der ehemali-
gen Glatzenszene der Stadt, die inzwischen erfolgreich im Bereich der 
Tätowierstudios und im Boutiquenmilieu etabliert sind. Vor allem das 
Erscheinen der Hells Angels deutet auf heftige Konflikte im Rocker-
milieu hin. Der Präsident des Bandidos-Prospectclubs will wohl die 
Rotlicht- und Drogenszene umkrempeln.

Die Cottbuser Hells Angels rekrutieren sich aus der Szene ehe-
maliger Skinheads, die sich im Verlauf der 90er Jahre „kommerzia-
lisiert“ haben, d.h. sie haben sich nicht von ihrem Skinhead-Dasein 
entfernt, sondern es zum Ausgangspunkt einer szenespezifischen Kar-
riere gemacht. Auf Cottbus bezogen bedeutet das, die Gruppe rekru-
tiert sich aus Menschen um eine Firma, die aus der Skinheadszene 
entstanden ist und dem Sicherheitsdienst „Bulldozer“. Die Mitglieder 
sind auch heute noch recht unschwer als ehemalige Mitglieder der 
Skinheadszene und Anabolikakonsumenten zu erkennen. Unmittel-
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bar nach der Gründung gingen die Hells Angels in die Offensive. Die 
Cottbuser Mitglieder waren noch Prospects, aber sie erhielten Verstär-
kung aus Berlin und anderen Regionen. Im Sommer 2006 fuhren sie 
gemeinsam demonstrativ Patrouille durch die Stadt um ihr Revier zu 
markieren.53 Die Bandidos hielten sich öffentlich zunächst zurück, 
versuchten aber im Hintergrund den lokalen Drogenmarkt unter Kon-
trolle zu bringen und in das Rotlichtmilieu einzudringen. Die Angels 
versuchten offen, Fakten zu schaffen. Der Präsident der Bandidos in 
Cottbus wurde von Hells Angels durch die Stadt gejagt. Es kam rela-
tiv schnell zu größeren und kleineren Aktionen der Polizei gegen die 
neuen Stukturen. Polizeiintern gab es angeblich erhebliche Irritati-
onen zwischen Berliner und Brandenburger Polizei wegen eines zu 
„laschen“ Vorgehens gegen diese Gruppen.54 Wenige Tage später, im 
Oktober 2006, wurde eine große Aktion gegen ein Treffen der Hells 
Angels bei dem ehemaligen Spieler Sven Benken von Energie Cottbus 
statt, das als „Geburtstagsfeier“ durchaus demonstrativen Charakter 
hatte.55

Der Gremium MC Cottbus wurde in Folge der Ereignisse im Juli 
2006 praktisch neu gegründet. Nachdem der überwiegende Teil der 
ehemaligen Cottbuser Mitglieder sich zum Bandidos MC gewandt 
hatten, waren in Cottbus nur Hells Angels und Bandidos vertreten. Seit 
dem 1.8.2006 hat der ehemalige Los Defenderos MC (der vorher mit 
Gremium-Genehmigung fuhr) ein Patchover vollzogen und firmiert 
jetzt als Prospect-Chapter des Gremium MC – so zunächst auf der 
Homepage.56 Ein Gremium-Member, das den Wechsel zu den Ban-
didos nicht mit vollzogen hat, wurde auf dem Fischerfest in Peitz von 
Bandidos verprügelt. Das Clubhaus in Cottbus wurde am 25.8.2006 
von maskierten Männern überfallen und zerstört. Die Täter trugen 
keine Kutten und waren maskiert. Im Juli vermutete die Presse, dass 
sich in Berlin-Brandenburg eventuell eine Kooperation zwischen Gre-

53  Axel Lier; Michael Behrendt: Kampf der Rocker um die Vorherrschaft. Rivalisierende 
Banden in Berlin und Brandenburg – Polizei befürchtet Schießereien und Spreng-
stoffanschläge. Berliner Morgenpost 14.7.2006 Die „Streifen“ des HAMC fanden 
nach unserer Wahrnehmung nahezu täglich statt. 

54  Axel Lier: Rockerkriminalität. Kritik an Brandenburger Polizeibehörde. Berliner 
Ermittler zeigen sich erstaunt über das lasche Vorgehen des Brandenburger Landes-
kriminalamtes. Die Welt, 23.10.2006.

55  Axel Lier; Michael Behrendt: Internationales Rockertreffen in der Provinz. Hells 
Angels feiern in Cottbus. Polizei stellt Schlagstöcke und Pfefferspray sicher, Berliner 
Morgenpost, 30.10. 2006.

56  http://cottbus.gremium.de / eingesehen 7.9.2006.
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mium und Bandidos ergeben könnte.57 Diese Spekulation scheint sich 
nicht zu bewahrheiten. 2007 ist das Clubhaus des Cottbuser Gremium 
MC immer noch leer und ein Chapter Cottbus gibt es nicht mehr.58 
Die Konflikte scheinen sich auf die „tradierte“ Feindschaft zwischen 
Hells Angels und den Bandidos zu beschränken. So gab es am 3.5. 
2006 eine wilde Prügelei zwischen Hells Angels und Bandidos mitten 
auf der Stadtautobahn Berlins59 und am 23. Juni eine Schießerei zwi-
schen Bandidos und dem Hells Angels-Unterstützerclub Red Devils 
in Berlin-Wedding, bei der ein Bandido auf drei Red Devils schoss.60 
Auch in Cottbus zeichnet sich ein ähnliches Bild ab.61 Die hektische 
Gründung neuer Chapter in der Region – zuletzt wurde der Calavera 
MC im Oktober 2006 offiziell zum Bandido-Chapter und veranstal-
tete eine große Party in Lauchhammer62 – ist eine konsequente Fort-
entwicklung der üblichen Strategien. Vom 20. bis 22. Oktober fand 
im Clubhaus der Bandidos in Lauchhammer-West eine „Patch-over-
Party” statt, an der insgesamt etwa 300 Bandidos teilnahmen, ehema-
lige Calaveras und Cottbuser.63 Die Cottbuser Gruppe hatte nicht so 
eindeutige Bezüge in das rechtsextreme Milieu wie die Spremberger 
Gremium-Mitglieder und hat sich 2007 als Bandido-Chapter stark in 
Richtung Rotlicht-Milieu orientiert. Tendenzen in Richtung rechts-
extremer Musikveranstaltungen, wie sie noch vor einigen Jahren in 
Lauchhammer zu beobachten waren, und wie sie bei den Bandidos in 
Mannheim und Kassel beobachtet werden, sind derzeit nicht feststell-
bar.64 Nach der Bildung der „Brückenköpfe“ wird in einer Konsolidie-
rungsphase das Gebiet ökonomisch untersucht. Das geschieht weniger 
nach strategischen Gesichtspunkten, sondern eher nach den individu-
ellen Fähigkeiten und Interessen der Mitglieder. Die Tätigkeiten der 

57  Vgl. Anm. 53.
58  www.gremium.de eingesehen am 8.8.2007.
59  Axel Lier: Verfeindete Rocker prügeln sich auf der Autobahn. Berliner Morgenpost 

5.5. 2006
60  Vgl. Anm. 53.
61  Simone Wendler, Kampf zwischen Rockerbanden. Polizei durchsucht Cottbuser 

Tattoo-Studio. Lausitzer Rundschau 26.10.2006; Rockerkrieg mitten in Cottbus. 
Lausitzer Rundschau, 6.11. 2006.

62  Vgl. Anm. 54.
63  Ebd.
64  Joachim Tornau; Carsten F. Meyer: Polizei verhindert Neonazi-Konzerte, Frankfur-

ter Rundschau 9.5.2007; Rocker und Neonazis jetzt auf Schmusekurs, Mannhei-
mer Morgen vom 19.01.2005. http://www.turnitdown.de/317.html eingesehen am 
26.1.2005.
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Mitglieder werden dann nach Möglichkeit aufeinander abgestimmt, 
ggf. gezielt neue Mitglieder geworben, um ein möglichst effizientes 
Geflecht der Tätigkeiten zu erzielen. Parallel dazu wird ein System des 
Angstklimas etabliert, das nach Möglichkeit nur auf ein bestimmtes 
Milieu ausgerichtet wird – das Establishment soll die „rauen Jungs“ 
zwar nicht lieben, aber als integralen Bestandteil des Gemeinwesens 
akzeptieren. So wird gerne Geld für ein lokales Kinderheim gesam-
melt und öffentlich gespendet. Ist der MC dann einmal im kommuna-
len System verankert, entfaltet er regional weitere Aktivitäten. Der MC 
expandiert in die umliegenden Dörfer, wirbt dort gezielt Mitglieder 
und verbreitert die Marktbasis für die Geschäfte des Clubs. Dabei ver-
schwimmt die Grenze zwischen legalen und illegalen Geschäften. In 
dieser Phase professionalisieren sich einige (zumeist führende) Mitglie-
der des MC, d.h. sie nutzen ihre Rockerzugehörigkeit als Berufsgrund-
lage, z. B. in den Bereichen Sicherheitsdienst/Türsteher, Bodyguard, 
Drogenhandel, Rotlicht, Schutzgeld etc. Gemeinsam mit den legalen 
Aktivitäten ergibt sich ein Geflecht, das auf Expansion ausgerichtet 
ist, und sich einerseits auf die innere Durchdringung des Sozialraums 
konzentriert, andererseits eine regionale Erweiterung anstrebt. Gelingt 
es beispielsweise, die Kontrolle über den Einlass einer beliebten Disco 
zu bekommen, wird neben Drogenhandel auch „Table-Dance“ mög-
lich, Wettbewerbe für das schönste Tattoo können veranstaltet werden, 
und weitere Geschäftsinteressen von MC-Mitgliedern können berück-
sichtigt werden. Wird eines dieser Geschäfte durch die Inhaftierung 
eines Mitglieds gefährdet, übernimmt ein anderes Mitglied des Clubs 
diesen Geschäftszweig kommissarisch. So bedeutet eine Verurteilung 
nicht, dass das Geschäft nachhaltig beeinträchtigt ist. Wenn, wie jüngst 
geschehen, der Präsident des Gremium MC Berlin (vormals Chef in 
Spremberg) zu über sieben Jahren Gefängnis verurteilt wurde, wird 
er nach seiner Freilassung sein Geschäft inklusive Gewinnen wieder 
übernehmen können.65

Betrachtet man einen Rockerclub nicht unter ordnungspoliti-
schen Gesichtspunkten, sondern in seiner Funktion innerhalb des 
Phänomens Rechtsextremismus ergeben sich einige bedenkenswerte 
Aspekte. In einer Kleinstadt hat der Club nach unseren Beobachtungen 
direkt oder indirekt Einfluss auf rund zehn kleingewerbliche Betriebe. 
Neben eher szenetypischen Erscheinungen (Tattoo und Piercing, 

65  Vgl. Anm. 61. Die Verurteilung des HIV-Positiven erfolgte wegen Drogenhandels 
und ungeschütztem Geschlechtsverkehr in wenigstens 12 Fällen.
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Diskotheken, Kneipen, Boutiquen, Fitnessstudios, Sicherheitsdienste) 
spielen nach unserer Beobachtung vor allem Gewerbe eine Rolle, 
die für gering Qualifizierte attraktiv sind (Gerüstbau, Gebrauchtwa-
genhandel, Eventagenturen, Bühnenbau, etc.). Hier spielt die illegale 
Szene eine erhebliche Rolle: Gelder aus illegaler Tätigkeit werden 
strategisch investiert. Einnahmen aus Schutzgeldern, Drogenhandel, 
Anabolikahandel werden häufig als „Kredit“ an Mitglieder der rechts-
extremen Szene gegeben. Wenn etwa rechtsextreme Jugendliche 
sich mit einem Gebrauchtwagenhandel selbständig machen wollen, 
gibt ihnen kaum eine Bank einen Kredit, soweit sie keinen Schulab-
schluss haben oder vorbestraft sind. Günstig sind zum Beispiel infor-
melle Unterstützungen für eine Kneipe oder eine Diskothek: läuft der 
Laden nach der finanzierten Renovierung gut, zahlt der Betreiber die 
Gelder zurück, übernimmt Personal nach Vorschlag des Kreditgebers, 
oder vergibt Aufträge an legale Zweige des Gewerbes (z.B. Sicher-
heitsdienste). In diesem Milieu sind weniger die führenden Köpfe der 
rechtsextremen Szene involviert. Aber etliche der Mitläufer finden 
über diesen Weg zu Arbeit und geraten in ein Geflecht aus Abhän-
gigkeiten. Die von Titus Simon ermittelten Werte zur Bildungsstruktur 
der Rockergruppen gehen von einem Wert von rund 20% Ungelern-
ten und Arbeitslosen in der Szene aus.66 Diese Zahlen beziehen sich 
jedoch auf die süddeutsche Szene in den 80er Jahren. Nach unseren 
Erfahrungen liegt der Anteil in Brandenburg derzeit um ein Vielfaches 
höher. Der Anteil von Mitgliedern mit geschlossenem rechtsextremen 
Weltbild ist schwer zu beziffern. Simon hatte in den 80er Jahren noch 
16% der Gruppen als politisch „rechts“ ermittelt.67 Dieser Wert ist in 
Brandenburg heute wohl nicht realistisch. Eher kann man für unser 
Gebiet davon sprechen, dass das politische Denken in den Gruppen 
dem in der Arbeiterschicht entspricht. Dort sind allerdings seit Jahren 
Meinungsbilder anwachsend, die rechtsextremen Denkmustern nahe 
stehen. Diese Grundhaltungen finden sich in den Rockergruppen 
gespiegelt. Wir konnten im Laufe der letzten Jahre aber auch beobach-
ten, dass die Gründung von MCs von Rechtsextremen ausging. Diese 
Gründer(gruppen) kamen selten aus dem Bereich der ideologisierten 
lokalen Szene, sondern wurden innerhalb der rechtsextremen Szene 
häufig nicht besonders ernst genommen. Gründungen von MCs aus 
der ehemaligen Skinheadszene fanden vor allem seit Mitte der 90er 

66  Vgl. Anm 4, Titus Simon 1989, S.204.
67  Ebd., S. 245f.
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Jahre statt. Der Bones MC Lauchhammer etwa spielte für die regionale 
rechtsextreme Szene eine erhebliche Rolle, weil dort viele Konzerte 
einschlägiger Musikgruppen stattfanden. Dennoch kann man heute 
kaum sagen, dass es in Brandenburg eine Rockergruppe mit vorrangig 
ideologischen Zielsetzungen gibt. Vorrangig sind immer das Motor-
rad und das Geschäft. Dennoch besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen rechtsextremer Szene und den Rockergruppen. Titus Simon 
hat bezogen auf Südwestdeutschland einige Schnittmengen zwischen 
Rechtsextremismus und Rockern genannt: überhöhter Nationalismus, 
Ausländerfeindlichkeit, Kameradschaftssystem, Gewalt als akzeptierte 
Form der Konfliktlösung, Betonung des Rechts des Stärkeren.68 Ergän-
zend muss wohl noch hinzugefügt werden, dass die teilweise Ableh-
nung des Staates und seiner Normen ebenfalls relevant sind. Das 
weniger bezogen auf das Grundgesetz, sondern auf die für Rocker 
erlebbaren Gesetze und Verordnungen. Als wesentliche Unterschiede 
zwischen den beiden Milieus arbeitet Simon heraus, dass 
– es bei Rockern wenig soziales Gefälle innerhalb der Rockergruppen 

gibt
– Rocker keine Vision von gesellschaftlichen Veränderungen haben
– es keine ideologische Schulung gibt
– Entscheidungen in der Regel gemeinschaftlich getroffen werden
– es keine militärisch-hierarchische Umgangsformen gibt

Im Wesentlichen treffen diese Hemmnisse auch auf die ostdeutsche 
Rockerszene zu. Allerdings konnte Simon 1989 noch nicht wissen, 
wie sich die Einstellungsmuster in den bildungsfernen Milieus in Ost-
deutschland verändern würden. Auch die Modernisierung der rechts-
extremen Organisationen und Gruppen war damals noch nicht abzu-
sehen. 

Nach unseren Erfahrungen sind Rocker nicht unmittelbar zur 
rechtsextremen Szene zu zählen, aber das Rockermilieu spielt eine 
nicht unerhebliche Rolle im Milieu des Rechtsextremismus:
– Einzelne Rocker sind Mitglied in der Kameradschaftsszene. 
– Gleichzeitig stellt die Rockerzene für einzelne Rechtsextremisten eine 

Möglichkeit dar, sich ein wirtschaftliches Standbein zu verschaffen. 
– Im (z.T. personenidentischen) Zusammenspiel mit den Ultra-Hooli-

gans besteht ein stabiler Kern, der von den Bürgern weitgehend akzep-
tiert öffentlich Gewalt ausübt. Diese Gewaltakzeptanz ist ein wichti-
ges Ziel rechtsextremer Politik. Im Rockermilieu findet sich zudem die 

68  ebd., S. 283f
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Möglichkeit, Kontakt zu bewaffneten Gruppen und Verbindung zum 
Waffenhandel zu halten.

– In der Intention, die Meinungsführerschaft in bestimmten Milieus zu 
gewinnen, spielen Rocker eine stabilisierende Rolle. 

– Die Tendenz zur Internationalisierung der rechtsextremen Szene kann 
durch eine Kooperation mit der traditionell international agierenden 
Rockerszene vereinfacht und lukrativer werden.

Analog zu den Ultras unter den Fußball-Hooligans gilt auch bei den 
Rockern: rechtsextreme Gruppen und Organisationen bewegen sich 
auf diese Zielgruppe zu, nicht umgekehrt. Die hemmenden Faktoren 
für eine Funktionalisierung sind in der Regel zu groß, als dass eine 
integrative Beziehung langfristig bestehen könnte. 

Reaktionen auf Rocker

Polizei
Eine „schrott- und bullenfreie Saison“ wird im Schriftverkehr des 
Rockermilieus noch heute synonym für „mit freundlichen Grüßen“ 
benutzt. Diese Floskel weist auf das jahrzehntelang gespannte Ver-
hältnis zwischen Polizei und Rockern hin. Die bei Kraußlach behaup-
tete gleiche „psychische Konstitution“ von Polizei und Rockern69 mag 
zwar punktuell zutreffen, ist aber grundsätzlich angesichts der heu-
tigen Polizeistrukturen kaum haltbar. Eher ist auf lokaler Ebene ein 
normales Verhalten zu beobachten: da die Rocker im Gemeinwesen 
genauso bekannt sind wie die Polizisten der Wache auch, differenzie-
ren sich in der Polizei Haltungen aus, die sich an den individuellen 
soziokulturellen Kontexten orientieren. Damit variieren die Haltungen 
in der lokalen Wache zwischen völliger Ablehnung und hoher Sym-
pathie (im Extrem bis zur Mitgliedschaft). Der Bereich „Rockerkrimi-
nalität“ wird aber nicht auf der Wache vor Ort behandelt, sondern 
speziellen Kommissariaten zugeordnet. Aktionen gegen Rockergrup-
pen sind in der Regel sehr aufwändig, da hier mit einer hohen Zahl 

69  Jörg Kraußlach; Friedrich W Düwer.; Gerda Fellberg, Aggressive Jugendliche. Jugend-
arbeit zwischen Kneipe und Knast, München 1980, S. 93ff. Dort wird behauptet, 
dass Rocker und Polizei bei gleicher Persönlichkeitsstruktur sich nur darin unter-
scheiden, dass die einen in ihrem Handeln gesellschaftlich anerkannt sind und die 
anderen nicht.
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von Polizisten gearbeitet werden muss, und Sondereinsatzkräfte zuge-
zogen werden müssen. Entsprechend spektakulär fallen diese Aktio-
nen in der Regel aus und der Begriff „Rockerkrieg“, der bei nahezu 
jedem Konflikt in der Szene fällt, hat hier optisch am ehesten seine 
Entsprechung. Zudem kommt es zu schwierigen Zuordnungsproble-
men der Straftaten. Ist eine Körperverletzung gegen einen ausländi-
schen Rocker, der im Rotlichtmilieu tätig ist, eine ausländerfeindliche 
oder rechtsextremistisch motivierte Straftat, oder nicht doch ein Streit 
unter Kriminellen?

Verwaltungen
Die uns bekannten Kommunen reagieren auf das Phänomen Rocker 
meist wachsam, aber ratlos. Auf Verwaltungsebene wird das Phäno- 
men in der Regel dem Bereich Ordnungsamt zugeordnet. Das be- 
schränkt sich aufgabengemäß darauf, die Einhaltung der einschlägi-
gen Gesetze und Verordnungen zu überwachen. Auch den zumeist 
engagierten MitarbeiterInnen dieser Ämter sind die Hände gebunden, 
wenn es keine Verstöße gibt. Andere Ämter befassen sich in der Regel 
nicht mit dem Problem. Dort, wo das geschieht, etwa in dem Fall einer 
aktiven Jugendarbeit eines MC, zeigte sich, dass das Jugendamt kei-
nerlei Handlungsoptionen entwickeln konnte oder wollte. 

Politik
Auf politischer Ebene wird das Phänomen selten thematisiert und 
diskutiert. Zumeist taucht es auf, wenn Veranstaltungen der Gruppen 
angekündigt sind, und dann die Verwaltung gefragt wird, ob das nicht 
zu „verbieten“ sei. Die gesellschaftspolitische Dimension der Rocker-
gruppe im Ort wird so gut wie nie thematisiert. Das intensiv gepflegte 
Bürgerschreck-Image der Rockergruppen ist nicht nur verantwortlich 
für Angsträume in der Stadt, sondern ist zweigeteilt: wer sich mit den 
Rockern „gut“ stellt, hat deren Rückhalt und fühlt sich gut, weil er den 
„weichen Kern“ bei ihnen zur Geltung gebracht hat. Das alte Kampf-
hund-Argument „Der ist eigentlich ganz lieb, man darf ihn nur nicht 
reizen“ gilt auch hier: wer aus dem Establishment von sich annimmt, 
mit Rockern gut umzugehen, ist stolz darauf, die Bestie gebändigt zu 
haben. Ohne dass möglicherweise ein Bedrohungsszenario intendiert 
war, ist es dennoch entstanden, weil die Gruppen in den kommunal-
politischen Kontext integriert werden. Die Spenden für das Kinder-
heim, die bei der Stripshow des Rockertreffens gesammelt wurden, 
verleihen der Gruppe eine öffentliche Anerkennung, wenn sie von 
lokalen Honoratioren entgegen genommen werden.
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Zivilgesellschaft
Bürgerinitiativen, Kirchgemeinden und Jugendgruppen reagieren nach 
unserer Erfahrung verstört, wenn sie mit dem Thema Rocker konfron-
tiert werden. Vor allem bei Frauen ist das Thema sehr angstbesetzt. 
Menschen älterer Generationen reagieren aber fast immer mit völli-
ger Verständnislosigkeit. Erst nach kontinuierlicher Beschäftigung mit 
diesen Gruppen ist man interessiert an dem Thema, jedoch fast immer 
mit einem unverhohlenen Gruseleffekt und der klaren Mitteilung, dass 
man unmittelbar mit diesem Milieu nichts zu tun haben wolle. Bei 
Jugendgruppen sind Rockergruppen in hohem Maße angstbesetzt.

Es liegt nahe, dass ein Beratungskonzept wie das des MBT beim 
Thema „Rocker“ an seine Grenzen stößt. Zwar können wir gelegent-
lich erkennen, dass eine Gruppe faktisch die Funktion einer Kame-
radschaft ausübt, aber dagegen sind zivilgesellschaftliche Kräfte kaum 
geeignete Mittel. Im kleinstädtischen Milieu können wir punktuell 
beobachten, dass die Jugendarbeit und Rekrutierung der NPD über 
Rockergruppen verläuft: Die aus dem politischen Milieu stammen-
den Rocker stellen ein Gebäude für einen Jugendtreff zur Verfügung, 
in den bevorzugt männliche Jugendliche im Alter von 13-15 Jahren 
eingeladen werden. Diese Jugendlichen stammen überwiegend aus 
dem Bereich der Oberschule und zählen dort zu den bildungsschwa-
chen Schülern. In dem Club werden sie persönlich stabilisiert, indem 
die erwachsenen Rocker ihnen vermitteln, dass sie keine Angst vor 
Arbeitslosigkeit haben müssen, weil es für sie in ihrem Umfeld durch-
aus Jobs gibt, auch sehr angesehene im Milieu. Derselbe Jugendclub 
wird dann auch von bekannten NPD-Mitgliedern besucht, die sich 
mit den Jungen unterhalten. Für das MBT bleibt dann nur, betroffene 
Eltern, die hilflos zusehen müssen wie ihnen die Kinder „entgleiten“, 
auf angemessene Hilfsangebote zu verweisen. Nach einigen Jahren 
warnender Hinweise ist es uns aber zumindest gelungen in einigen 
betroffenen Städten soweit ein Problembewusstsein bei lokalen Multi-
plikatoren zu schaffen, dass man engagiert Informationen zu Neuent-
wicklungen der Rockerszene einfordert. Ebenso sieht man dort genauer 
auf die Gruppen und kommuniziert deren Verhalten. Damit sind nach 
unserer Einschätzung die Möglichkeiten der Arbeit in diesem Gebiet 
erschöpft. Alles weitere Vorgehen muss Sache der Polizei sein. 

Entwicklungspotenzial
Nimmt man die Konstituenten der Rockerkultur als Ausgangspunkt für 
Überlegungen über das Potenzial des Rechtsextremismus in der Rocker-
kultur, lassen sich einige Entwicklungsmöglichkeiten beschreiben:
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Rocker werden nicht eine politische Gruppe in der rechtsextremen 
Szene werden. Das verträgt sich nicht mit ganz wesentlichen Merk-
malen ihres Selbstverständnisses (Motorrad im Mittelpunkt des Inter-
esses, wirtschaftliche Tätigkeiten, Geschlossenheit des Systems).

Rocker bleiben Zielgruppe rechtsextremer Bemühungen. Der 
Wechsel zwischen rechtsextremer Szene und Rockermilieu gestaltet 
sich für die jeweiligen Akteure sehr unproblematisch. So ist der Über-
gang für ehemalige rechtsextreme Aktivisten in das Rockermilieu als 
„Ruheraum“ (Beispiel Andreas Pohl) möglich, ohne Abstriche an der 
eigenen ideologischen Ausrichtung zu machen, ebenso einfach wie 
der umgekehrte Weg. Mitglieder eines MC können völlig problemlos 
in einer rechtsextremen Gruppierung tätig sein, ohne ihr Rockerdasein 
zu gefährden. Die Schnittmengen der gruppenkulturellen Elemente 
zwischen beiden Gruppen sind beachtlich.

Rocker können Funktionen der rechtsextremen Szene überneh-
men (Outsourcing). Bestimmte, politisch nicht opportune Aufgaben 
der rechtsextremen Organisationen lassen sich einfach an das Rocker-
milieu als „Subunternehmer“ delegieren. Dabei könnten Bereiche des 
inneren „Sicherheitsapparates“ der Szene in Frage kommen (Security, 
Disziplinierungsaktionen, Inkasso, etc.), aber auch externe Aufgaben 
wie Überfälle, Einbruch, „Strafkommandos“. Durch die internationale 
Vernetzung des Rockermilieus bieten sich weitere Handlungsfelder.

Eine Symbiose von Rockern, Rechtsextremismus und Organisierter 
Kriminalität hat es auf individueller Ebene durch Mehrfachmitglied-
schaften immer schon gegeben. Es besteht aber die Gefahr, dass diese 
Symbiose zu einem funktionalen Bestandteil überregionaler Struktu-
ren wird. Solche Strukturen lassen sich dann praktisch von lokalen 
Akteursgruppen aller Ebenen kaum noch erkennen, und schon gar 
nicht bekämpfen. Auf lokaler Ebene aber lassen sich jetzt schon Struk-
turen beobachten, die Ähnlichkeiten mit den „Racist-Prison-Gangs“ 
der USA haben.70 

Perspektivisch besteht das Risiko, dass das Milieu aus Rechtsextre-
mismus und Rockern „ehrenamtliche Politik“ in Kommunen betreibt. 
Über die ökonomische Schiene der Kleingewerbe gewinnen solche 
Milieus Zuspruch in der Bevölkerung (sie bieten Arbeitsplätze für 
Geringqualifizierte). Durch die demographische Entwicklung und die 
Migrationstrends gewinnen diese Bevölkerungsgruppen immer stärker 

70  In den USA werden damit Gruppen bezeichnet, deren Mitglieder sich aus dem 
Gefängnis kennen und eine Art „Bruderschaft“ bilden, die sich auf einen gemeinsa-
men rassistischen Wertekanon beruft.
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an Gewicht. Es ist wahrscheinlich, dass dann diese „erfolgreichen“ 
Gewerbetreibenden zumindest in den Randregionen Brandenburgs 
proportional an Gewicht gewinnen werden. 
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Ray Kokoschko

Kommunalanalyse 
„Für ein weltoffenes und tolerantes Bad Freienwalde”

Kommunalanalyse als ein Arbeitsmodell des MBT Brandenburg für 
die systemische Beratung im Gemeinwesen 

Der Beratungsprozeß des MBT führte wiederholt zu lokalen Schwer-
punktbildungen in einzelnen Kommunen. Dies konnte als eine zeit-
lich umgrenzte Kampagne geschehen, die sich koordiniert auf ein 
Gemeinwesen bezieht.1 Andere Ansätze sind heterogener, d.h. die 
Arbeitsansätze sind zufälliger, die lokalen Akteure wechselnd, und in 
der Regel ohne zeitliche Rahmung langfristig ausgelegt.2 Neben den 
zahlreichen segmentären Ansätzen in Teilbereichen einer Kommune 
gibt es zwei Verfahren, die geeignet sind, ein gesamtes kommunales 
System in den Fokus zu nehmen: die Sozialraumanalyse und die Kom-
munalanalyse. Die auf den Wiener Paul Lazarsfeld zurückgehende 
Sozialraumanalyse ist vor allem im Bereich der Stadt- und Regional-
planung angesiedelt und hat den Nachteil, dass sie in einem Maße 
arbeits- und finanzaufwändig ist, dass sie auf Brandenburger Ver-
hältnisse kaum anwendbar ist.3 Das Konzept der Kommunalanalyse 
war seit Mitte der 90er Jahre mit unterschiedlichen Versuchsstadien 
Bestandteil der Arbeit des MBT Brandenburg. Unter personell sehr 
ungünstigen Bedingungen (drei Stellen für das gesamte Land Bran-
denburg) wurde zuerst in Mahlow und Fürstenwalde versucht, ein 

1  Etwa in Guben nach dem Tod von Farid Guendoul 1998. Dirk Wilking; Gerd 
Wermerskirch, Weltoffenes Guben. Abschlußbericht. Cottbus 2001.

2  Karin Dörre, Jürgen Lorenz,: Die Stadt Angermünde und ihr Umgang mit 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, in: Hülsemann; Kohlstruck 
(Hg.): Mobiles Beratungsteam. Einblicke. Ein Werkstattbuch. Potsdam 2004, 
S. 117 ff.

3  Marlo Riege, Herbert Schubert (Hg.): Sozialraumanalyse. Grundlagen – Metho-
den – Praxis. Opladen 2002. Wenn im Zusammenhang mit mobiler Beratung 
von „Sozialraumanalyse“ die Rede ist, dann handelt es sich in der Regel um 
eine vereinfachte Form, die eher eine Sozialraumbeschreibung ist als eine Ana-
lyse. So etwa in MBR Berlin; MBT Sachsen (Hg.): Mobile Beratung für Demo-
kratieentwicklung. Grundlagen – Analysen – Beispiele. Berlin 2004, S. 17 ff.
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analytisches Besteck für kommunale Interventionen zu entwickeln.4 
Systematisiert für die MBT-Arbeit wurde die Kommunalanalyse über-
wiegend von Dierk Borstel. Sie ist verbunden mit dem Anspruch eines 
„Community-Coachings“, d.h. aus der kommunalen Analyse sollten 
Handlungsspielräume entwickelt werden.5 Dabei ist es nicht entschei-
dend, dass die Ersteller der Kommunalanalyse identisch mit den Com-
munity-Coaches sind.

Borstel beschreibt die Basis des Ansatzes: „Wir orientieren uns 
dabei an dem Konzept der ‚dichten Beschreibung’ von Clifford 
Geertz. Das Ziel ist es, soziale Konstellationen in einem begrenzten 
Raum möglichst umfassend und komplex (‚dicht‘) zu beschreiben. So 
werden Interaktionen, Wirkungszusammenhänge, Problemlagen des 
Handelns und unterschiedliche Perspektiven, besonders durch die 
Betonung von Opferperspektiven, deutlich. Die Stärke dieser Metho-
dik liegt darin, eine Vielzahl von Informationen zuzulassen und neuen 
Erkenntnissen flexibel Raum zu geben. Der Nachteil ist die fehlende 
Repräsentativität für den Gesamtraum.“6 

Der vermeintliche Nachteil dieser „Verdichtung“ ist aber praktisch 
ein Vorteil. Das originär MBT-typische bei der Kommunalanalyse ist 
nämlich die Fokussierung auf das Themenfeld Rechtsextremismus und 
das Einbringen von speziellen Kenntnissen der rechtsextremen Struk-
turen und Arbeitsweisen in das kommunale System. Es werden vor 
allem die kulturellen Aspekte eines Gemeinwesens berücksichtigt, die 
wirkungsrelevant im Umfeld des politischen Extremismus sind. Vogel 
beschreibt dies: „Gemäß dem Prinzip „Wahrnehmen – Deuten – Han-
deln“ kommt dann das Fachwissen der MBTs in Bezug auf rechtsex- 
treme Strukturen zum Tragen. D.h. die lokalen AkteurInnen werden 
über Strategien und Erscheinungsformen von Rechtsextremismus 
informiert. Erst danach beginnt die konkrete Aktionsplanung, wird ein 

4  Ray Kokoschko: Zur offenen Kinder und Jugendarbeit in der Stadt Fürstenwalde, 
in: Bernd Wagner, Hans-Jürgen Lehnert (Hg.): MBT – ein Projekt gegen rechts-
extreme Gewalt. Potsdam 1997.

5  Dierk Borstel: Rechtsextremismus im kommunalen Nahraum – Situation und 
Perspektiven für die Gestaltung der Zivilgesellschaft, in: Gudrun Heinrich 
(Hrsg.): Beiträge zu Fragen von Zivilgesellschaft und Rechtsextremismus, 
Rostock 2005, S. 49; Dierk Borstel: Ein Angebot zur kommunalen Auseinan-
dersetzung mit rechtsextremen Tendenzen – Community Coaching, in: Andrea 
Pingel (Hg.): Sozialraumorientierung und die Auseinandersetzung mit Rechts-
extremismus in der Jugendarbeit, Halle, 2004, S. 89-97. 

6  Dierk Borstel/Kerstin Sischka: Das Konzept Community Coaching – eine Ein-
führung, in: Zentrum Demokratische Kultur 2003, S. 9.
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Handlungskatalog erstellt, der auf Erkenntnissen beruht, die aus der 
Lokalraumanalyse gewonnen wurden.“7

Kommunalanalyse ist kein geschützter Begriff und keine umfäng-
lich beschriebene sozialwissenschaftliche Kategorie. Der Begriff 
erscheint vielmehr im Kontext von CIVITAS-geförderten mobilen Bera-
tungsansätzen des Gemeinwesens in Berlin, Sachsen, Mecklenburg 
Vorpommern aber auch innerhalb der mobilen Beratung in Branden-
burg. Empirische Erhebungen unter dieser Bezeichnung werden in den 
verschiedenen Selbstdarstellungen der Beratungsstrukturen zum Teil 
als fachlicher Standard beschrieben und dargestellt. Dazu werden die 
jeweiligen unterschiedlichen inhaltlichen Ausrichtungen und metho-
dischen Ansätze beschrieben.8 

7  Christopher Vogel: Mobile Beratungsteams gegen Rechtsextremismus. Ein ost-
deutsches Konzept für Westdeutschland? Diplomarbeit FH Kassel, Fachbereich 
Sozialwesen; Kassel 2006, S.81.

8  Eine Übersicht der durchgeführten Kommunalanalysen:  Zentrum Demokrati-
sche Kultur (Hg.): Rechtsextreme Tendenzen und Erfordernisse demokratischen 
Handelns in Berlin-Hohenschönhausen. Berlin 2000; Kerstin Sischka: Kommu-
nalanalysen in der Praxis – Rechtsextremismus und demokratische Potentiale im 
Landkreis Dahme-Spreewald, in: Zentrum Demokratische Kultur 2003, S. 16-
30; Zentrum Demokratische Kultur (Hg.): Lokaler Aktionsplan Lichtenberg – Für 
Demokratie und Toleranz – Gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus, Berlin 2003; Zentrum demokratische Kultur (Hg.): Loka-
ler Aktionsplan Pankow – Für Demokratie und Toleranz – Gegen Rechtsextre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus, Berlin 2003; ZDK-Bulletin 
4/2003 Gegen Rechtsextremismus hilft mehr Demokratie. Community Coa-
ching – Kommunalanalyse und Demokratieentwicklung im Gemeinwesen, ZDK 
Studien zu Berlin Mitte, Treptow-Köpenick 2003/2004;  Kommunalanalyse des 
Kooperationsverbundes „Rechtsextremismus und Demokratie gefährdende Phä-
nomene in Berlin Mahrzahn-Hellersdorf – Möglichkeiten der demokratischen 
Intervention, Berlin 2004; Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin 
(MBR) und Mobiles Beratungsteam des Kulturbüro Sachsen (MBT Sachsen): 
Mobile Beratung für Demokratieentwicklung. Grundlagen – Analysen – Bei-
spiele, Berlin 2004; Caritasverband für Dresden e.V.: Kommunalanalyse Rein-
hardtsdorf-Schöna, unter www.caritas-dresden.de, eingesehen am 26.10.2007; 
Andrea Fischer-Tahir, Friedemann Affolderbach, MBT Kulturbüro Sachsen e.V.: 
„Mein Sohn wurde von Rechten zusammengeschlagen. Wahrnehmungen und 
Deutungen zum Thema Rechtsextremismus. Das Beispiel Wurzen, unter www.
kulturbuero-sachsen.de, eingesehen am 26.10.2007; Friedemann Bringt: Sozi-
okulturelle Animation und Projektmethode als Grundlagen einer demokrati-
schen Jugendarbeit im Landkreis Muldental, in: ZDK-Bulletin 1999; ZDK: Stu-
dien im Kreis Ostvorpommern (2002), Rostock (2002); MBT: Kommunalanalyse 
Ueckermünde 2004; MBT: Rechtsextremismus in Mecklenburg-Vorpommern 
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Ausgangspunkt der analytischen Bestrebungen ist dabei oft die quali-
tative Analyse eines konkreten Gemeinwesens oder eines Landkreises. 
Eine Prozessqualität lässt sich für die Kommunalanalysen beschrei-
ben, in deren Ergebnis:
– die unterschiedlichen lokalen rechtsextremen Erscheinungsfor-

men,
– die unterschiedlichen berufsbezogenen und durch die Zivilgesell-

schaft entwickelten Konzepte und Aktivitäten
– und der Abgleich beider Komponenten über Bewertung, Evalua-

tion und Bedarfsbeschreibung festgehalten werden.

Einige der Kommunalanalysen bleiben bei der analytischen Beschrei-
bung des untersuchten Gegenstandes stehen und implizieren einen 
eher zufälligen Aha-Effekt bei den Akteuren. Je nach dem wie die Studie 
lokal verankert wird, ist ein möglicher Ertrag für die Nachhaltigkeit zu 
erwarten. Die Chance der lokalen Verankerung einer Kommunalanalyse 
hängt vom Grad der Partizipation beim Entstehen, der Durchführung, 
der Auswertung und der Erarbeitung der Schlussfolgerungen ab. Von 
einer externen Beschreibung demokratischer Defizite des Gemeinwe-
sens kann man sich eher distanzieren als von der „eigenen“, im Sinne 
von gewollter und mitbeförderter Analyse. Der partizipative Aspekt der 
Kommunalanalyse entspricht einer Stimulation, die von Friedemann 
Bringt als „Soziokulturelle Animation“ bezeichnet wird:

 „Mit dem Konzept der Soziokulturellen Animation versuchen wir, europä-
ische Vorstellungen der Kommunalentwicklung mittels Nutzung sozialer 
und kultureller Ressourcen für unsere Arbeit nutzbar zu machen.“9

Lagebilder für die Landkreise und kreisfreien Städte. Juli 2005; MBT Branden-
burg: Guben, Fürstenwalde, Königs Wusterhausen und Mahlow.

9  Interview mit Friedemann Bringt (Kulturbüro Sachsen), in: Christopher Vogel: 
Mobile Beratungsteams gegen Rechtsextremismus. Ein ostdeutsches Konzept 
für Westdeutschland? Diplomarbeit, FH Kassel, Fachbereich Sozialwesen; 
Kassel 2006, Anhang, S.X. Bringt bemängelt in dem Interview zu Recht, dass 
der Aspekt von gemeinwesenorientierten Angeboten in der Wissenschaft kaum 
berücksichtigt wird: „Soziokulturelle Animation ist ein Fachgebiet der sozia-
len Arbeit, welches man in der Schweiz, bspw. in Bern oder Basel studieren 
kann und im deutschen Sprach- und Wissenschaftsgebrauch am ehesten der 
Gemeinwesenarbeit entspricht. Nur leider gibt es in der BRD seit den frühen 
90er Jahren keinen grundständigen universitären bzw. fachhochschulischen 
Ausbildungsgang zur Gemeinwesenarbeit mehr.“.
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Anhand der unterschiedlichen Arbeitsbedingungen der MBTs haben 
sich im Laufe der letzten Jahre recht unterschiedliche Formen der Kom-
munalanalyse entwickelt. Das bezieht sich sowohl auf die Erstellung, 
als auch auf das Verfahren nach der Veröffentlichung der Analyse. Es 
besteht ein erkennbarer Unterschied, wenn die Kommunalanalyse 
von MitarbeiterInnen erstellt wird, die die Kommune seit vielen Jahren 
kennen, oder wenn es jemand ist, der völlig fremd ist. Ebenso ist es 
nach der Veröffentlichung ein qualitativer Unterschied, ob der Berater 
oder die Beraterin weiter in dem Ort berät, oder (wegen der fehlenden 
finanziellen Ressourcen) mit einigen Hinweisen und Vereinbarungen 
die Region verlässt. In der Praxis hat sich gezeigt, dass sich bereits 
während der Erhebungsphase für die Kommunalanalyse ein deut-
lich wahrnehmbarer Beratungsbedarf bei den Akteuren bemerkbar 
macht. Das bedeutet, dass die Ergebnisse der Analyse z.T. „unrein“ 
sein können – in dem Sinne, dass Akteure der Kommune, die relativ 
spät in den Prozess einbezogen werden, bereits die ersten Verände-
rungen durch vorher am Prozess Beteiligte in ihr Bild aufnehmen. Ein 
weiterer Erfahrungswert des MBT Brandenburg ist, dass die Akteure 
z.T. sehr schnell wechseln. Eine Vereinbarung mit einer Behörde kann 
beispielsweise durch Wahlen oder innerbetriebliche Veränderungen 
der Verwaltung bereits nach wenigen Monaten in Vergessenheit gera-
ten sein. Zivilgesellschaftliche KooperationspartnerInnen ziehen weg, 
haben sich übernommen oder boykottieren eine Mitarbeit – die Ergeb-
nisse der Kommunalanalyse sind dann zwar in den Aktenordnern gesi-
chert, aber kaum noch „animierend“. Hier hat sich eine mittel- und 
langfristige Begleitung durch das MBT bewährt, die das Thema immer 
wieder anspricht und variiert wieder ins Gemeinwesen transportiert. 

Die Ausgangssituation für den Beratungsprozess in Bad Freienwalde

Auslöser weiterer Beratungstätigkeit des MBT in Bad Freienwalde 
war die Ausstrahlung einer Fernsehsendung (ARD: Rabatz, Septem-
ber 2005). Die Inhalte der Sendung wurden in der Bad Freienwalder 
Öffentlichkeit polarisierend diskutiert. Es kam verstärkt zu konflikthaf-
ten Diskussionen. Die Sendung sollte die impliziten Bedrohungsla-
gen zweier Akteurinnen mit einem antifaschistischen Selbstverständ-
nis beschreiben. Weil wenig Bildmaterial vorhanden war, das den 
Rechtsextremismus in Bad Freienwalde dokumentierte, vorhanden 
war, wurden zur Unterstreichung des Themenfeldes martialische Auf-
tritte von Neonazis in den Beitrag hinein geschnitten. Die verwende-
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ten Sequenzen haben mit Bad Freienwalde als Ort des eigentlichen 
Geschehens nichts zu tun. 

Wirkungen des Films waren unter anderem das Entstehen einer 
„Wagenburg-Mentalität“ gegen „Nestbeschmutzer“:
– Die Stadtverordnetenversammlung kritisierte den Film scharf und 

erwog eine Klage gegen die ARD: Die Gemeinde sei diskreditie-
rend dargestellt worden.

– Viele Menschen im Ort sprachen sich gegen den Film aus.
– Kurgäste stornierten schon gebuchte Aufenthalte im Ort.
– Es gab kommunales Mobbing gegen die linksalternativen Jugendli-

chen, auch an der Schule.
– Der Konflikt zwischen unterschiedlichen Akteursgruppen eska-

lierte.
– Auf die im Film eigentlich thematisierte Bedrohung der linksalter-

nativen Jugendszene wurde im Ort nicht eingegangen. Deren sub-
jektive Wahrnehmungen der rechtsextremen Szene sind aber als 
solche berechtigt.

Als Mitarbeiter des MBT war uns klar, dass in dieser Konfliktsitua-
tion auch Chancen lagen. Niemand sprach mehr über das eigentliche 
Thema: Demokratie gefährdende Entwicklungen in Bad Freienwalde. 
Wir suchten nach Partnern und versuchten, über methodische Ansätze 
der systemischen Beratung, neue kommunale Ressourcen für die Aus-
einandersetzung mit Rechtsextremismus zu erschließen. 

Nach ausführlichen Gesprächen mit unterschiedlichen Akteuren 
der Stadt, wurden erste Ideen für einen konstruktiven Umgang mit 
der Situation gesammelt. Verantwortliche der Stadt wollten ein schnel-
les weiteres öffentliches Treffen durchführen, organisiert durch die 
Betreiber des Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrums „Offi“, 
die Stiftung Sozialpädagogisches Institut Walter May, Niederlassung 
Brandenburg (SPI), ohne grundlegende konzeptionelle Überlegun-
gen anzustellen. Wir haben dem SPI geraten diese Veranstaltung 
nicht über das Knie zu brechen und stattdessen noch einmal mit den 
Spitzen der Stadt in eine Vorbereitungs- und strategische Planungs-
runde zu gehen. Wir sind als beratende Institution durch das SPI mit 
eingeladen worden. Es kam zu besagtem Treffen, an dem der Bür-
germeister, der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung, die 
Hauptamtsleiterin, der Leiter des „OFFI“ (SPI) und das MBT teilnah-
men. Unser Vorschlag eine partizipative „Kommunalanalyse – für ein 
weltoffenes und tolerantes Bad Freienwalde“ durchzuführen und sie 
als Ausgangspunkt weiterer konzeptioneller Entwicklungen auf den 
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verschiedenen Ebenen des Gemeinwesens zu sehen, wurde sehr posi-
tiv aufgenommen. Das MBT wurde schriftlich mit der Koordination 
und Durchführung besagter Analyse durch den Bürgermeister beauf-
tragt. Der Bürgermeister entsprach damit unserem Wunsch. Es fand 
eine erste öffentliche Veranstaltung statt, zu der die verschiedenen 
berufsbezogenen Akteure direkt eingeladen wurden. Wir unterstütz-
ten den Bürgermeister bei der Formulierung des Einladungstextes und 
entwickelten erste konzeptionelle Überlegungen über Ziele, Inhalte 
und Methoden der Kommunalanalyse. Mit der Einladung konstituierte 
der Bürgermeister den Arbeitskreis „Für ein weltoffenes und tolerantes 
Bad Freienwalde“. Aus dem Einladungstext wird deutlich, dass sowohl 
der Bürgermeister als auch der Vorsitzende der SVV das Problem ernst 
nehmen. Zitat: „… hiermit möchten wir Sie um Unterstützung unserer 
Initiative: „Für ein weltoffenes und tolerantes Bad Freienwalde“ bitten. 
Gefährdungen des demokratischen Gemeinwesens können erfolg-
reich durch demokratische Initiativen begegnet werden. Wir sehen 
gemeinsam mit anderen einen Handlungsbedarf, insbesondere durch 
Gefährdungen, die von rechtsextrem orientierten Gruppierungen aus-
gehen. Um angemessene Handlungsstrategien entwickeln zu können, 
brauchen wir ihre Sichtweisen, Situationsbeschreibungen und krea-
tiven Ideen. Sie als Bürger und Akteur sind die Experten vor Ort und 
gestalten das demokratische Image der Stadt weiter. Darum bitten wir 
Sie an einer Kommunalanalyse mitzuarbeiten, die wir gemeinsam mit 
dem Mobilen Beratungsteam im Rahmen des Toleranten Branden-
burgs erstellen wollen. Herr Kokoschko ist als kompetenter Berater 
so freundlich, diesen Prozess zu moderieren und zu begeleiten. Wir 
wollen die Situation in Bad Freienwalde durch eine gemeinsam erar-
beitete Kommunalanalyse beschreiben. Die Ergebnisse werden in den 
Prozess der weiteren Ausgestaltung des demokratischen Gemeinwe-
sens der Kurstadt Bad Freienwalde einfließen.“

Für die Durchführung der Kommunalanalyse wurde eine Steue-
rungs- und Koordinierungsgruppe, bestehend aus dem Bürgermeister, 
der Hauptamtsleiterin, dem Vorsitzenden der SVV und dem Leiter des 
„OFFI“ eingerichtet. Dadurch hatte das MBT direkte Ansprechpartner 
im Gemeinwesen. Verschiedene vorbereitende Absprachen in und mit 
diesem Gremium führten zur Festlegung des Forschungsdesigns. 

Das Interesse der Mitglieder der Koordinierungsgruppe an der 
Kommunalanalyse lag insbesondere darin, Erkenntnisse über Umfang 
und Stärke rechtsextremer Bestrebungen und Entwicklungen in Bad 
Freienwalde zu gewinnen. Zudem sollte der Prozess des Beschreibens 
die Verständigung unter den verschiedenen Akteuren des Gemeinwe-
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sens befördern. Die Erarbeitung eines gemeinsamen Wissensstandes 
über Demokratie gefährdende Entwicklungen im Bereich Rechts-
extremismus führte zu einer neuen Qualität der Sensibilisierung im 
Gemeinwesen.

Es fand ein Austausch mit Dominique John vom Verein Opferper-
spektive zur Situation in Bad Freienwalde statt. Er bat uns um Unter-
stützung für die Bewertung einer aktuellen Chronik rechtsextremer 
Vorkommnisse in der Stadt. Er nahm parallel zu uns Kontakt zu den 
JungdemokratInnen / Junge Linke vor Ort auf und zu den in der Chro-
nik erwähnten Jugendlichen.

Die vorbereitenden Arbeiten zur Durchführung der Kommunalana-
lyse wurden abgeschlossen. Dazu zählte auch das klärende Gespräch 
zwischen der Leitung des Institutes und den Entscheidungsträgern der 
Stadt (Bürgermeister und Hauptamtsleiterin) bezüglich der Verant-
wortlichkeiten und Zuständigkeiten. Die Stadt blieb in der Steuerung 
der Analyse und der Erstellung des kommunalen Handlungskonzeptes 
in der Verantwortung. 

Der Interviewleitfaden wurde erarbeitet und fand im Rahmen der 
Experteninterviews seine Erweiterung und Überarbeitung.

Inhaltliche Schwerpunkte, methodische Herangehensweise, 
empirische Grundlagen und Verlauf der Analyse

Die Kommunalanalyse in Bad Freienwalde sollte folgende inhaltliche 
Schwerpunkte erfassen:

1. Die Beschreibung der Erscheinungsformen, Vorfälle, Ereignisse etc. 
in den Bereichen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitis-
mus, insbesondere in spezifischen Jugendmilieus.

2.  Die Erfassung der Problemwahrnehmung und Beschreibungskom-
petenzen.

3.  Die Beschreibung demokratischer und zivilgesellschaftlicher Res-
sourcen.

4.  Die Eruierung von Handlungsfeldern.
5.  Das Zusammentragen von Vorstellungen und Ideen für zukünftige 

demokratiefördernde Handlungsstrategien und deren Weiterent-
wicklung; Perspektiven der Stärkung demokratischer Strukturen.

6.  Auf der Basis all dieser Erkenntnisse auf partizipative Weise demo-
kratiefördernde Handlungsstrategien zu entwickeln und in einen 
Aktionsplan zu integrieren.
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Für die Erhebung und Auswertung des Datenmaterials wurde eine qua-
litative Herangehensweise vereinbart. Das bedeutete unter anderem:

– Einzelfallanalysen wurden eingebaut.
– Der Analyseprozess wurde grundsätzlich für Ergänzungen und 

Revisionen offen gehalten.
– Die Erhebung der Daten wurde als Interaktion betrachtet. Dies 

bezieht sich insbesondere auf die wertschätzende, partizipative 
und aktivierende Form der Befragung.

– Es wurde von einer ganzheitlichen Gegenstandsauffassung ausge-
gangen.

– Es wurde an die konkreten praktischen Problemstellungen ange-
knüpft.

– Die Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse wird argumentativ 
begründet.

– Ausgangspunkt für die Analyse und Beschreibung der Phänomene 
war die Sicht der verschiedenen Subjekte und deren Intentionen. 
Bei der Auswertung der Ergebnisse wurde versucht, eine Reduktion 
auf das Wesentliche zu erreichen.

– Die mit der Durchführung der Erhebung betrauten Menschen ent-
wickelten während der Datensammlung theoretische Konzepte, 
Konstrukte und Hypothesen, die sie verfeinerten und verknüpften, 
so dass Erhebung und Auswertung sich überschnitten. 10

Die empirischen Grundlagen der Kommunalanalyse

Im Rahmen eines Workshops wurde ein Sozialraumatlas erstellt, der 
verschiedene Sozialräume hinsichtlich rechtsextremer Gefährdungen 
beschreibt. Dieser wurde ergänzt und verifiziert durch eine Experten-
runde mit der Polizei und dem Bürgermeister sowie MitarbeiterInnen 
der Verwaltung. Es wurde eine umfangreiche Presse- und Internetre-
cherche zum Themenfeld für die Stadt Bad Freienwalde durchgeführt. 
Weiterhin wurden fünf Sozialraumbegehungen durchgeführt wo wei-
terführende Gespräche mit zufällig angetroffenen Personen geführt 
wurden, darunter unter anderem zwei Hausmeister und eine Gruppe 
von jungen Erwachsenen. Entsprechend dem Forschungsdesign 
wurden mit 30 ExpertInnen leitfadengestützte narrative Interviews 

10  Vgl. Philipp Mayring: Einführung in die Qualitative Sozialforschung. Weinheim 
und Basel, 5. Auflage 2002.
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Verlauf der Analyse:

0. Vorbereitende Maßnahmen:
– Auftragserteilung durch den Bürgermeister zur Erstellung einer Kommunal-

analyse „Weltoffenes und tolerantes Bad Freienwalde“
– Bildung des Beirates für die Kommunalanalyse und Partnersuche
– Problembeschreibung durch Partner, Begründung des Arbeitskreises für ein 

Weltoffenes und Tolerantes Bad Freienwalde
– Begriffl iche Annäherungen
– Konzipierung der Kommunalanalyse incl. Zeitplan
– Erstellung Interviewleitfaden

INFORMIEREN

1. Erhebung:
– Internet und Medienrecherche
– Gruppendiskussionen
– Erstellung Sozialraumatlas
– Eruierung der zu beschreibenden Handlungsfelder
– Qualitative Befragung, leitfadengestützte narrative- und Experteninter-

views, der Handlungsfelder Jugendarbeit, Schule und Kultur
– 1. Zwischenauswertung
– Qualitative Befragung, leitfadengestützte narrative- und Experteninter-

views, der Handlungsfelder Wirtschaft, Politik und Kirche
– Dokumentenanalyse insbesondere zur Leitbildentwicklung der Stadt und 

Stadtentwicklungskonzeption
– Verschiedene teilnehmende Beobachtungen
– Sozialraumbeobachtungen
– Fototour

BETEILIGEN 

durchgeführt. Die Experten waren VertreterInnen aus den Bereichen 
Jugendarbeit/Schule, Kultur/Subkultur, Vereine/Sport, Kirche, Politik 
und Wirtschaft.
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3. Handlungsebene:
– Kommunaler Aktionsplan
– Konzeptionelle Erweiterung verschiedener Angebote
– Strukturbildung in Form von weiterer Vernetzung/Kooperation
– Situationsbezogene Absprachen
– Fachbezogene Qualifi kation und Fortbildungen unterschiedlicher Akteurs-

gruppen

2. Analyse und Auswertung:
– Zusammenfassung und schriftliche Dokumentation der Ergebnisse
– Schlussfolgerungen, Beschreibung des Handlungsbedarfes
– Qualifi zierung der verschiedenen Handlungsfelder und Akteursebenen

KOOPERIEREN 
UND 

VERNETZEN

Auszug aus den Ergebnissen

Wahrnehmungen zum Themenfeld Rechtsextremismus – empirische 
Beschreibungen

Es gab unterschiedliche Sensibilisierungen, Wahrnehmungen und 
Einschätzungen bezüglich Demokratie gefährdender Phänomene in 
der Stadt. Alle interviewten Personen konnten Aussagen zu rechtsex-
tremen Erscheinungen für die Stadt machen. Es gab unterschiedliche 
Beschreibungen, die zum Teil aus persönlichen Erfahrungen herrühr-
ten. Rund 30 Prozent der Interviewpartner gaben an, keine persönli-
chen Erfahrungen mit Rechtsextremismus gemacht zu haben.

Rechtsextremismus wurde nicht einheitlich defi niert. Es spielten 
aber als Bestandteile einer Defi nition Vorurteile insbesondere gegen 
Ausländer, sozial Schwache und Politiker eine Rolle. Gewaltakzep-
tanz und -bereitschaft und menschenverachtende Grundhaltungen 
und Intoleranz wurden als weitere Bestandteile einer Defi nition 
benannt. Kleidung und massives Auftreten in Gruppen, extreme Aus-
länderfeindlichkeit, kontrollierendes Verhalten und Bewusstheit im 
Tun, Orientierung am Nationalsozialismus, die Behauptung biologi-
scher Hierarchien und dem daraus resultierenden „Vorrecht der ari-
schen Rasse“, Sexismus, Antisemitismus und ein bestimmtes Outfi t 
wurden als weitere Merkmale von Rechtsextremismus gedeutet. 
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Sehr kontrovers dagegen wurden rechtsextreme Gefährdungspotentiale 
für das Gemeinwesen beschrieben. Die Mehrheit der Interviewpartner 
hält die gesellschaftliche Mitte für nicht rechtsextrem gefährdet. Jedoch 
wurden Stimmenzuwächse für rechtsextreme Parteien bei Wahlen pro-
gnostiziert. Es gab vereinzelte Hinweise auf rassistische Einstellungs-
momente in der Querschnittsbevölkerung. Dazu folgendes Zitat: 

„…ansonsten hatte er nur hier einmal beim Arzt mit einer Frau Schwierig-
keiten. (Es handelt sich dabei um einen Bad Freienwalder Bürger russischer 
Abstammung) Die war vielleicht so 55. Sie sind wohl Jude? Richtig laut, 
beim Arzt. Das sieht man doch an Ihrer Nase! Die hat ihn voll bepöbelt, 
was er hier will, und was er in Deutschland zu suchen hat und dass er den 
Leuten doch nur die Arbeit wegnimmt. Er hätte doch zu verschwinden. 
Das Wartezimmer war voll und niemand hat sich empört.“

Einige der Interviewten beschrieben verschiedene Milieus für Bad 
Freienwalde, die besonders anfällig für Offerten des politischen 
Rechtsextremismus sind. Es handelt sich dabei um Menschen, die 
mit Vorurteilen belastet sind und dem politischen System distanziert 
gegenüberstehen. Ein über fünfzigjähriger Gesprächspartner äußerte 
sich wie folgt: „Rechtsextremismus ist oft unterschwellig vorhanden 
und nicht nur bei Jugendlichen, sondern auch im Gespräch mit Älte-
ren, wo manchmal Kriegserlebnisse recht heroisch überliefert werden. 
Gerade wenn es um das Thema Juden geht, höre ich erschreckende 
Dinge manchmal nebenbei am Kaffeetisch, wo ich nicht gleich so rea-
gieren kann, wo es mir die Sprache verschlägt, auch bei Leuten, wo ich 
es nicht gedacht habe. Das sind zum Teil tief verwurzelte antisemiti-
sche Anschauungen, die mit rationalen Argumenten nicht aufzuarbei-
ten sind. Ich frage mich, wo kommt das her? Das sind Leute, die sind 
vielleicht so alt wie ich oder ein wenig älter. Das sind wahrscheinlich 
tradierte, von Eltern übernommene Worte, die einfach reingesenkt 
sind ins Bewusstsein und dann irgendwann wieder auftauchen. Ich 
kann es mir nicht anders erklären.“

Das subjektive Sicherheitsempfinden einiger Interviewpartner, das 
durch traumatische Erfahrungen in gewalttätigen Auseinandersetzun-
gen mit rechtsextrem orientierten Jugendlichen geprägt wurde, beein-
flusst und prägt deren alltägliche Lebensbezüge11. So meiden diese 

11  Es gibt eine Reihe von Bemühungen insbesondere alternativer und antifaschis-
tischer Gruppen derartige Erfahrungen in Chroniken zu erfassen. Etwa Jung-
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Menschen zu bestimmten Zeiten oder Anlässen bestimmte Orte oder 
Veranstaltungen. Folgendes Zitat aus einem Interview soll die Situa-
tion näher verdeutlichen: „Ich kenne eine Familie, die leben zum Teil 
in Deutschland und zum Teil im Ausland. Und der Sohn ist links, das 
schließe ich zumindest aus seiner Kleidung. Er kleidet sich bewusst 
so. Und er hatte wohl oft Schwierigkeiten, dass er nicht wusste, ob er 
gut nach Hause kommt. Ihm wurde aufgelauert, aber er wusste, dass 
es welche aus der Schule waren. Es waren zum Teil Schüler aus seiner 
Schule. Und da waren ihm die Leute bekannt, die sich so versammelt 
haben. Ich habe es so verstanden, dass sie ihm aufgelauert haben, 
um ihn fertig zu machen auf Grund seiner politischen Einstellung. Ich 
denke er hatte schon Angst, aber auf der anderen Seite wollte er nicht 
klein beigeben und andere Klamotten tragen oder so.“

Mit der Erstellung des Sozialraumatlas’ wurden verschiedene Orte 
für Bad Freienwalde beschrieben, an denen sich eine rechtsextreme 
Klientel trifft und öffentliche Räume z.T. wahrnehmbar besetzt. Es 
wurden auffällige Verhaltensweisen wie Pöbeleien, ein rechtsextremes 
Outfit und starker Alkoholkonsum beschrieben. In diesem Zusammen-
hang wurden folgende Orte benannt: 
– der Bahnhof, insbesondere der Bahnhofsvorplatz
– die Bushaltestelle in der Nähe vom REWE-Einkaufsmarkt
– die Freilichtbühne
– die Konzerthalle St. Georg
– das Kriegerdenkmal
– das OFFI (das lokale Jugendzentrum)
– der Schlosspark
– das Park-Eck
– das Bertold-Brecht-Gymnasium
– die Shell Tankstelle

Während der Erhebungsphase ließen sich zwei festere Anlaufpunkte 
von Jugendlichen mit anscheinend rechtsextremen Orientierungen 
verifizieren. Es handelt sich dabei um den Bahnhof und die Bushalte-
stelle in der Nähe des REWE-Einkaufsmarktes. Von einigen Interview-
partnern wurde von öffentlichen Veranstaltungen, Feiern und Festen, 
wie Altstadtfest und Köhlerfest berichtet, an denen sich „stadtbekannte 
Rechtsextreme“ treffen und zumindest bedrohlich wirken. Insbeson-

demokratInnen/Junge Linke Bad Freienwalde  / Chronik: http://www.inforiot.de/
jdjl/frw/chronik.html. Eingesehen am 11.6.2007.
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dere jugendliche Milieus, die auf spezifische Weise sozial und orga-
nisatorisch strukturiert und ideologisch vorgeprägt sind, wurden als 
besonders kriminell gefährdet beschrieben. Für die öffentliche Ruhe 
und Ordnung stellen diese Gesellungen nach Angaben der Experten 
keine strukturierte Bedrohung da. Gewalttaten oder andere Straftaten, 
die von der Polizei der „Politisch motivierten Kriminalität“ (PMK) zuge-
rechnet werden, sind aber prinzipiell nicht auszuschließen. Die jüngs-
ten Entwicklungen im Bereich der PMK unterstrichen das nachhaltig. 
So genannte „No-Go-Areas“ oder „national befreite Zonen“ wurden 
von keiner der befragten Personen beschrieben oder benannt.

Als Ursachen rechtsextremer Entwicklungen wurden insbesondere 
allgemeine soziale Problemlagen, hohe Arbeitslosigkeit, Hartz IV, 
Zukunftsängste, Unfähigkeit der politisch Verantwortlichen, fehlende 
Eigeninitiative, fehlendes Engagement der Menschen selbst, man-
gelnde Freizeitangebote oder nicht bezahlbare Wohnungen benannt. 
Die Verantwortung der Elternhäuser und die Rolle der Schulen wurde 
ebenfalls thematisiert.

Auf die explizit formulierte Fragestellung, ob die Interviewpartner 
Bad Freienwalde für weltoffen und tolerant halten, antworteten einige 
mit Nein. 

Während des Erhebungszeitraumes kam es zu drei Schlägereien, 
an denen Täter beteiligt waren, die der rechtsextremen Szene angehö-
ren sollen. Eine Tat wurde von verschiedenen Seiten wegen möglicher 
Tatmotivationen unterschiedlich interpretiert. Darüber hinaus kam es 
zu einer Reihe von politischen Aktivitäten der NPD. Es wurden Flug-
blätter verteilt und der Stammtisch der NPD wurde von Strausberg 
nach Bad Freienwalde verlegt und im „Park-Eck” abgehalten. Erklärtes 
Ziel der Veranstaltung, an der ca. 30 interessierte und vor allem junge 
Menschen teilnahmen, war die Gründung eines Ortsbereiches der 
NPD. Außerdem wurden mehrere Treffpunkte in privaten Wohnungen 
von „rechtsextremen“ Jugendlichen benannt. Im direkten Wohnumfeld 
von rechtsextrem orientierten Jungendlichen kommt es immer wieder 
zu beschriebenen Auffälligkeiten wie lautem Musikhören, insbeson-
dere rechtsextremer Musik, Pöbeleien und verbalen Bedrohungen (in 
der Eberswalder Straße, Grünstraße, Neuen Bergstraße, Waldsiedlung, 
Wriezener Straße, Königstraße).

Jugendliche mit „rechtsextremem“ Outfit waren während der ver-
schiedenen Sozialraumbegehungen im Stadtkern anzutreffen. Darüber 
hinaus ließen sich eine Reihe von rechtsextremen Schmierereien und 
Symbolen verteilt über die ganze Stadt finden. Die rechtsextreme Kli-
entel wird für Bad Freienwalde auf 20-50 Personen geschätzt, die zum 
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Teil überregional vernetzt sind. Ca. 5-10 Personen gelten davon als 
„harter Kern“ der rechtsextremen Szene. Politische Kameradschaften 
und Parteien, wie der Märkische Heimatschutz12 und die NPD, sind 
nur partiell aktiv und wenig in Bad Freienwalde verankert. Es werden 
vereinzelt Aktivisten mit politischem Sendungsbewusstsein beschrie-
ben, die versuchen, rechtsextreme politische Strukturen zu verankern. 
Bad Freienwalde verfügt über keine neonazistische Kameradschaft 
wie Eberswalde oder andere Orte. Die rechtsextreme Szene in Bad 
Freienwalde ist wenig homogen, sie tritt nicht als eine geschlossene 
Gruppierung auf. Es gibt eine Vielzahl von politisch wenig gefestigten 
Mitläufern, die unterschiedliche subkulturelle Milieus begründen. Für 
2005 erfasste die Polizei 13 Straftaten mit rechtsextrem politisch moti-
viertem Hintergrund und die Jugendgerichtshilfe beschrieb 25 Fälle 
im Zusammenhang mit rechtsextremen Orientierungen.

Die allgemeinen und speziellen Konzepte und Maßnahmen gegen 
Rechtsextremismus, die im eigenen Handlungsfeld und darüber hinaus 
vorhanden sind sowie deren bisherige Umsetzung und Wirksamkeit

Sowohl die Polizei, das Jugendamt, das SPI als Betreiber des Jugend-
zentrums OFFI und die Bad Freienwalder Alternative(BFA), die Jung-
demokratInnen/Junge Linke Bad Freienwalde als auch die Antifa Bad 
Freienwalde setzen sich mit dem Themenfeld Rechtsextremismus sys-
tematisch auseinander. Keine andere befragte Akteursgruppe setzt sich 
explizit mit diesem Themenfeld auseinander. Mögliche Aktivitäten der 
Schulen konnten nicht ausreichend beschrieben werden. Hier ließen 
sich nur in unzureichendem Maße Interviewpartner akquirieren. 

Für das Handlungsfeld Jugendarbeit/Jugendhilfe ließen sich ledig-
lich durch die Jugendgerichtshilfe eine kontinuierliche und durch 
das SPI fallbezogene Arbeit mit rechtsextremer Klientel beschreiben. 
Ansonsten arbeitet niemand im Bereich der Jugendarbeit mit der 
oben beschrieben Klientel explizite und mit konzeptionellen Über-
legungen. Andere Interviewpartner, die im Rahmen von Sport, Kultur 
oder Vereinsarbeit mit jungen Menschen zu tun haben, benannten ihr 
eigenes Problembewusstsein und die Bereitschaft, sich mit anfallen-
den Fragestellungen zu gegebenem Anlass in ihren eigenen Reihen 
auseinanderzusetzen. Einige der Interviewpartner verneinten die Not-
wendigkeit, ein Handlungskonzept für ein weltoffenes und tolerantes 

12  Der Märkische Heimatschutz löste sich als überregional agierende rechtsex- 
treme Struktur im November 2006 auf. 



140

Bad Freienwalde zu erarbeiten. Sie hielten das für übertrieben und 
aufgesetzt oder aus zeitlichen Gründen für sich nicht vorstellbar. Die 
befragten Vereine und Institutionen stellten sich als weltoffen und 
tolerant dar, ohne auf besondere Aktionen oder Ereignisse abzuheben 
oder zu verweisen.

Vorstellungen und Ideen für zukünftige Demokratie fördernde Hand-
lungsstrategien und deren Weiterentwicklung; Perspektiven der Stär-
kung demokratischer Strukturen

Als eher problematisch für gemeinschaftliche kommunale Aktivitä-
ten wurde das Fehlen der Bereitschaft zur Kooperation mit anderen 
Trägern und Institutionen benannt. Es fehle eine konkurrenzlose und 
vorurteilsfreie Kommunikationsatmosphäre. Viele Konflikte ständen 
im Raum, die nicht bearbeitet werden können. Erklärungsversuche 
schlügen fehl: „Es war schon immer so. Es fehlt das Interesse am 
Anderen, man fühlt sich zurückgesetzt oder nicht ausreichend beach-
tet, es werden nur die Steckenpferde gepflegt und die anderen kleinen 
Initiativen kommen zu kurz, größere gemeinsame Aktivitäten werden 
unzureichend koordiniert, jeder macht nur sein Ding“.

Schwierig war es für die Interviewpartner, Themen zu bestim-
men, zu denen man sich im Interesse des gesamten Gemeinwesens 
an einen Tisch setzt. Einige der wenigen Problemfelder waren unter 
anderem: die fehlende öffentliche Anerkennung, insbesondere durch 
die politischen Vertreter der Stadt, Nachwuchsschwierigkeiten (es 
kommen immer weniger junge Menschen in die Vereine), finanzielle 
Schwierigkeiten, die zeitliche Überforderung bei ehrenamtlichem 
Engagement.

Beschreibung zivilgesellschaftlicher Ressourcen

Für die Entwicklung demokratischer Handlungsoptionen ist es notwen-
dig, die zivilgesellschaftlichen Ressourcen der Stadt zu beschreiben. 
Den Autoren der Studie ging es nicht um ein plakatives Aufzählen der 
verschiedenen zivilgesellschaftlichen Aktivitäten, des ehrenamtlichen 
Engagements oder das Benennen der vielen Vereine der Stadt mit den 
dazugehörigen Ortsteilen, sondern um das Aufzeigen der Qualität der 
Vernetzung, die daraus entstehenden Synergien und die verbinden-
den Themen und möglichen gemeinsamen Zielsetzungen. Bad Freien-
walde ist eine Stadt mit sehr vielen zivilgesellschaftlichen Ressourcen 
auf den Handlungsebenen Jugend, Bildung, Kultur, Sport und Politik. 
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Es gibt auf den unterschiedlichen Ebenen viele Menschen, die sich 
sehr stark engagieren und sich somit in das Gemeinwesen einbrin-
gen. Es handelt sich dabei um Menschen, die sich mit ihrer Stadt im 
Allgemeinen identifizieren und Visionen haben. Interviewpartner 
sprachen von Enthusiasmus und Leidenschaft, die sie während ihres 
Engagements begleiteten.13 Viele Menschen sind an der weiteren Ent-
wicklung der Stadt interessiert und wollen sich konstruktiv einbrin-
gen. Gewerbetreibende verpflichten sich sehr stark, auch ehrenamt-
lich. Alle interviewten Gewerbetreibenden engagieren sich in oder 
für Vereine der Stadt durch finanzielle Unterstützungen oder auch 
persönliches Engagement. Auf der anderen Seite wurden durch die 
Interviewpartner nur sehr wenig positive Erfahrungen in der Zusam-
menarbeit der verschiedenen Träger, Institutionen und ehrenamtlichen 
Einrichtungen beschrieben. Ausnahme war hier das Altstadtfest. Hier 
kommt es zu Kooperationen, Vernetzungen und Absprachen. Die ver-
schiedenen Vereine und Träger haben die Möglichkeit, sich öffentlich 
zu präsentieren. Hier wurden vereinzelt unterschiedliche Kooperati-
onen benannt. Jedoch gab es auch hier vereinzelt Kritik. Die kleine-
ren Träger fühlen sich zurückgesetzt und durch die Kommune wenig 
anerkannt. Grundproblem ist, dass die Akteure wenig bereit sind, sich 
kooperativ mit anderen in Beziehung zu setzen. In den Interviews 
wurden Verhaltensweisen benannt, wie „kleinkariertes Verhalten und 
Denken“, „wenig Interesse am Anderen“ oder „Jeder macht eben nur 
sein Ding“. Es wurde eine fehlende Kultur des kooperativen Mitein-
anders beklagt. In den Interviews wurden verschiedene Konfliktfelder 
benannt. (z.B. Konflikte zwischen dem Wintersportverein und der SV 
Jahn, der Musikschule und dem Jugendzentrum OFFI, dem SPI und 
der BFA, den Gewerbetreibenden einer Sparte). Begründet wurde das 
mit Neid und Protektionismus und dem Herrschaftsprinzip divide et 
impera (teile und herrsche). Die Menschen konnten Visionen und 
Themen für den Bereich benennen, in dem sie sich engagieren. Über-
greifende Themen und Visionen, die sie mit Anderen und der Stadt als 
Ganzem verbindet, wurden durch die Interviewpartner nicht benannt. 
Das Leitbild der Stadt fungiert hier nur teilweise als etwas Verbinden-
des. Nach Aussage der interviewten Experten hat das Leitbild der Stadt 
eine geringe Bedeutung für die gemeinwesenbezogene Orientierung 

13  Die Auswahl der interviewten Personen erfolgte durch die Benennung von 
Experten durch den Beirat der Kommunalanalyse. Des Weiteren gab es wäh-
rend der Interviews immer wieder Empfehlungen durch die interviewten Pro-
banden für neue Experten, mit denen unbedingt Interviews zu führen seien.
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vor allem für die Bewohner der zu Bad Freienwalde gehörenden Orts-
teile, wie auch für junge Menschen. Besondere extreme Formen dieses 
Defizits würden insbesondere durch die Vielzahl von Sachbeschädi-
gungen an Gebäuden durch Graffitis und Schmierereien deutlich. 

Um Beteiligungsbereitschaft und Partizipation an der soziokul-
turellen und demokratischen Ausgestaltung der Stadt zu befördern, 
bedarf es weiterer positiver Vernetzungserfahrungen, übergreifender 
Themenfindung und der Entwicklung gemeinsamer Lösungsstrategien 
für anstehende Probleme. Die weitere Entwicklung des demokrati-
schen Gemeinwesens der Stadt braucht Synergien durch die Vernet-
zung innerhalb der Zivilgesellschaft als auch durch die Vernetzung 
mit Vertretern von kommunaler Politik, Verwaltung und Wirtschaft. 
Partizipativ müssen weitere gemeinsame Identität stiftende Visionen 
entstehen, z. B. über die Fortschreibung des Leitbildes der Stadt und 
der Stadtentwicklungskonzeption, aber möglicherweise auch über 
einen kommunalen Aktionsplan: „Für ein weltoffenes und tolerantes 
Bad Freienwalde (Oder)“.

Aktivitäten in verschiedenen Handlungsfeldern während und nach 
der Erhebung (Beispiele)

– moderierte Diskussionen zur Auswertung des Dokumentarfilms 
„Rabatz“ 

– Konzeptberatung zum Umgang mit Rechtsextremismus
– Beratung zur ausstiegsorientierten Jugendsozialarbeit mit rechtsex-

trem orientierten Jugendlichen
– Vereinbarung zu einem dreiteiligen Fortbildungszyklus mit Jugend-

sozialarbeitern zum Thema: „Rechtsextreme Orientierungen bei 
Jugendlichen – Möglichkeiten und Grenzen sozialpädagogischer 
Interventionen“, Durchführung der Veranstaltungen

– Seminar zur politisch motivierten Gewalt mit Jugendlichen
– Zwischenbericht in der Stadtverordnetenversammlung (SVV), 

Information durch die Polizei in der SVV
– Erarbeitung von Eckpunkten für eine Vereinbarung zur Gleichbe-

handlung im Rahmen von Fördermaßnahmen des Jugendamtes, 
des Jobcenters und dem SPI

– Stadt beteiligt sich an der „Tour der Toleranz“ 
– Beratungsgespräche mit dem Jugendamtsleiter des Landkreises und 

den Sozialarbeitern der Jugendgerichtshilfe
– Gedenkveranstaltung der evangelischen Kirchengemeinde zum 

9.November
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– Informationsveranstaltung für den „Wirte-Stammtisch“ Bad Freien-
walde

– Informationsveranstaltung für den Ortsverein der PDS
– Informationsveranstaltung für den Ortsverein der SPD
– Gründung des „Bündnis aktiver Demokraten gegen Rechts“
– Vorschlag, einen ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten 

sowie einen ehrenamtlichen Beauftragten zur Integration von 
Behinderten und Ausländern zu bestellen

– Informationsveranstaltung für die Polizeiwache Bad Freienwalde
– Durchführung einer öffentlichen Auswertungsveranstaltung: „Ideen- 

cafe – für ein weltoffenes und tolerantes Bad Freienwalde“ mit 
konkreten Vereinbarungen
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0. Demographisches

– Schule, Berufsaubildung, Studium?
– Wie ist Ihr beruflicher Werdegang?
– Was machen Sie zur Zeit beruflich, welche Funktion bekleiden Sie, welche 

Arbeit/berufliche Tätigkeit üben Sie aus?
– Wo engagieren Sie sich ehrenamtlich?
– Privates wie: Familienstand, Wohnort (Stadt, Land etc. nicht die genaue 

Wohnadresse), Kinder, Alter, Geschlecht?
– Wo sind Sie aufgewachsen?

0.1 Persönliches

– Wie würden Sie sich selbst beschreiben? 
– Was sind Ihre Stärken und Ihre Schwächen? 
– Was mögen Sie an sich und was nicht?
– Was waren für Sie politisch prägende biographische oder sonstige Ereig-

nisse?
– Was verbindet Sie mit Ihrem Wohnort?
– Was verbindet Sie mit Deutschland?

1. Problemwahrnehmung

– Wie würden Sie Rechtsextremismus definieren? 
– Was bedeutet für Sie Ausländerfeindlichkeit?
– Ab wann ist für Sie etwas extremistisch?
– Wodurch unterscheidet sich Ihre Kommune von anderen und wodurch 

nicht?
– Welche Phänomene im Bereich rechtsextremer Erscheinungen nahmen Sie in 

der letzten Zeit wahr?
– Worin bestehen nach Ihrer Meinung die größten Gefahrenpotentiale für 

unsere Demokratie? 
– Wie weit ist Ihrer Meinung nach die gesellschaftliche Mitte rechtsextrem 

gefährdet?
– Worin liegen für Sie die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 

Rechtsextremismus und Linksextremismus?

Konkrete Erscheinungsformen, Vorfälle, Ereignisse etc. in den Bereichen Rechtsextre-
mismus, Rassismus und Antisemitismus, insbesondere in spezifischen Jugendmilieus

– die Darstellung von sozialer Ungleichheit und Unterversorgungslagen im 
Querschnitt und Zeitverlauf 

– Gewalttaten, Propagandadelikte §86a, 130,131 etc.
– Opfer
– Täter
– Situation von stigmatisierten Gruppen und Personen (Ausländer, „Zecken“, 

usw.)
– Politische Bestrebungen des Rechtsextremismus
– Taktiken von Personen und Gruppen des Rechtsextremismus
– Ideologische Bilder und Diskurse des Rechtsextremismus

Anhang: Explorationsleitfaden
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– Kulturelle Aktivitäten des Rechtsextremismus
– Aussage zur Bewertung der Stärke in der Region und ihren Teilen
– Rechtsextremismus und Neue Medien, rechtsextreme Kommunikationsstruk-

turen, Radioprogramme und Infotelefone im Internet, rechtsextreme Home-
pages

– Rechtsextreme Parteien, Organisationen, Kameradschaften, Schulungszen-
tren, Burschenschaften und andere Bündnisse und Zusammenschlüsse, 
ihre Ideologien und Programme sowie ihre Aktionen, Veranstaltungen und 
Demonstrationen in der Öffentlichkeit

– Personen, die rechtsextremen Gruppierungen angehören, ihr Auftreten in der 
Öffentlichkeit

– Rechtsextreme Symbole
– Vorfälle, Aktionen und Erscheinungsformen mit rechtsextremem Hintergrund, 

Jugendgewalt, gewalttätige Übergriffe auf Ausländer und andere Gruppen, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Antisemitismus in der Gesellschaft

– Rechtsextreme Publikationen, Verlage, Zeitungen und Zeitschriften, Flugblät-
ter

– Rechtsorientierte Jugendkultur, Lifestyle, Musik, Konzerte, Fanzines

2. Umsetzung

– Wie und in welcher Art und Weise engagieren Sie sich für Demokratie gegen 
rechtsextreme Ausgrenzung und Gewalt?

– Wie lange engagieren Sie sich schon in dieser Art und Weise?
– Können Sie Ihre Aktivitäten, Initiativen oder Projekte näher beschreiben?
– Welche konkreten Ziele verfolgen Sie mit ihrem Engagement?
– Was wäre anders, wenn Sie nicht da wären? Oder anders: was haben Sie 

bewegt oder auch verändert?
– Wen wollen Sie mit ihrem Engagement erreichen, wie definieren Sie Ihre 

Zielgruppe?
– Was waren Ihre Erfolge und was waren für Sie eher ernüchternde Erfahrungen 

während Ihres Engagements? 

2.1 Motivationen

– Was sind die ausschlaggebenden Gründe dafür, dass Sie sich für die demo-
kratischen Grundwerte unser Gesellschaft und gegen Rechtsextremismus 
engagieren?

– Engagieren Sie sich ehrenamtlich, wenn ja, warum?
– Wenn Sie sich im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit engagieren, was bedeu-

tet das für Sie? 
– Was bedeutet für Sie Demokratie?
– Welche sind Ihre politischen Grundhaltungen und Überzeugungen?
– Welche Werte sind für Sie die wichtigsten in unserer Gesellschaft?
– Was verstehen Sie unter Integration und was unter Toleranz?
– Wurden Sie selbst Opfer von Gewalt und Ausgrenzung?
– Fühlen Sie sich auf Grund Ihres soziokulturellen und politischen Engage-

ments bedroht?
– Wie gehen Sie mit Ihren Ängsten um? 
– Fühlen Sie sich in Ihrer politischen Arbeit eher alleine oder haben Sie viele 
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Partner denen Sie vertrauen können und die Sie aktiv unterstützen?
– Was motiviert Sie in ihrem gesellschaftlichen Engagement?
– Wie gehen Sie mit Erfolgen und mit Misserfolgen in Ihrer Arbeit um?
– Was definieren Sie als Erfolg und was als Misserfolg in Ihrem Engagement?

Die allgemeinen und speziellen Konzepte und Maßnahmen gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus, die im eigenen Handlungsfeld und darüber hinaus 
vorhanden sind, sowie deren bisherige Umsetzung und Wirksamkeit

– Demokratische Initiativen
– Demokratisch orientierte zivilgesellschaftliche Prozesse, Bürgerengagement
– Strategien und Methoden in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus 

und Fremdenfeindlichkeit, Bildung und Schule, Jugend- und Sozialarbeit, 
Gewaltprävention

– Neue Medien und ihre Bedeutung für die Wirksamkeit von Gegenstrategien 
demokratischer Organisationen und Initiativen

– Praktische und theoretische Problemstellungen, offene Fragen
– Hinweise auf Veranstaltungen, Vernetzungen und Erfordernissen der Zusam-

menarbeit
– Wahrnehmungen des Rechtsextremismus-Syndroms durch Personen und 

Organisationen
– Interventionen: Anlass, Planung, Umsetzung und Verläufe
– Projekte
– Besondere Ereignisse in der Demokratischen Landschaft
– Allgemeine Gemeindesituation, Demokratie, lokale politische Kultur

3. Erfahrungen

– Was funktioniert, was nicht?
– Was brauchen Sie vor Ort?
– Wo sehen Sie demokratische Reserven in dieser Gesellschaft und konkret vor 

Ort?
– Was machte Sie wütend?
– Was motivierte Sie zum Weitermachen?
– Was empfehlen Sie anderen, um mit einem ähnlichen Engagement zu begin-

nen?
– Was bleibt Ihrer Erfahrung nach offen, wo würden Sie „weiße Flecken“ 

beschreiben?
– Haben für Sie zivilgesellschaftliche Prozesse eine Chance? Wenn ja, worin 

besteht diese?
– Braucht Bad Freienwalde ein Handlungskonzept für Weltoffenheit und Tole-

ranz?

Vorstellungen und Ideen für zukünftige Demokratie fördernde Handlungsstrategien 
und deren Weiterentwicklung; Perspektiven der Stärkung demokratischer Strukturen

– Politische Willensbildung durch die demokratischen Parteien in lokalen und 
regionalen Bereichen

– Zivilgesellschaftliches Engagement
– Rahmenbedingungen
– Politische Entwicklungen und gesellschaftliches Klima
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4. Partner

– Wer sind für Sie Partner? Beschreiben Sie ihre wichtigsten „Verbündeten“! 
– Durch wen erfuhren Sie aktive Unterstützung?
– Arbeiten Sie allein oder in einem Netzwerk?
– Wer behinderte Sie in Ihren Aktivitäten?
– Von wem erwarten Sie zukünftig mehr Unterstützung?

Potenziale der Vernetzung und Möglichkeiten der übergreifenden Kooperation

– Gesellschaftliche Partizipation demokratischer Formationen (Verbände, Kir-
chen usw.)

– Kontakte, Vernetzungen und Fragen der Zusammenarbeit

5. Ausblicke/Visionen

– Sie haben einen Zauberstab; was wünschen Sie sich für die Zukunft? (Drei 
Wünsche)

– Werden Sie weitermachen, wenn ja, wie?
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Robin Kendon

Langjährige Beratungsprozesse in der Zivilgesellschaft 
im Bereich der Integration von Zuwanderern

Eine der Kernfragen der Arbeit der Mobilen Beratungsteams (MBT) ist 
die Frage der Zuständigkeit. Wer ist zuständig für die Lösung gesell-
schaftlicher Probleme? Für welche gesellschaftlichen Fragestellungen 
ist das MBT „zuständig“, d.h. zu welchen Themenbereichen beraten 
wir und wann geben wir Anfragen an andere „Zuständige“ weiter?

Die erste Frage betrifft die Grundsätze des MBTs. Vor allem in 
den neuen Bundesländern erwarten viele Menschen, dass der Staat, 
bzw. seine Organe wie Polizei, Justiz, Verwaltung, für die Beseiti-
gung gesellschaftlicher Missstände zuständig seien. So muss das MBT 
immer darüber aufklären, dass die Möglichkeiten des Staates begrenzt 
sind, dass die Menschen selbst ihre Rolle in der Gestaltung der Gesell-
schaft spielen müssen, dass das demokratische System mehr bedeutet 
als regelmäßige Wahlen und dass es mit Leben gefüllt werden muss. 
Aufgabe des MBTs ist es, neben der Aufklärung, auch Unterstützung 
anzubieten, so dass Menschen, die anfangen, sich als Zuständige zu 
begreifen, auch erste – und weitere – Schritte gehen können.

Die zweite Frage ist manchmal nicht so einfach zu beantworten. 
Wenn eine örtliche oder regionale Initiative, die wir beraten, im Feld 
Rechtsextremismus aktiv ist, befinden wir uns sicher mitten im Auf-
trag Tolerantes Brandenburg. Was ist aber, wenn dieselbe Initiative ein 
Thema aufgreift, für das es auch andere potentielle Beratungs- und 
Unterstützungseinrichtungen gibt? So selten ist dies nämlich nicht, 
vor allem wenn das Thema z. B. Asyl und die Integration von Zuwan-
derern heißt. Allein in Ostbrandenburg haben wir mit vier Orten zu 
tun, in denen unsere Beratungsprozesse dieses Themenfeld mindes-
tens teilweise beinhalten. Und gerade zu diesem Themenfeld gibt es 
neben dem MBT als potentielle Beratungs- und Unterstützungsträger 
z. B. die RAA und FAZIT. Die RAA – Regionale Arbeitsstellen für Aus-
länderfragen, Jugendarbeit und Schule – ist Teil unseres eigenen Trä-
gers, Demokratie und Integration Brandenburg e.V.; FAZIT (Fachbera-
tungsdienst Zuwanderung, Integration und Toleranz) bündelt mehrere 
Aufgabenfelder im Bereich Zuwanderung. Solche Konstellationen 
existieren auch in anderen Themenfeldern wie z. B. der Jugendhilfe 
oder der Dorfentwicklungsplanung.
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Was auf den ersten Blick wie ein großes Konfliktpotential aussieht, 
lässt sich eigentlich ziemlich leicht klären. Mit unserem Ansatz, die 
zivilgesellschaftlichen Akteure zu stärken, können wir eine prozess-
bezogene Beratung durchführen und zusätzlich eine fachbezogene 
Beratung in die Prozesse einbeziehen. Es obliegt eben den Akteuren 
vor Ort, zu entscheiden, von wem sie sich beraten lassen. Natürlich 
muss das MBT auf eine gute Kommunikationskultur achten, damit die 
verschiedenen Spieler auf dem Feld sich nicht als Konkurrenz sehen, 
aber gerade eine gute Kommunikationskultur sollte sowieso für jede 
positive demokratische Entwicklung gefördert werden.

Während das Thema Asyl und Integration von Asylbewerbern ein 
klassisches Thema der Rechtsextremen ist, muss außerdem beachtet 
werden, dass in den letzten Jahren eine kontroverse politische Diskus-
sion auf Bundesebene geführt worden ist, in der es parteipolitisch sehr 
unterschiedliche Positionen gibt. Vor Ort muss mit der Gesetzgebung 
umgegangen werden und oft wird diese auch gerade von denjenigen 
kritisiert, die sich auch gegen den Rechtsextremismus engagieren.

Es ist aber nicht Aufgabe des MBT, (partei-)politisch Stellung zu 
beziehen – unsere Leitlinien sind das Grundgesetz und die allgemei-
nen Menschenrechte. Unser Beratungsansatz in einem solchen kontro-
versen Themenfeld zielt daher auf die Förderung einer transparenten, 
auf Werte bezogenen, demokratischen Kultur der Kommunikation und 
der Auseinandersetzung, die sich deutlich von dem Vorurteile schü-
renden, Schuld zuweisenden Ansatz der Rechtsextremen abgrenzt.

Das Knotenspiel während der Zukunftswerkstatt 
„Jugendsozialarbeit in MOL in 2010“, Februar 2003
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In Märkisch-Oderland berät das MBT Frankfurt (Oder) seit 1999 den 
Kreis-Kinder- und Jugendring Märkisch-Oderland e.V. (KKJR), auf 
dessen Initiative hin das kreisweite Netzwerk für Toleranz und Integra-
tion (NTI) 2000 gegründet wurde. Ebenfalls seit 1999 berät das MBT 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Strausberg mehrere Akteure, die sich zu 
einem Arbeitskreis gegen Rechtsextremismus zusammengeschlossen 
haben. Die nachfolgende Beschreibung der Beratungsprozesse soll:
– den Wert langjähriger Beratungsprozesse an sich verdeutlichen;
– Beispiele für Themenverknüpfungen geben, die sich über eine kon-

tinuierliche Vernetzung ergeben; und
– Beispiele für die Förderung der zivilgesellschaftlichen Diskursfä-

higkeit geben.

Das Netzwerk für Toleranz und Integration (NTI) 
Märkisch-Oderland

Das MBT, damals als Regionalbüro Fürstenwalde, seit Dezember 2004 
als MBT Frankfurt (Oder), ist seit 1999 im Märkisch-Oder-Landkreis 
(MOL) tätig. Erste Anfragen des Kreis-Kinder- und Jugendrings MOL 
bezogen sich auf die Sensibilisierung der Jugendsozialarbeit für das 
Thema Rechtsextremismus. Ersten Gesprächsrunden in Jugendclubs 
folgten Fortbildungsveranstaltungen für JugendsozialarbeiterInnen. In 
dieser Zeit entstand auch die Idee, ein kreisweites Netzwerk aufzu-
bauen, das vor allem im zivilgesellschaftlichen Bereich aktiv werden 
sollte. Am 15. Mai 2000 fand die Gründungsveranstaltung statt: das 

Lagerfeuer während einer 
Zukunftswerkstatt mit Jugendlichen 

„Mensch ärgere Dich nicht – tu was!“, 
September 2003
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Netzwerk für Toleranz und Integration MOL wurde geboren. Der 
Name entsprach den Aufgabengebieten wichtiger Akteure und sollte 
weniger ein „Gegen rechts“ enthalten, sondern vielmehr eine positive 
Zielrichtung vorgeben. 

So begann für das MBT Fürstenwalde/Frankfurt (Oder) ein lang-
jähriger Beratungsprozess. Diese Beratungsarbeit hat mehrere Phasen 
durchlebt, in denen das MBT unterschiedliche Aufgaben und Rollen 
übernommen hat, u. a.:
– fachliche Inputs vor allem zum Thema Rechtsextremismus aber 

auch zu anderen Themen, wie z. B. Netzwerkarbeit, Argumentati-
onshilfen;

– Moderation von Veranstaltungen, sowohl netzwerkintern als auch 
auf Workshops und Tagungen des NTI;

– Beratung zur Konzeptentwicklung für Projekte;
– Prozessberatung;
– Konfliktvermittlung.

An dieser Stelle soll jedoch nicht das NTI an und für sich beschrie-
ben oder gar dokumentiert werden. Eine Kurzbeschreibung des NTI 
MOL, wie es sich bis 2006 entwickelt hat, findet sich in den beiden 
hervorgehobenen Einschüben. Wichtig ist nur festzuhalten, dass die 
langjährigen Beratungsprozesse für das MBT auch den Aufbau und die 
Pflege von vielen Kontakten in MOL bedeuten, die jederzeit aktiviert 
werden können. Aufgrund dieser vernetzten Kontakte kommt es selten 
vor, dass das MBT gar keinen Kontakt herstellen kann zu einem Ort, 
in dem gerade ein Beratungsbedarf entsteht.

 

Teilnehmer eines vom NTI organisierten Graffiti-Projektes 
in Seelow, 2006
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Netzwerk für Toleranz und Integration in Märkisch-Oderland – 1

Kurzbeschreibung:
– Das Netzwerk für Toleranz und Integration in Märkisch-Oderland (NTI) ist 

ein bürgerschaftlich orientiertes, kreisweites Netzwerk mit mehr als 40 Mit-
gliedern aus einer Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche, die sich für die wei-
tere demokratische Entwicklung in Märkisch-Oderland engagieren.

– Das NTI pflegt eine gute Kommunikation unter seinen Mitgliedern sowie 
zwischen allen Akteuren, ob Verein/Verband oder Verwaltung, Institution 
oder Politik.

– Dadurch fördert das NTI die Kooperation zwischen allen an einem Thema 
beteiligten Akteuren anstelle von Konkurrenz und Feindbilddenken, z. B. 
zwischen freien Trägern oder zwischen Verwaltung und Verbänden.

– Daraus entstehen Synergien: Konflikte und Probleme können besser gelöst 
werden, Neues kann entstehen.

– Durch die vom NTI initiierten Fortbildungen, Aktivitäten und Projekte findet 
– bezogen auf die unten genannten Themenfelder – ein Kompetenztransfer 
in den Landkreis sowie innerhalb des Landkreises statt.

– Die vom NTI für Projekte akquirierten Finanzmittel werden überwiegend im 
Landkreis ausgegeben.

– Beispiele für die Nachhaltigkeit der NTI-Arbeit sind u. a. die Ergebnisse der 
Integrationsfachtage (Runder Tisch Asyl MOL, Arbeitskreis Deutsch-Polnische 
Zusammenarbeit, Arbeitskreis bürgerschaftliches Engagement), wiederholte 
Anfragen für Angebote des NTI (Fortbildung zu Themen wie Gewalt, Frem-
denfeindlichkeit, Rechtsextremismus; mehrfache Anfragen aus einem Ort, 
z. B. Letschin), gewachsene Praxis der Zusammenarbeit der Mitglieder bei 
Projekten (z.B. Theaterprojekte, Benefizgala zu Gunsten bürgerschaftlichen 
Engagements im Landkreis, März 2006).

Der Integrationsfachtag MOL

Zu einer festen Größe in MOL ist der seit 2002 jährlich stattfindende 
und vom NTI organisierte Integrationsfachtag geworden. Mehr als nur 
eine Tagesveranstaltung, hat der Integrationsfachtag im Laufe der Jahre 
zur Entwicklung der zivilgesellschaftlichen Vernetzung in MOL beige-
tragen. Das MBT Frankfurt (Oder) hat das NTI 2002 bei der Entstehung 
des Integrationsfachtages beraten und übernahm bei der Umsetzung 
und Weiterentwicklung in den Folgejahren verschiedene, dem Bedarf 
entsprechende beratende und unterstützende Rollen.
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Netzwerk für Toleranz und Integration in Märkisch-Oderland – 2

Ziele des NTI
– Förderung der Werte unserer demokratisch verfassten Gesellschaft
– Förderung von bürger- und zivilgesellschaftlichem Engagement
– Abbau von Rechtsextremismus und Gewaltbereitschaft
– Abbau von Vorurteilen gegenüber sozial Schwachen, Minderheiten und 

Zuwanderern
– Perspektivbildung mit und für junge Menschen insbesondere in den struktur-

schwachen Regionen des Landkreises
– Vernetzung der vorhandenen Ressourcen und damit verbunden Schaffung 

von Synergieeffekten
– Förderung der Wertschätzung der Integration von Zuwanderern in unsere 

Gesellschaft

Struktur  / Aufbau  / Partner 
– Bürgerschaftlich orientiert 
– Kreisweit organisiert 
– Für alle offen, die sich für die weitere demokratische Entwicklung in MOL 

engagieren 
– Das NTI hat derzeit 43 Mitglieder aus den Bereichen

– Vereine und Verbände
– Bürgerinitiativen
– Parteien
– Schulen
– Polizei
– Verwaltung
– Privatpersonen und andere

– Das NTI wird zwischen den Netzwerktreffen vom eigenen Beirat koordiniert.
– Gründung: am 15. Mai 2000
– Träger: Kreis-Kinder-und Jugendring Märkisch-Oderland e.V. 
– Das NTI wird seit der Gründung vom Mobilen Beratungsteam Tolerantes 

Brandenburg beraten. 
– Weitere Partner sind u. a. RAA

Arbeitsweise 
– Koordination und Vernetzung
– Regelmäßige Netzwerktreffen mit inhaltlicher Ausrichtung
– Projekte
– Fortbildung, Information, Ausstellungen, Veranstaltungen, Fachtage
– Moderation und Mediation
– Analyse und Öffentlichkeitsarbeit zu den im Netzwerk behandelten Themen

Themenfelder 
– Rechtsextremismus entgegentreten, Toleranz fördern
– Zuwanderung und Integration
– Demokratische Entwicklung des Gemeinwesens
– Schule und Berufsausbildung
– Kinder, Jugend und gesellschaftliche Integration
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2002: Der erste Integrationsfachtag

Im Herbst 2002 war die bundesweite öffentliche Debatte über die 
Integration von Zuwanderern im Zusammenhang mit der ersten Ver-
abschiedung des Zuwanderungsgesetzes in vollem Gange. Das MBT 
beriet das NTI zur Frage, wie das Thema stärker ins öffentliche Bewusst-
sein im Landkreis getragen werden könnte und machte den Vorschlag, 
einen Fachtag zum Thema zu organisieren. Dieses Vorhaben wurde 
vom NTI aufgegriffen und innerhalb kurzer Zeit (acht Wochen zwi-
schen Konzeption und Umsetzung) durchgeführt.

In der Konzeption dieses ersten Integrationsfachtages hieß es unter 
anderem:

„Die Integration von Migranten kann nicht vom Staat allein ausgehen – 
genauer gesagt, der Staat kann nicht das Zusammenleben von Menschen 
bestimmen. Es heißt folgerichtig Integration in die Gesellschaft, nicht in 
den Staat. In der bundesweit geführten Debatte über die Integration von 
Zuwanderern wird um Prinzipien und Grundsätze gerungen, während 
man vor Ort bereits nach praktischen Lösungen sucht, die nicht auf die 
Gesetzgeber warten können: die Menschen sind schon hier.“

Ziel war es, die Bedeutung der Integrationsarbeit stärker ins öffentli-
che Bewusstsein im Landkreis zu rücken und dabei deren Stellenwert 
zu erhöhen, positive Beispiele in der Integrationsarbeit aufzuzeichnen 
und dabei die Aktiven zu ermutigen, weiterzumachen. Almuth Berger, 
die damalige Ausländerbeauftragte des Landes Brandenburg, referierte 
zur Frage „Was ist Integration?“ und regte die Diskussion an. Weitere 
Akteure aus der Verwaltung und von freien Trägern des Landkreises 
sprachen zu den Themen:
– Situationsbeschreibung mit Zahlen und Fakten
– Rahmenbedingungen für Integration in MOL
– Erfahrungen in der praktischen Integrationsarbeit
– Situation der Asylbewerber im Landkreis MOL
– Perspektiven der Betroffenen

Darstellungen und Berichte von Projekten und Erfahrungen in der 
praktischen Integrationsarbeit rundeten den Tag ab, an dem auch die 
mit der neuen Gesetzgebung verbundene Hoffnung auf neue Mög-
lichkeiten zum Ausdruck kam. Schon an diesem Tag wurde deutlich, 
dass eine Fortsetzung nötig sein würde, um weitere Fragen um das 
Thema Integration zu behandeln.
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2003: Der zweite Integrationsfachtag zum Thema Asyl

Bei der Auswertung des ersten Integrationsfachtages hatte sich heraus-
gestellt, dass viele Maßnahmen, Initiativen und Aktivitäten zur Inte-
gration der Spätaussiedler in MOL existierten. Viele der anderen im 
Landkreis vertretenen Zuwanderergruppen, seien es ehemalige Ver-
tragsarbeiter die in die DDR gekommen waren oder mit Deutschen 
verheiratete, z. B. polnische Staatsbürger, waren oft durch Arbeit und 
Familie bereits gut integriert. Bei den Asylbewerbern sah es anders 
aus. Erst nach einer positiven Entscheidung des Asylverfahrens entste-
hen Möglichkeiten, an Integrationsmaßnahmen wie Deutschkursen, 
Eingliederungsmaßnahmen in den Arbeitsmarkt u.ä., teilzunehmen. 
Wer nicht als politisch verfolgt im Sinne von Art. 16a GG anerkannt 
wird, aber aus humanitären Gründen nicht abgeschoben werden 
kann, hat keinen Anspruch auf Maßnahmen zur Integration. Offiziell 
gilt in der Regel, dass Asylbewerber, deren Asylverfahren noch nicht 
entschieden ist, nicht zu integrieren seien, weil ihr künftiger Aufent-
halt nicht sicher ist. 

Um diese Situation aufzugreifen und zu thematisieren, verstän-
digte sich die vom NTI beauftragte und vom MBT moderierte Vor-
bereitungsgruppe darauf, dass die Thematik „Integrationsprozesse 
bei Asylbewerbern im Landkreis MOL“ im Vordergrund des zweiten 
Integrationsfachtages stehen sollte. Über mehrere Monate wurde die 
Veranstaltung entwickelt und geplant. Dies stellte für das MBT eine 
komplexe, prozessbegleitende Beratungssituation dar. In dieser Zeit 
fanden auch wichtige Verständigungsprozesse statt, die ihren Ausdruck 
im Text der Einladung sowie im Programm (siehe Kasten) fanden.
Circa 120 Personen nahmen an diesem Fachtag teil, unter ihnen Asyl-
bewerberInnen, die ihre Lebenssituation eindrücklich darstellten, 
MitarbeiterInnen der mit der Beratung, Beherbergung und Betreuung 
von AsylbewerberInnen befassten Träger, KommunalpolitikerInnen, 
VerwaltungsmitarbeiterInnen sowie interessierte und engagierte Bür- 
gerInnen.

Wichtiges und konkretes Ergebnis des zweiten Integrationsfach-
tages war die Einrichtung einer Kommunikationsstruktur zur Bespre-
chung der vielen am Integrationsfachtag entstandenen Fragen: der 
„Runde Tisch Asyl in MOL“. Somit wurden Prozesse, die während der 
Vorbereitung des zweiten Integrationsfachtages begonnen wurden, 
nach der Veranstaltung fortgeführt – der Integrationsfachtag selbst war 
ein wichtiger Meilenstein auf diesem Weg.
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Der Runde Tisch Asyl in Märkisch Oderland

Der Runde Tisch Asyl in Märkisch Oderland sollte alle an Asylfragen 
Beteiligten zusammenbringen, um im Dialog Probleme, Konflikte und 
offene Fragen zu besprechen. Beteiligt waren die freien Träger, die 
Asylarbeit leisten (Sozialarbeit mit und Beratung von Asylbewerbern), 
die Betreiber der Asylbewerberheime, die zuständigen Stellen der Ver-
waltung auf Kreis- bzw. Kommunalebene sowie der Ausländerbeauf-
tragte des evangelischen Kirchenkreises und das Netzwerk für Toleranz 
und Integration, das die Koordination, Einladung und Protokollführung 
übernommen hatte. Auf Wunsch des NTI wurde der Runde Tisch Asyl 
beraten und begleitet durch das Mobile Beratungsteam. Damit begann 
ein neuer Beratungsprozess für das MBT in MOL.

Auszüge aus dem Programm des zweiten Integrationsfachtages MOL:

„Die Zuwanderung von Menschen aus fremden Ländern führt in jedem Fall 
zu Integrationsprozessen in der aufnehmenden Gesellschaft, auch wenn keine 
gezielte Steuerung der Integration erfolgt“
(„Konzeption der Landesregierung zur Integration bleibeberechtigter Zuwanderer 
im Land Brandenburg”, Potsdam 2002, S.7)

„Für Asylbewerber gibt es keine Integrationsmaßnahmen, dennoch finden Inte-
grationsprozesse statt – wie geht das?“

„Bei Zuwanderern mit vorübergehendem Aufenthalt ist eine dauerhafte Inte-
gration zunächst nicht Ziel dieses Aufenthaltes. Dies gilt auch für die Gruppe 
der Asylbewerberinnen und Asylbewerber, deren Aufenthalt ausschließlich zur 
Durchführung des Asylverfahrens gestattet wird, und für die Gruppe der Gedul-
deten, bei denen (...) auf die Vollziehung der Abschiebung verzichtet wird. 
Gleichwohl findet mit zunehmender Aufenthaltsdauer eine je nach den örtlichen 
und individuellen Umständen unterschiedliche tatsächliche Integration statt“
(„Konzeption der Landesregierung zur Integration bleibeberechtigter Zuwanderer 
im Land Brandenburg“, Potsdam 2002, S.16)

„Der 2. Integrationsfachtag in Märkisch-Oderland will anhand der Situation der 
Asylbewerber Impulse geben für die Diskussion und konkrete Arbeit zur Integra-
tion von Zuwanderern in MOL. Er will Informationen über die Lebenssituation 
der Asylbewerber im Landkreis vermitteln, Asylbewerber über ihre Erfahrungen 
und Probleme zu Wort kommen lassen, und Beispiele gelungener Integrations-
prozesse in den Bereichen Nachbarschaft, Kita, Schule, Vereine, etc. darstellen.“

„Was hat die bundespolitische Zuwanderungsdebatte mit MOL zu tun? 
Wie sind die Bürger auf den Umgang mit Asylbewerbern eingestellt?, 
Wie sind Mitarbeiter der Verwaltung und anderer Institutionen vor Ort auf die 
Beratung und Betreuung von Asylbewerbern vorbereitet? 
Welche Erwartungen an die Asylbewerber sind realistisch, welche überzogen?“
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Hintergrund des Bedarfs an einer solchen Runde waren Konflikte im 
Zusammenhang mit einem Fall von Kirchenasyl gewesen, bei dem 
eine vietnamesische Familie vor der Abschiebung geschützt wurde. 
So war ein Feindbilddenken gefördert worden, das die Kommuni-
kation zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft erschwert hatte. 
Verschiedene die Situation der AsylbewerberInnen betreffende All-
tagsfragen fanden keine gute Lösung. Die Beratung und Moderation 
durch das MBT zielte darauf ab, zunächst die Kommunikation über 
konkrete Fragen und die Suche nach Gemeinsamkeiten herzustellen 
und gegenseitiges Vertrauen zu entwickeln. Daraus entwickelte sich 
anstelle des Misstrauens eine Zusammenarbeit zwischen Verwaltung 
und freien Trägern. Eine detaillierte Beschreibung aller Themen und 
Entwicklungsprozesse wäre ein Kapitel für sich. An dieser Stelle soll 
nur als Ergebnis erwähnt werden, dass der Runde Tisch Asyl 2006 der 
Ort entscheidender Beratungen war, auf denen die ins Stocken gera-
tene Umzugsplanung des Asylbewerberheims Waldsieversdorf end-
lich zu einer Entscheidung gebracht werden konnte.

2004 und danach: Dritter bis sechster Integrationsfachtag –  
Die Themen werden erweitert

Nachdem der zweite Integrationsfachtag ausgewertet wurde, stellte 
sich die Frage nach weiteren Integrationsfragen in MOL. In einer Sit-
zung der NTI wurde für den dritten Integrationsfachtag das Thema 
„Integration bezogen auf die EU-Erweiterung und das Zusammen-
wachsen der grenznahen Regionen auf beiden Seiten der Oder“ 
gewählt. Zunächst waren die Vorstellungen etwas diffus. Zur Klärung 
der Fragestellungen sowie zur Vorbereitung des dritten Integrations-
fachtages wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, in der Erwartung, dass 
der Integrationsfachtag wieder das Ergebnis eines Diskussions- und 
Entwicklungsprozesses sein würde.

Zu diesem Zeitpunkt hat das MBT einen Blick auf die Entwick-
lung des Integrationsfachtages geworfen und eine Beschreibung seiner 
wesentlichen Merkmale formuliert. Dabei wurde deutlich, dass der 
Integrationsfachtag keine einfache Tagesveranstaltung, sondern Höhe-
punkt eines inhaltlichen Diskussionsprozesses ist, der in die Arbeit 
und Vernetzung der PraktikerInnen eingebettet ist (siehe Kasten).

So entwickelten sich die Integrationsfachtage unter der Begleitung 
und Beratung des MBTs weiter. 2004 erfolgte die Unterstützung durch 
das mbt-eurokomm, einen zeitlich befristeten Ableger des MBTs, der 
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die deutsch-polnischen Fragestellungen im Zusammenhang mit dem 
Beitritt Polens zur EU bearbeitet hat. 2005, 2006 und 2007 übernahm 
wieder das MBT Frankfurt (Oder) die Beratung. Thematisch wurde der 
Begriff Integration über den Kreis der Zuwanderer hinaus gesellschaft-
lich breiter verstanden – geblieben ist der zivilgesellschaftlich initi-
ierte, prozessorientierte Charakter der Integrationsfachtage.
– 2004: Dritter Integrationsfachtag: „Das Abenteuer liegt auf beiden 

Seiten der Oder, oder?“, daraus ist der „Arbeitskreis deutsch-polni-
sche Zusammenarbeit“ entstanden.

– 2005: Vierter Integrationsfachtag: „MOL macht ooch Laune – Wege 
und Visionen von Jung und Alt im ländlichen Raum“. Daraus ent-
stand der „Arbeitskreis bürgerschaftliches Engagement“.

– 2006: Fünfter Integrationsfachtag: „Zwischen Pausenbrot und Tokio 
Hotel – Glückliche Kinder in MOL?!“ zum Thema Kinderarmut, 
Kinderrechte und soziale Ausgrenzung.

– 2007: Sechster Integrationsfachtag: „MOL - geradeaus gegen den 
rechten Weg“ zum Umgang mit Rechtsextremismus und zur Stär-
kung von Zivilcourage.

Merkmale des Integrationsfachtages:
1. Die treibende Kraft für den Integrationsfachtag ist die Zivilgesellschaft: Prak-

tiker, Bürger, freie Träger, Vereine, vor allem diejenigen, die im Netzwerk 
für Toleranz und Integration MOL engagiert sind. Aus zivilgesellschaftlicher 
Sicht kann man sagen, dass die zu behandelnden Fragen zu wichtig sind, als 
dass man sie allein den staatlichen Institutionen überlassen könnte.

2. Die Diskussionsprozesse zum Thema sind während der Vorbereitung ebenso 
wichtig wie beim Integrationsfachtag selbst und sie sollen auch nach dem 
Tag fortgeführt werden.

3. Für die Praktiker, Bürger, teilnehmende Zivilgesellschaft soll etwas heraus-
kommen: Kenntnisse, Erkenntnisse, neue Projekte, Kontakte, Vernetzung.

4. Somit ist der Integrationsfachtag mehr als eine Tagesveranstaltung. Besonde-
rer Wert wird auf die Nutzbarkeit der Ergebnisse sowie in der Vor- und Nach-
bereitung auf die Einbeziehung und Beteiligung der Akteure gelegt, die zum 
gewählten Thema arbeiten. Dadurch kann der Integrationsfachtag viel besser 
seine multiplikatorische Wirkung im Landkreis entfalten.

Zuletzt hat sich herausgestellt, dass das Ringen um die richtigen Fragestellungen 
für die Referate und die Arbeitsgruppen zu guten Diskussionen geführt hat. Wie 
es in einem fernöstlich klingenden Spruch heißt: Nicht die Antwort, sondern die 
richtige Frage bringt die Erkenntnis.
(aus der Dokumentation des dritten Integrationsfachtages)
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Der Arbeitskreis Strausberg – zivilgesellschaftlich und lokal gegen 
den Rechtsextremismus und für die Integration von Zuwanderern

Parallel zum NTI hat das MBT Frankfurt (Oder) in Strausberg einen 
Entwicklungsprozess beraten und begleitet, in dem sich eine zivil-
gesellschaftlich orientierte Gruppe über mehrere Jahre gegen den 
Rechtsextremismus engagiert hat.

Strausberg liegt am nordöstlichen Ende der Berliner S-Bahnlinie 
S5 und ist mit seinen ca. 26.000 Einwohnern (2005) die größte Stadt 
in MOL. Seit langem und noch heute ein Militärstandort, prägt diese 
Tradition die Stadt und ihre Gesellschaft. Gleichzeitig hat Strausberg 
jugendkulturell eine große Vielfalt, darunter aber auch rechtsextreme 
Anteile. Rechtsextreme Gewalt hat es über die Jahre hinweg immer 
wieder gegeben, ohne dass die Stadt deswegen in die bundesweiten 
Schlagzeilen geraten ist.
Ende der 1990er Jahre wurde – ausgehend von der Stadtverordne-
tenversammlung und dem Bürgermeister – ein Runder Tisch gegrün-
det. Die Stadt war mehrfach Ort rechtsextremer Gewalt gewesen, der 
Druck, etwas zu unternehmen, war gestiegen. Da aber dieses Gre-
mium aus Sicht einiger zivilgesellschaftlich orientierter TeilnehmerIn-
nen keine konkreten Ergebnisse hervorgebracht hatte, entstand 2000 
ein Arbeitskreis von Menschen, die praxisorientiert arbeiten wollten. 
Zunächst hieß der Arbeitkreis schlicht „Arbeitskreis gegen Rechtsex- 
tremismus“. Das MBT Frankfurt (Oder) wurde zu Beginn angefragt, 
den Arbeitskreis zu beraten und zu begleiten.

Im Arbeitskreis versammelten sich Vertreter dreier stadtteilbezoge-
ner Bürgervereine, eines alternativen Jugendzentrums, verschiedener 
Träger der Jugendarbeit, die Mitarbeiter der RAA, die bis 2004 eine 
Niederlassung in der Stadt hatte, sowie einige Kommunalpolitiker und 
Einzelpersonen. Die erste Phase der Arbeit und der Beratung durch das 
MBT war durch eine nicht immer einfache Klärung des Selbstverständ-
nisses des Arbeitskreises gekennzeichnet. Oft musste das MBT interne 
Diskussionen moderieren, auch Konflikte vermitteln. Inhaltlich stand 
der Rechtsextremismus im Mittelpunkt. Praktische Ergebnisse dieser 
Zeit waren u. a. der Druck eines Informationsblattes über rechtsex- 
treme Aktivitäten in der Stadt, das an Haushalte verteilt wurde sowie 
die Entstehung der Beratungsgruppe für die Opfer rechter Gewalt 
(BOrG) Strausberg.

Ein weiterer Anlass für die Arbeit des Arbeitskreises war die Sorge 
über das Auftreten von Konflikten zwischen jugendlichen Spätaussied-
lern und alteingesessener Wohnbevölkerung in der Stadt. Strausberg 
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nimmt einen Großteil der nach MOL zugewiesenen Spätaussiedler 
auf; aufgrund der Wohnsituation in der Stadt konzentrieren sich deren 
Wohnungen in den Plattenbauten im Stadtteil Hegermühle.

Ein direktes Zugehen auf Schulen und Bürger ermöglichte es den 
Teilnehmern des Arbeitskreises, integrationsfördernde Projekte an den 
Brennpunkten zu installieren. Zwei Vereine profilierten sich beson-
ders über die ehrenamtliche Arbeit mit Spätaussiedlern. Sie schufen 
Möglichkeiten für einen gewaltfreien Umgang der verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen. So boten einige der Spätaussiedler den einhei-
mischen Familien an, für sie russisch zu kochen. Dies wurde dankend 
angenommen; Gegenbesuche und ein Kennenlernen folgten. 

In dieser Phase hat das MBT eine stark organisatorische Rolle über-
nommen. Während die inhaltliche Themensetzung und die Umset-
zung der konkreten Aktivitäten lokal verankert waren, schien uns, 
dass der Arbeitskreis ohne eine stabilisierende Hand die vielen Kon-
troversen nicht überlebt hätte. So übernahm das MBT vorübergehend 
die Einladung und Moderation der Sitzungen, um die Aktivitäten des 
Arbeitskreises „abzusichern“.

Im Laufe der Zeit traten die erhofften Effekte ein: der Arbeitskreis 
etablierte sich durch seine Aktivitäten und die Kommunalpolitik wurde 
darauf aufmerksam. So begann eine neue Phase. Die Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung und weitere Stadtverordnete sowie Ver-
treter der in der Integrationsarbeit tätigen Träger und der evangelischen 
Kirche nahmen nun aktiv an der Arbeit teil. Dieser Zuwachs erforderte 
allerdings einen neuen Findungsprozess für die Gruppe. Gleichzeitig 

Spielplatz für Asylbewerberkinder, der 
in gemeinsamer Arbeit mit Jugendlichen 

entstanden ist, 2004
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war es notwendig, endlich den Arbeitskreis organisatorisch zu stabi-
lisieren, da die RAA-Niederlassung in Strausberg geschlossen wurde 
und somit eine auch für den Arbeitskreis wichtige Infrastruktur verlo-
ren ging. Als Ergebnis der MBT-Beratung ist es gelungen, die Caritas 
und die Evangelische Kirche für die Einladung und Moderation des 
Arbeitskreises zu gewinnen und damit eine lokale organisatorische 
Verankerung zu erreichen. Somit konnte das MBT in den Hintergrund 
treten und sich wieder stärker auf seine beratenden Aufgaben konzen-
trieren.

Aus dem Findungsprozess entstand auch ein neuer Name: „Arbeits-
kreis Strausberg – aufklären, informieren, handeln – Gemeinsam 
für Menschenwürde, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextre-
mismus“. Sitzungen bekamen eine strukturierte Tagesordnung, damit 
der Informationsaustausch unter den Mitgliedern garantiert werden 
konnte: die BOrG und die an der Integrationsarbeit tätigen Träger 
berichten jedes Mal; aktuelle Themen kommen hinzu. Wichtig war vor 
allem die Tatsache, dass die Konkurrenzsituation aus der Gründungs-
zeit des Arbeitskreise nicht mehr vorhanden war – der Arbeitskreis 
wurde von der Kommunalpolitik als Partner angesehen, bestimmte 
Fragen zu thematisieren und gesellschaftliche Diskussion anzuregen.

2005 – 2006: Integrationskonzept Strausberg –  
Begleitung eines zivilgesellschaftlichen Diskursversuches

Die bundesweite Diskussion über Zuwanderung und Integration 
und die lokale Behandlung dieser Fragen im Landkreis, u. a. durch 
die Integrationsfachtage und die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Institutionen und Träger, löste auch in Strausberg eine entsprechende 
Diskussion aus. So wurde die Idee eines Integrationskonzeptes auch 
hier aufgegriffen. Aufgrund der spezifischen Konstellation der Träger 
und Interessierten formulierte der Arbeitskreis auf Bitte des Bürger-
meisters einen ersten Entwurf. Dieser Beleg für die gute Zusammen-
arbeit zwischen Kommunalpolitik und Zivilgesellschaft führte dazu, 
dass das MBT auch zu diesem, nicht originär zum MBT-Profil zählen-
den Thema beraten hat.

Neben dem MBT waren auch FAZIT sowie die RAA am Beratungs-
prozess beteiligt. Für das MBT stand von Anfang an fest, dass wir nicht 
selbst zu den fachspezifischen Fragen beraten, sondern an die entspre-
chenden Beratungsträger vermitteln würden. Die besondere Situation 
bei der Entwicklung eines Integrationskonzeptes in Strausberg bestand 
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darin, dass eine zivilgesellschaftliche Gruppe – und nicht allein die 
Verwaltung – die Aufgabe in der Hand hatte. So sahen wir die Mög-
lichkeit, über den zivilgesellschaftlich entwickelten Entwurf einen 
gesellschaftlichen Diskurs zum Thema Integration von Zuwanderern 
anzuregen.

Der eigentliche Prozess, in dem der schriftliche Entwurf für ein 
Integrationskonzept entstanden ist, war lang und mühsam. Der 
Arbeitskreis traf sich einmal pro Monat, diese Treffen wären aber mit 
der notwendigen redaktionellen Arbeit überfordert gewesen, so dass 
eine kleinere Redaktionsgruppe gebildet wurde, die wir unterstützt 
haben. Ein mehrmaliges Hin und Her zwischen der Redaktionsgruppe 
und dem gesamten Arbeitskreis war nötig, bis die wichtigsten Ent-
scheidungen, zunächst über Form und Umfang, später über den Inhalt 
des Konzepts getroffen wurden. Dabei waren mehrere Diskussionen 
innerhalb des Arbeitskreises notwendig, u. a. um Begriffe zu klären 
und die Mitglieder des Arbeitskreises zu einigen Fragen aufzuklären 
und zu sensibilisieren. Das MBT hat als einzige Beratungsinstanz alle 
Phasen des Prozesses unterstützt.

Technisch gesehen konnte die Redaktionsgruppe für den Aus-
tausch und die gegenseitige Korrektur zwar auf Computer und Email 
zurückgreifen, die professionellen Werkzeuge, die Arbeitsgruppen in 
Unternehmen zur Verfügung stehen, waren im ehrenamtlichen Kon-
text jedoch nicht vorhanden. Nach gut einem Jahr ist ein Papier ent-
standen, das vom Arbeitskreis beschlossen werden konnte. Auch die 
Frage, wie mit dem beschlossenen Entwurf verfahren werden sollte, 
musste im Arbeitskreis und in Abstimmung mit der Stadtverwaltung 
geklärt werden. Aus unserer Sicht war jeder Schritt der Diskussion 
auch innerhalb des Arbeitskreises schon Teil des beabsichtigten gesell-
schaftlichen Diskurses.

Hinzu kam, dass am Anfang der Diskussionen davon ausgegan-
gen wurde, dass das einzige Asylbewerberheim des Landkreises nach 
Strausberg ziehen würde, d.h. es gab in der Stadt schon einen Dis-
kurs zum Thema, der leider eher negativ geprägt war. Der Arbeitskreis 
war insofern direkt davon betroffen, als ein im Arbeitskreis vertretener 
Träger Betreiber des Heims war und ist. Kurz nach Fertigstellung des 
Papiers wurde dann auf Kreisebene entschieden, das Asylbewerber-
heim in einen Nachbarort von Strausberg ziehen zu lassen. Das hat 
aber dem Entwurf nicht geschadet, denn die Fragestellung blieb auch 
ohne Asylbewerberheim bestehen.

Während des Prozesses haben wir für eine Beratungsvorlage fol-
gende Sätze zum Sinn und Zwecke eines Integrationskonzeptes for-
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muliert, die vom Arbeitskreis übernommen und in das Vorwort des 
Entwurfes aufgenommen wurden:

„Die Diskussion und Annahme eines Integrationskonzeptes im kommuna-
len Kontext bietet eine einmalige Chance, Politik, Verwaltung und Gesell-
schaft für das Thema Integration in all seinen Facetten zu sensibilisieren, 
damit den lokalen Diskurs zum Thema konstruktiv zu beeinflussen und 
somit die Umsetzungschancen für das Konzept selbst zu erhöhen.“ [kursiv 
im Original]

Weiter hat der Arbeitskreis im Papier formuliert:

„Das heißt, die konstruktive Diskussion des Themas Integration von 
Zuwanderern, die Entwicklung einer handlungsorientierten Konzeption 
sowie deren Umsetzung haben als globales Ziel das verbesserte Gemein-
wohl der Stadt Strausberg insgesamt.
Verantwortung für erfolgreiche Integration muss Verpflichtung aller Bürge-
rinnen und Bürger unserer Gesellschaft sein. Integration ist ein anhalten-
der Prozess; seine Steuerung und Gestaltung ist ein Element des solidari-
schen Gemeinwesens in unserer Stadt.“

Im Gegensatz zu einigen Integrationskonzepten, die der Arbeitskreis 
während der Arbeit gesichtet hat, legt das Integrationskonzept Straus-
berg den Schwerpunkt auf die Reflexion der derzeitigen Arbeit mit 
Zuwanderern sowie auf Überlegungen zur interkulturellen Öffnung 
der Kommune. Nach einer Beschreibung der Zuwanderer in Straus-
berg werden als Zielgruppen genannt:
1. alle in Strausberg aufgenommenen Zuwanderer, unabhängig vom 

Status als bleibeberechtigte Zuwanderer und solche, die sich nur 
zeitweise in Strausberg aufhalten. Integrationsprozesse vollziehen 
sich bei beiden Personengruppen.

2. die Stadt Strausberg als aufnehmendes Gemeinwesen, deren 
Behörden und Institutionen sowie die Einwohner.

Es folgt dann – mit Bezug auf die „Konzeption der Landesregierung 
zur Integration bleibeberechtigter Zuwanderer im Land Brandenburg“ 
– eine Definition von Integration an und für sich sowie unter Bezug 
auf die RAA eine Beschreibung der Ansätze „Interkulturelle Öffnung“ 
und „Interkulturelle Kompetenz“ bevor die Handlungsfelder, die aus 
Sicht des Arbeitskreises eine wichtige Rolle spielen, genannt und kurz 
beschrieben werden.
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Nachdem der Arbeitskreis das Papier mit dem Titel „Diskussions- 
grundlage für eine Handlungskonzeption für die Aufnahme und 
Integration von Zuwanderern in Strausberg: SpätaussiedlerInnen, 
ihren Angehörigen, AsylbewerberInnen und anderen MigrantInnen“ 
beschlossen hatte, wurde es dem Bürgermeister vorgestellt, der es 
dann in die kommunalpolitischen Gremien (Stadtverordnetenver-
sammlung und Ausschüsse) einbringen sollte. In einer Sitzung des 
Arbeitskreises würdigte der Bürgermeister die Arbeit zur Erstellung 
des Papiers. Die Öffentlichkeitsarbeit zur Präsentation wurde gemein-
sam gestaltet, Vertreter des Arbeitskreises haben das Papier und seine 
Bedeutung u. a. im Hauptausschuss vorgestellt. Ein gesellschaftlicher 
Diskussionsprozess wurde in Gang gesetzt.

Reflexion

Die hier dargestellten Beratungsprozesse zeigen, wie das MBT nicht 
ausschließlich an die offiziellen Themen des Toleranten Brandenburg 
gebunden sein muss, wenn Anlass und Kontext stimmen. So wie hier 
beschrieben, kommt es immer häufiger zu Situationen, in denen wir 
im Gemeinwesen zu einem aktuellen oder vor Ort wichtigen Thema 
beraten und darüber demokratische und gesellschaftliche Entwick-
lungsprozesse unterstützen können, auch dort wo das Thema Rechts-
extremismus nicht unmittelbarer Anlass unserer Arbeit ist. Ferner wird 
anhand der beschriebenen Beispiele deutlich, wie langjährige konti-
nuierliche Beratung Schritt für Schritt zu immer neuen Entwicklungs-
möglichkeiten führen kann, wie sie bei einem bloß projektbezogenen 
Ansatz nicht möglich wären.
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Karin Dörre, Jürgen Lorenz

Das MBT im Dorf. Beratung im ländlichen Raum

Vorab: das MBT Angermünde verfolgt in seiner Beratungstätigkeit 
grundsätzlich einen gemeinwesenorientierten und -formierenden 
Arbeitsansatz, in dem der Mensch mit seiner Autonomie als verant-
wortlicher Akteur respektiert wird. 

Seit acht Jahren sind wir in den Landkreisen Uckermark und Barnim 
tätig, die vorwiegend ländlich geprägt sind, einschließlich der berlin-
nahen Städte Bernau und Eberswalde, wie auch der Uckermark-Perlen 
Templin, Prenzlau und Angermünde und der Petrol-Stadt Schwedt. 
Mit der Gemeindegebietsreform sind manche der kleinen Städte um 
bis zu 20 Dörfer größer geworden. Dörfer, die bislang eigenständig 
waren, müssen sich nach dem Zusammenschluss mit anderen Dörfern 
in neu entstandenen Gemeinden zusammenraufen.1 In diesem Beitrag 
geht es vor allem um die Uckermark.

Die demografische Entwicklung im ländlichen Bereich geht einher 
mit einem Rückzug der Infrastruktur wie Staat, Wirtschaft, Verkehr, 
soziokultureller Sektor, medizinischer Bereich. Studien weisen aus, 
dass bis zum Jahr 2020 im Landkreis Uckermark ein Bevölkerungs-
rückgang um 24.000 Einwohner, das sind 16 Prozent, zu erwarten ist. 
Aufgrund des Geburtendefizits wird sich zugleich die Bevölkerungs-
pyramide zugunsten der höheren Jahrgänge verschieben. Dabei steigt 
die Anzahl der Personen über 65 Jahre um 29 Prozent von 25.376 im 
Jahr 2002 auf voraussichtlich 32.640 im Jahr 2020 an.2 Gleichzeitig 
wandern aus diesen Regionen junge und flexible Menschen ab. Kom-
petenzverlust der Bleibenden und ein höherer Anteil bildungsarmer 

1  Mit der Gemeindegebietsreform ging es grundsätzlich um die Bildung größerer 
Strukturen in jedem Landkreis. Das „Gesetz zur Reform der Gemeindestruktur 
und zur Stärkung der Verwaltungskraft der Gemeinden des Landes Branden-
burg“ trat im März 2001 in Kraft. Vgl. Claudia Mier: Die Gemeindegebietsre-
form im Land Brandenburg, KWI der Universität Potsdam.

2  Ulrike Trellert, Leader+-Studie zur Stabilisierung des ländlichen Raumes, in: 
Agro-ko. Consult u. a. (Hrsg.): Modellvorhaben zur Stabilisierung des ländlichen 
Raumes im demografischen Wandel. Grundlagenstudie und Netzwerkaufbau 
(Stand Oktober 2005), Prenzlau, unter www.aoec.de/index.php?option=com._
docman&task=doc_download&gid=17, eingesehen am 15.9.2007.
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Milieus sind die Folge. Diese Milieus anzusprechen und für sich zu 
gewinnen gehört zu den Kernzielen rechtsextremer Kader.

Zu verzeichnen ist eine sehr hohe Arbeitslosigkeit bzw. eine hohe 
Zahl von Hartz IV-Empfängern. Im März 2007 gab es im Landkreis 
Uckermark 14.208 Bedarfsgemeinschaften. Das sind immerhin rund 
1.000 weniger als noch im März 2006. Die Arbeitslosenquote beträgt 
22,8 Prozent3, die Anzahl derjenigen Einkommensbezieher, die neben 
ihrem Einkommen ergänzende Leistungen nach SGB II beziehen, liegt 
bei fast 5.000 Personen4. 

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen steigt jedoch, obwohl die 
Gesamteinwohnerzahl in der Uckermark seit 1992 um rund 30.000 
auf nunmehr 136.000 Einwohner gesunken ist. Von denen sind etwa 
30.000 Menschen auf Unterstützung des Grundsicherungsamtes oder 
des Sozialamtes angewiesen. „Diese Zahlen zeigen den sozialen 
Zündstoff, der in unserem Landkreis liegt“, machte der Landrat in der 
Märkischen Oderzeitung vom 5. Juli 2007 deutlich.

Demografische Entwicklung (Leader+-Studie, Anm. 2)

3  MOZ, 30. März 2007, Seite 13.
4  UK, 14. September 2006, Seite 18.
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Viele Menschen fühlen sich von der Politik verraten und vergessen, 
sehen für sich keine Perspektive. Dem stehen gestresste Milieus loka-
ler Verantwortungsträger gegenüber, die die Diskrepanz zwischen 
Sollen, Wollen und Können kaum noch bearbeiten können. Das 
uckermärkische Amt für Grundsicherung beispielsweise will über das 
Optionsmodell5 Menschen wieder in Arbeit vermitteln, in der Realität 
scheinen aber die Projekte, in die Menschen vermittelt werden, nichts 
anderes zu sein als seinerzeit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM). 
Nachhaltigkeit und Schaffung neuer Arbeitsplätze sind bislang noch 
nicht wirklich zu sehen. In Projekten wie der Schaumosterei, der Auf-
arbeitung von alten landwirtschaftlichen Geräten oder dem Bau eines 
Strohballenhauses haben ca. 270 junge Leute im Mai 2006 für ein Jahr 
einen sozial- und arbeitslosenversicherten Job und auch eine nicht 
zu unterschätzende sinnvolle Betätigung gefunden. Dennoch führen 
diese Projekte unter Regionalpolitikern gerade in der Frage der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen auf dem ersten Arbeitsmarkt zu Diskussionen. 
Beklagt wird z. B. eine mangelnde Kooperation mit Wirtschaftsunter-
nehmen. So wie seinerzeit ABM keine nachhaltige Verbesserung der 
Arbeitsmarktsituation nach sich zog, viele Menschen ihre Lebenskar-
rieren auf alimentierten ABM-Strukturen aufbauen mussten, scheint 

5  Das Optionsmodell ist ein Feldversuch für die Betreuung von Arbeitslosen 
in Deutschland: Für die Bezieher von Arbeitslosengeld II sind ausschließlich 
Städte oder Gemeinden zuständig.

Blick in die Landschaft bei Prenzlau
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es, dass neue Wege auch mit Projekten wie „Sammeln und Sichten 
alter Geräte“ oder „Herstellung von lang haltbaren Fruchtsäften und 
Leichtweinen“ noch fern sind. 

Dörfer und Kleinstädte im äußeren Entwicklungsraum

Die Bevölkerungsentwicklung im ländlichen Raum ist negativ, die 
wirtschaftliche Entwicklung nur punktuell, die Menschen erleben und 
beschreiben ihre Lebenssituation als schlecht. 

Wir finden eine tief greifende Veränderung der sozialen Verhält-
nisse und des Lebens überhaupt vor, gekennzeichnet von einer Verän-
derung der Altersstruktur, von Perspektivlosigkeit als Grundstimmung, 
von einem Vertrauensverlust in Demokratie – all das geht einher mit 
den Lebenserfahrungen der Menschen vor Ort. Es gibt mehr posi-
tive Bezugnahmen auf die Vergangenheit („in der DDR war alles viel 
besser“, „wir hatten Arbeit“, „meine Kinder hatten eine Perspektive“, 
etc.).

Viele Menschen blicken „nach oben“, Eigeninitiative ist oft gelähmt 
und wird oft gar nicht positiv bewertet. Denunziantentum und Neid 
werden nicht zuletzt auch staatlich motiviert, beispielsweise durch 
Kontrollen von Bedarfsgemeinschaften und Melden von vermeintli-
cher Schwarzarbeit. In dieser Alimentiertenkultur gibt es kaum noch 
Schichtungen, aus „wer muß als Ein-Euro-Jobber (MAE, Mehraufwand-

Auch in der Uckermark wird das Bild durch Alleen geprägt
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sentschädigung) im Dorf arbeiten“, wird zunehmend „wer darf …“. 
Einerseits hat das Solidarisierung, andererseits Ausgrenzung zur Folge.
Kreativitätsverluste, Ideenlosigkeit, geradezu Angst vor Kreativität sind 
in Dörfern nicht selten.

Wo beispielsweise der ehemalige Großgrundbesitzer wieder da ist 
und seine Bedingungen stellt, werden Menschen nicht selten verunfä-
higt, sich dem zu widersetzen und für die eigenen Interessen einzuste-
hen – das trifft sich gut mit der Stimmung derjenigen, die eine Diktatur 
wieder für erstrebenswert halten, im Interesse der Verbesserung ihrer 
Lage, als Mittel zum Zweck gewissermaßen.

Viele Städte kommen mit den neuen Aufgaben nach der Gemein-
degebietsreform nur schwer zurecht, sie betrachten die eingemeinde-
ten Dörfer wie Kolonien. Ein ganzheitliches politisches Konzept für 
eine integrierte Stadt-Land-Entwicklung fehlt. Wie auf dem Dorf sind 
Bürgermeisterposten nicht mehr unbedingt begehrt, es fehlt an geeig-
neten Kandidaten (in der Stadt sind es bezahlte Stellen!). Bürgermeister 
fühlen sich vielfach ausgebrannt und ausgebremst. Die kleinen Städte 
im ländlichen Raum machen einen Funktionswandel durch. Einerseits 
gibt es auch hier einen Rückzug der Infrastruktur, andererseits werden 
die Kleinen gezwungen, eine gewisse Infrastruktur für Bereiche vor-
zuhalten, mit denen sie gar nichts zu tun haben. In den Verwaltungen 
sind zu viele Mittel für eine zu hohe Personaldecke gebunden. Viele 
Städte stehen vor der drohenden Zwangsverwaltung. Wie auch auf 
dem Dorf verlieren Immobilien an Wert. Viele Innenstädte verfallen 

Auch die Uckermark hat ihre Sternwarte



172

infrastrukturell, baulich, sozial und ökonomisch, ihre Wirtschafts- und 
Kaufkraft wird geschwächt, sofern sie nicht rechtzeitig Fördermittel 
akquirieren konnten. Eine Stadtplanung erfolgt nur noch nach finan-
ziellen Gesichtspunkten, daraus wiederum erwachsen Interessens-
konflikte. Die Konkurrenz zwischen den kleinen Städten wächst, alle 
stehen unter dem Zwang, zu expandieren, um Einwohnerzahlen zu 
halten bzw. die demografische Entwicklung zu kompensieren. Ein 
Sterben-Lassen von Dörfern ist in der Perspektive, so unsere These, 
durchaus erwünscht, kollidiert aber mit den Interessen der Menschen 
in den Dörfern. 

Weitere Stichworte zur Beschreibung der Situation sind: Überal-
terung der Einwohner, eine sich verfestigende Erwerbslosigkeit und 
damit verbundene Alimentierung über Hartz IV, was immer mehr zum 
Alltag der Menschen wird, und Kompetenzverlust durch den Wegzug 
von Fachkräften. Wenn wir über fehlendes Innovationspotential, feh-
lende Dynamik, fehlenden Generationswechsel sprechen, so liegt auf 
der Hand, dass dies eine wachsende Abhängigkeit von Investitionen 
von außen nach sich zieht. Politische Entscheidungsgremien verknö-
chern zusehends. In den kleinen Städten erfolgt eine Konzentration 
von Schulen als Ganztagsschulen, was wiederum eine Überforderung 
der Städte darstellt. Das Freizeitverhalten der aus den Dörfern kom-
menden Schüler ändert sich. Die Kleinstadt ist nicht ihr Lebensraum. 
Wachsender Vandalismus in den kleinen Städten, wie wir ihn gegen-
wärtig in der Uckermark erleben, ist nur eine Folge.

In höherem Maße entstehen mehr oder weniger undurchsichtige 
Strukturen bezogen auf Arbeitsplätze- und Mittelverteilung, das Wort 
Kungelei ist in Vieler Munde. Wir finden immer weniger kritische 
Geister, die Opposition ist Bestandteil des Systems. Probleme, die die 
Elite nicht betreffen, werden ausgeblendet, Innovationsfähigkeit wird 
eingeschränkt.

Unter diesen Bedingungen entwickeln sich in den Kleinstädten 
folgende Gruppen zu Eliten: Lehrer, Beamte, Verwaltungsangestellte, 
Akademiker, klein- und mittelständische Unternehmer, Kirche, Poli-
zei, Gewerkschaften, Parteien, Bildungsträger, Vereine, Wohlfahrtsver-
bände, Tourismusverband. Elitenbildung in Kleinstädten funktioniert 
über wenige Clans und oftmals über ein karrierebezogenes und auf 
den Beruf bezogenes Engagement. Ruf und Image, Kapitalkraft sind 
wie Beziehungskapital und die Verfügungsgewalt über Arbeitsplätze 
ebenso von Bedeutung wie Innovationsfähigkeit und das Engagement 
für die Kommune, z. B. über ein Ehrenamt. Eine erkennbare Oppo-
sition, eine klare Rollenverteilung zwischen Opposition und Mehr-
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6  Vgl. etwa Jens Röhling, „TZI und Philosophie der Lebenskunst“, in: Themen-
zentrierte Interaktion, 1/2005.

heit (im Unterschied zum Dorf) wie auch der Wille zur Macht wirken 
ebenso elitenbildend. Wichtig ist auch die Gruppenzugehörigkeit – bei 
der Opposition heißt das, ich muss potentiell regierungsfähig sein.

Wie und nach welchen Grundsätzen gehen wir in eine Beratung?

Vielfach werden wir nach unseren Methoden in der Beratung gefragt. 
Abgesehen von den notwendigen Kompetenzen für Gesprächsfüh-
rung oder Fragen, für Seminarführung, Durchführung von Zukunfts-
werkstätten, Weiterbildungen etc. gibt es für uns nicht die oder jene 
Methode. Allen voran steht unsere Grundhaltung, die tief verinnerlicht 
ist: Wir respektieren euch in eurer Autonomie, wir nehmen euer Pro-
blem ernst. Wir wollen euch und euer Problem verstehen. Und dies in 
jedem Beratungsprozess. Wir beraten nach den Grundsätzen der The-
menzentrierten Interaktion (TZI), die auf einem ethischen Fundament 
steht und sicherstellt, dass jeder Mensch in seiner Ganzheitlichkeit, 
seiner Autonomie und als Teil des Universum, also mit dem um ihn 
wirkenden Umfeld im Zentrum steht. Ehrfurcht gebührt allem Leben-
digen und seinem Wachstum. Diese Ehrfurcht, dieser Respekt bedin-
gen bewertende Entscheidungen. Wertvoll ist das Humane, wert- 
bedrohend das Inhumane. Und jede freie Entscheidung geschieht 
innerhalb innerer und äußerer Grenzen, die einander bedingen. Eine 
Erweiterung der Grenzen ist möglich, nicht unbegrenzt, aber Men-
schen können sich spürbar wachsend entwickeln, wenn die Bedin-
gungen dafür geschaffen werden. Dies zu bedenken ist eine Lebens-
haltung, vielleicht sogar eine Lebenskunst oder Lebensphilosophie, 
die der ständigen Reflexion, des ständigen Philosophierens bedarf, 
um sich seines Standpunktes immer wieder zu vergewissern und um 
gesprächsfähig zu bleiben, gegenüber dem Zeitgeist und nicht zuletzt 
auch gegenüber anderen Strömungen.6 Und auch wir als Berater 
befinden uns in einem ständigen Prozess, miteinander im Team wie 
auch mit unserem Umfeld. In jeder Beratung sind wir als Berater auch 
Lernende, auch dies gehört zu unserer Authentizität und Ehrlichkeit, 
mit der wir den Menschen hier vor Ort begegnen.

Vor jeder unserer Beratungen steht stets die Beschreibung des 
Problems, des Umfeldes und der mittelbar und unmittelbar Beteilig-
ten, gemeinsam mit den Klienten. Dabei hilft uns unsere Nähe zum 
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Thema, wir leben selbst im ländlichen Raum, was durchaus zu einer 
geschärften Wahrnehmung für Probleme führt. Und auch wir verfü-
gen durch unsere langjährige Arbeit in der Region über ein gewisses 
Beziehungskapital, das ergänzt wird durch das Kapital persönlicher 
Kontakte aus dem persönlichen Umfeld. Wo immer wir sind und was 
immer wir tun, wir sind präsent und erkennbar, unsere Beratung ist 
eine nachhaltige – will heißen, wir fliegen nicht als Besserwisser mit 
einem Rezept ein, sondern suchen gemeinsam mit den Menschen vor 
Ort nach einer Lösung und sind verlässlich, bei Bedarf auch über einen 
längeren Zeitraum, bei einem Klienten tätig. Wir geben den Menschen 
die Gewissheit, ihr Problem in einem vertraulichen Rahmen beschrei-
ben zu können.

Was ist im Dorf für eine Beratungstätigkeit aber nun so anders als in 
der Stadt?

Zunächst ist der Ansatz der Bürgergesellschaft, deren Stärkung zu 
unserem Auftrag gehört, ein städtischer. In der Stadt sind die Rollen 
klar, es gibt eine hohe Konstante von Ansprechpartnern, es kann rela-
tiv schnell und zügig gearbeitet werden. Eine Beratung im ländlichen 
Raum hingegen braucht mehr Zeit. Beziehungspflege ist nötig, wir 
müssen ganz anders verfügbar sein, das Dorf greift eher in unser Zeit-
regime ein als das in den Strukturen einer Stadt der Fall ist. Die Rolle 
als Berater ist nicht die konventionelle, sondern wir stehen mit der 
ganzen Person ein, die zu Beratenden brauchen das sichere Gefühl, 
uns, wenn nötig, zu jeder Zeit erreichen zu können und zu dürfen. 
Ein Misserfolg auf dem Dorf, der ja auch möglich ist, wird hier viel 
direkter, viel persönlicher als in der Stadt erlebt.

Unsere Beschreibungskompetenz als Berater gewinnt gerade im 
Dorf eine besondere Bedeutung angesichts solcher Fragen wie der 
nach Verwandschaftsgeschichten, nach historischen Zusammenhän-
gen, gegenseitigen Abhängigkeiten etc. Die Frage nach rechtsextremen 
Milieus muss für jedes Dorf gesondert bedacht werden. Die Relevanz 
der Informationen wird oft nicht erkannt (wegen unseres städtischen 
Ansatzes). Dazu kommt die nicht zu vernachlässigende Ost-West-
Sensibilität. Und stets zu bedenken ist, dass der ländliche Raum seit 
Jahrzehnten oftmals politisch nur agitatorisch benutzt wird. Uns geht 
es genau um das Gegenteil: um ehrliche Wertschätzung und um das 
Finden, Entwickeln und Ergreifen von Chancen, gemeinsam mit den 
Menschen hier. Für die Entwicklung und Gestaltung einer pluralisti-
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schen Zivilgesellschaft mit gemeinsamer Wertebasis, was wiederum 
des offenen demokratischen Diskurses bedarf. Dabei können wir Mitt-
ler, Partner, Moderatoren, Begleiter und Berater sein, mit unserer Auto-
nomie und im Respekt vor der Autonomie unseres Gegenübers.

Rechtsextremismus ist ein unserer Gesellschaft immanentes Pro-
blem. Es ist nicht zu leugnen, auch wenn dies so mancher Amtsdi-
rektor oder Bürgermeister immer noch gern möchte. Dabei wird oft 
verkannt, dass das Erkennen und Benennen des Problems die Chan-
cen erhöht, Gefährdete dem Einfluss rechtsextremer Organisationen 
zu entziehen und die Ressourcen politischer Gegenkräfte zu stärken. 
So lässt sich verhindern, dass rechtsextreme Themenbesetzungen Mei-
nungsführerschaft erhalten. Viele Bürgermeister, Stadtverordnete und 
Mitarbeiter aus Verwaltungen sowohl in der Uckermark als auch im 
Barnim sind sensibilisiert für dieses Thema. Gerade in den Städten 
konnte durch den Aufbau von Bürgerbündnissen eine Gegenöffent-
lichkeit hergestellt werden, die gewissermaßen eine Brücke schlägt 
zwischen kommunalen und überregionalen Diskursen. In unserer 
Beratungstätigkeit bemühen wir uns, jene zu stärken, die sich dem 
Problem Rechtsextremismus stellen. Dabei sind wir auch im Aus-
tausch mit Strukturen, die qua Amt das Problem zu bearbeiten haben, 
wie Schule, Jugend- und Sozialarbeit. Hier allerdings beobachten 
wir oft Überlastung, mangelnde Kooperation oder auch nicht ausrei-
chende Professionalität. Das verstärkt die Grenzen bürgerschaftlichen 
Engagements, die es ohnehin schon durch die beschriebenen sozialen 
Probleme gibt. 

Drei Beispiele – drei Wahrnehmungen in dörflichen Strukturen

Das Dorf A 
In einem wunderschönen, idyllischen Dorf am Rande der Uckermark, 
an der Landesgrenze zu Mecklenburg-Vorpommern, ist der Sohn des 
früheren Großgrundbesitzers wieder da, eine Konkurrenz hat er nicht. 
Wer bei ihm Arbeit hat, lebt nach der Devise: Wes' Brot ich ess, des' 
Lied ich sing. Aber oft wird die Faust in der Tasche geballt, weil ein 
anderer Gutsbesitzer im Nachbarort sich ganz anders verhält. Dort 
werden die Beschäftigten angemessen entlohnt, die Bauern der frü-
heren LPG erhielten eine anständige Entschädigung. Dort sind die 
Pachtzinse höher, die der Bauer zahlt. Dort feiert das ganz Dorf jedes 
Jahr ein großes Erntefest. Es ist nicht schwer, sich vorzustellen, was in 
den Menschen vorgeht, die so nah beieinander in zwei Dörfern einer 
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Gemeinde mit insgesamt nur rund 800 Einwohnern leben. Verletzun-
gen, Gefühle mehrfacher Entwertung, werden lange, über Generati-
onen hinweg, ihr Leben bestimmen. Und dennoch – wen man auch 
von den Alteingesessenen fragt, sie schwören auf den Zusammenhalt 
im Ort. Noch vor Jahren schien es kaum möglich, dass die Altdörfler 
und zugezogene Neudörfler dicke Freunde werden könnten. Fremden 
gegenüber gab es schon immer Argwohn und eine große Zurückhal-
tung. 

Jetzt gibt es gemeinsame Dorffeste. In die freie Schule gehen auch 
Kinder der Alteingesessenen. Mit der Schließung des Gemeindekin-
dergartens hat man sich abgefunden, immerhin ist da der alternative 
Kindergarten. Die Altdörfler sind auf die Neudörfler zugegangen. Die 
sind auch inzwischen die Mehrheit im Dorf. Man hat sich arrangiert. 
Unsere Erfahrung ist, wer aus der Stadt in ein Dorf zieht, ist gut bera-
ten, sich bewusst auf die neue Wahlheimat einzulassen. Das bedeutet 
auch, zu verstehen versuchen, wie so ein Dorf „tickt“, in dem manche 
Familie seit Jahrzehnten lebt, in dem sich Gewohnheiten und unaus-
gesprochene wie ausgesprochene Regeln über eine lange Zeit entwi-
ckelt haben. 

Für so manche mitgebrachte Innovationsidee von Neuuckermär-
kern stand das Eigeninteresse zuerst. Für die alten Dorfregeln, wie bei-
spielsweise die Vorgartenkultur, gab es wenig Verständnis. Wir fragen, 
ob dies nicht eine andere Art von Gutsbesitzermanier oder auch eine 
Form feindlicher Übernahme ist. Das ist kein öffentliches Thema im 
Dorf, dessen gesamte Gemarkung nach ökologischen Kriterien bewirt-
schaftet wird. Aber die Alten vermissen die Maisfelder, das leuchtende 
Gelb des Rapses, das Muhen der Kühe, sie verstehen nicht, was Öko-
logie mit Unkraut auf dem Gehweg zu tun hat. 

Und trotzdem fühlen sich die Menschen in diesem Dorf wohl, 
versuchen das Beste aus dem, was sie haben, zu machen. Und sie 
haben vor allem sich selbst. Das Vereinsleben ist rege, von der Feuer-
wehr über den Karnevalsverein, den Dorfverein bis zum Schulverein. 
Bei den Wirtsleuten des Dorfkruges findet jeder ein offenes Ohr, auch 
am Schließtag. Denen haben wir viel zu verdanken, sagt einer, hier 
im Krug war immer was los, klingt es ein bisschen wehmütig. Früher 
trafen sich die Leute hier nach der Arbeit auf ein Bier, nach Mähdre-
schereinsätzen manchmal erst spät in der Nacht. Feiern sind heute 
seltener – mal eine Rentnerfeier, der Karneval. Ansonsten bestellt 
man lieber das Buffet und die Kuchentafel und feiert zu Hause. Die 
Geselligkeit im Krug ist angenehm, aber man kann sie sich nicht 
mehr leisten.
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Die Jugendlichen haben noch ihren Klub. Als es da drunter und drüber 
ging, gab es klare Ansagen aus der Gemeinde, jetzt läuft es ruhiger. 
Eine der Lehrkräfte der freien Schule hat ein Auge mit drauf, ehrenamt-
lich. Das achten die Altdörfler, auch wenn viele mit dem „neumodi-
schen Kram“ einer freien Schule nicht so gut können.

Wahlergebnisse wie in Mecklenburg-Vorpommern mit 30 Prozent 
Stimmen für die NPD könnten sie sich hier nicht vorstellen, auch 
wenn ihre soziale Situation nicht viel besser ist als dort. „Jugendliche, 
die so denken, sind bei uns in den Vereinen, sie haben eine Aufgabe, 
kümmern sich z. B. um die Absicherung von Veranstaltungen“. sagen 
Gemeindevertreter. Und: „Wir hören nicht weg, wenn es einen blöden 
Spruch gibt, wir schauen auch nicht weg.“ 

Solange das Einsickern in die Vereinslandschaft des Dorflebens nicht 
Strategie aus dem rechtsextremen Spektrum wird, wie mancherorts im 
benachbarten Bundesland, mag das funktionieren. Die Meinungsfüh-
rerschaft gehört anscheinend noch der demokratischen Mehrheit. Der 
Besucher des schmucken Dörfchens merkt schnell, dass man sich hier 
mit der rechtsextremen Klientel arrangiert hat, deren Attacken aus den 
Anfängen der 90er Jahre Geschichte sind. Man stört sich gegenseitig 
nicht, im Dorf ist Ruhe. Die Polizei thematisiert das Problem kaum, 
ist aus dem Gemeinderat zu hören. Dabei wäre es nicht unwichtig, in 
der Gemeinde darüber miteinander zu sprechen, wie es kommt, dass 
bei rechtsextremen Schmierereien hinter vorgehaltener Hand eher zu 
hören ist: „Müsste noch viel mehr passieren, damit die da oben end-

So schön und besinnlich zeigen sich viele Dörfer in der 
Uckermark
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lich aufwachen“. Diese instrumentelle Zustimmung zum Rechtsextre-
mismus treffen wir in der Uckermark häufiger an.

Das Dorf wächst, Kinder werden geboren, fast alle Wohnungen 
sind vergeben. Dass die Neuzugezogenen inzwischen die Mehrheit 
der Bevölkerung ausmachen, hat auch frühere Widerstände der Alt-
eingesessenen gezähmt, sie sind realistisch genug, um zu erkennen, 
dass sie als Minderheit schlechte Karten haben, ihre Gestaltungsspiel-
räume immer geringer werden, auch politisch.

Geringe oder gar keine Gestaltungsspielräume – das hören wir 
in Gesprächen in vielen Dörfern häufig. Aber immer wieder treffen 
wir auf Bürgermeister und Gemeindevertreter, die darum ringen, das 
Beste für ihr Dorf, ihre Gemeinde zu tun. 

Die Gemeinde B
Das Beispiel der Gemeinde B zeigt, wie wichtig Vorrecherchen und 
Kenntnisse über Vergangenheit oder Milieu eines Dorfes sind.

Vor einer Beratung Informationen über ein Dorf zu sammeln, in dem 
man bislang nicht tätig war, ist nicht so einfach. Eine Internetrecherche 
kann ein Anfang sein, aber sie ist nicht immer sehr ergiebig. Über ein 
Dorf erfährt man mehr, über ein anderes ausgesprochen wenig. Aber 
vor allem erfährt man wenig über die Menschen, die dort leben.

Grundmoränenlandschaften mit ausgedehnten Wiesen prägen das 
Bild vieler Dörfer in der Uckermark. So auch in einem kleinen Dorf 
nahe der A 11. In der Umgebung gibt es viele Seen, die Autobahnan-
bindung ist nur wenige Kilometer entfernt. Das ist ein Pfund, mit dem 
auch im Tourismus geworben werden kann. Viele Dorfanlagen sind 
slawischen Ursprungs. Der 30jährige Krieg hat in den Dörfern viele 
Zerstörungen angerichtet. Die Zuwanderung von Hugenotten ist ein 
weiteres gemeinsames Geschichts-Detail vieler Dörfer. 

Und, wie sollte es anders sein, als der liebe Gott die Familie von 
Arnim auf die Erde der Uckermark fallen ließ, landete ein Zweig der 
Familie auch in diesem Dorf. Für das alte Schloss, stark sanierungsbe-
dürftig, sucht die Gemeinde händeringend nach Investoren. Schwie-
rigkeit: Der Boden ist mit Altlasten wie z. B. Öl verseucht. Jetzt, nach 
dem durch die Gemeindegebietsreform erzwungenen Zusammen-
schluss mit den anderen zwei Dörfern, müssen alle gemeinsam die 
noch offenen Verbindlichkeiten tragen. Das heißt, das wenige Geld, 
das den Dörfern im Haushalt noch zugewiesen wird, fließt zur Zeit 
nur in dieses Dorf. Das birgt bei den anderen Frust und ein Konflikt-
potential in sich. 
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Das Dorf taucht seit Beginn unserer Tätigkeit als Regionalteam immer 
mal wieder auf, kaum positiv besetzt. „Ach geh“, hören wir abwinkend, 
Gerüchte über mögliche Ausbildung von Rechtsextremen, Jugendklub 
als geschlossene Gesellschaft, viel Gewalt, Diebstahl und ähnliches 
mehr. Höhepunkt war die Verurteilung einer Jugendlichen im Zusam-
menhang mit einem Überfall auf einen Afrikaner. Es schien, als wäre 
das im Dorf kein Thema. Wir fanden keinen Zugang. Getreu dem bis-
herigen Beratungsansatz „Wir gehen nur dorthin, wo wir gerufen und 
gewollt sind“, haben wir die Füße still gehalten. In einem Nachbardorf 
konnten wir hilfreich sein bei der Gründung eines Dorfvereins und 
in der Vermittlung eines Geschichtsprojektes für die Jugendfeuerwehr 
des Ortes. Aber es gelang nicht, Jugendliche des anderen Dorfes zu 
motivieren, ein ähnliches Projekt für sich zu suchen. 

Aber wir hatten in der Nachbarschaft Spuren hinterlassen, die uns 
die Tür zum neu gewählten Bürgermeister der Gemeinde geöffnet 
haben. Wir hatten vergangenen Sommer ein gutes Gespräch mit dem 
Bürgermeister der Gemeinde, von dem wir hier einiges wiedergeben 
möchten, weil es exemplarisch ist für viele Dörfer und auch viele Bür-
germeister der Uckermark.

Habt ihr schon gehört, was wieder im Nachbardorf los war? Die haben 
doch da Rasen frisch gesät und dann gedüngt – so (der Bürgermeister 
zeichnet mit dem Finger Linien auf den Tisch), na ein Hakenkreuz eben. 
Das ist jetzt dunkelgrün zu sehen. Jetzt ist schnell nachgedüngt worden, 
ich hoffe, das verwächst sich bald. Die Polizei war schon zwei Mal da, ich 
denke, man kann gut rauskriegen, wer dafür verantwortlich ist, über die 
Firma. Die wird ja wissen, wer da gearbeitet hat.

Was bedeutet das, wieder? Wieso winken da viele Leute immer ab?
Das Dorf ist kein altes Bauerndorf, es war ein Gut mit einem Grafen. Und 
dann sind viele zugezogen, die alten Gutsarbeiterhäuser und auch die 
Siedlungshäuser, die nach 45 entstanden, bezeugen das. Da gibt’s keine 
Einigkeit, immer viele Streitereien, Diebstähle. Drei Familien beherrschen 
alles. Alles wird personifiziert, die Sache, um die es geht, wird zur Neben-
sache. Wie z. B. beim Streit um den Kindergarten. Das Gebäude ist total 
marode, das Amt, das Träger der Kita ist, hätte die Kita sowieso geschlos-
sen. Und als eine Frau aus dem Nachbarort sich privatisiert hat, und auf 
ihrem Grundstück eine neue Kita gebaut hat, wurde ihr Antrag bestätigt. 
Dagegen gab es sogar eine Unterschriftensammlung. Aber die Privatisie-
rung hat für die Gemeinde eine Ersparnis von 24 000 Euro gebracht, eine 
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Kollegin aus der alten Kita wurde übernommen. Heute sind Eltern und 
Kinder glücklich mit der neuen Kita.

Und was ist mit dem Schloss? 
Ach, alles offen. Wir warten jetzt auf das Gutachten für das Gelände, die 
Gemeinde kann durch die Naivität beim damaligen so genannten 1-Euro-
Schnäppchen möglicherweise ewig zahlen. Wir versuchen, den Hof zum 
Außenbereich umzuwidmen, damit sich für das Schloss vielleicht doch in 
absehbarer Zeit ein Investor findet. Und wenn das Grundstück Außenan-
lage wäre, hätten wir eine Chance auf Ausgleichmaßnahmen. Die vor dem 
Zusammenschluss der Dörfer ausgelösten Aufträge und damit die Verträge 
müssen eingehalten werden. Deshalb hat die Gemeinde jetzt einen so 
genannten Sicherungshaushalt für fünf Jahre, wir können nur die Pflicht-
aufgaben erfüllen, und damit stecken wir fest, mehr geht nicht. Auch die 
Rücklagen, die die anderen hatten, sind dorthin geflossen.

Was müsste denn getan werden, damit die drei Dörfer enger zusammen-
rücken, damit es ein besseres Verstehen gibt?
Ich glaube, das ist schwierig. Die kleinen Dörfer wurden unter Druck 
gesetzt. Wir mussten uns zusammenschließen. Zusammenwachsen konnte 
da gar nichts. Die ganze Gemeindegebietsreform hat nichts gebracht. In 
der Verwaltung wurde nichts eingespart – Haushalte müssen z. B. nach 
wie vor für jedes Dorf einer Gemeinde gesondert erstellt werden. Die 
einzige Idee, die aus dem Verwaltungsbereich zur Einsparung kam, war 
der Vorschlag, die Aufwandsentschädigung für die Gemeindevertreter zu 
kürzen. Aber da wird wirklich keiner reich davon, dass ist wirklich nur 
eine Entschädigung, fürs Hin- und Herfahren z. B. 
Und der Gesetzgeber verbietet ja geradezu Eigeninitiative – z. B. darf der 
Gehweg in einem Dorf nicht ehrenamtlich erneuert werden. Wenn der 
aber gemacht werden muss, müssen die Bürger richtig zahlen, das kann 
sich kaum einer mehr leisten – wir haben 50 Prozent Arbeitslose in unse-
rer Gemeinde. Da rühr ich doch jetzt nicht am Gehweg.

Was kann denn so eine Gemeinde oder eines der drei Dörfer eigenständig 
entscheiden?
Wir können nur noch entscheiden, wann wir unsere Laternen ausschal-
ten. Ansonsten kann der Bürger gar nichts bewegen oder entscheiden. 
Das Straßenreinigungsgesetz ist den Gemeinden übergeholfen worden, 
jetzt geht der Streit darum, dass die Kreisstraßen auch noch den Gemein-
den aufgedrückt werden sollen – wovon sollen wir denn die Kosten 
bezahlen? 
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Im Gemeinderat ist es so, dass jedes Dorf für sich entscheidet, wenn irgend-
was beschlossen werden muss, ein Grundstücksverkauf oder was auch 
immer. Dann heißt die Frage: Was wollen die im Nachbardorf ? Na denn 
macht mal. Oder was wollen die anderen? Na denn macht. Es gibt kein 
gemeinsames Nachdenken über die Zukunft unserer Gemeinde. Sogar ein 
eigenes Feuerwehrgebäude soll das Amt jetzt finanzieren. Dabei steht ein 
Kilometer weiter ein gut ausgestattetes neues. Die Eigenständigkeit der 
Dörfer, das ist es, was die Leute wollen, und die ist ihnen weggenommen 
worden. Ich bin noch gar nicht sicher, wie ich mit der Idee vom altersge-
rechten Wohnen in den Gemeinderat gehen soll.

Worum geht es da?
Ein Investor wollte das Schloss für altersgerechtes Wohnen umbauen. Wir 
als Gemeinde sollten das Geld für die Sanierung besorgen. Das ist eine 
Nummer zu groß für uns. Aber im Nachbardorf steht die alte Schule leer. 
Die gehört der Gemeinde, ist überschaubar von der Größe her. Da ließe 
sich die Idee eines altersgerechten Wohnens eventuell verwirklichen. Der-
jenige, der dann die Betreuung und Versorgung übernimmt, müsste sich 
verpflichten, dass er Menschen aus unserer Gemeinde einstellt. Wir haben 
hier z. B. auch eine arbeitslose Krankenschwester.

Und wenn Sie es als Beginn beschreiben, als einen ersten Schritt für ein 
gemeinsames Projekt, gewollt von allen drei Dörfern? 
Das klingt gut, das probier ich, vielleicht kann ich die Gemeindevertreter 
so gewinnen.
(Der Gemeinderat hat inzwischen das Projekt befürwortet. Die alte Dorf-
schule soll umgebaut werden zu einer altersgerechten Wohnalternative. 
Jetzt werden die entsprechenden Förderanträge gestellt.)

Mitte der 70er Jahre gab es in der DDR schon einmal den Versuch, die 
kleinen Dörfer sterben zu lassen zugunsten der Zentraldörfer und förder-
fähigen Kleinstädte. Ist das jetzt ähnlich?
Ja, auch das Dorf, in dem ich wohne, hatte damals schon das Kreuz. 
Beweisen kann ich zwar nicht, dass das jetzt auch gewollt ist, aber der 
Verdacht liegt sehr nahe.

Wenn ein Dorf, auch eine Gemeinde, ihrer Meinung nach so gut wie nichts 
mehr entscheiden kann, was bewegt dann jemand wie Sie, Bürgermeister 
zu sein?
Als ich mit der ehrenamtlichen Tätigkeit als Ortsbürgermeister nach der 
Wende begonnen habe, war an die Gemeindegebietsreform noch nicht 
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zu denken. Ich habe damals im öffentlichen Dienst gearbeitet. Auch so 
ein Ding – da wurde erst für drei Millionen ein neues Gebäude gebaut, 
und dann wurde alles in die Kreisstadt verlagert. Ich wurde erst ins Jugend-
amt versetzt, dann sollte ich in die Kommunalaufsicht. Und da hätte ich 
allerdings alle Ehrenämter aufgeben müssen, weil sich die nicht mit einer 
Tätigkeit in der Kommunalaufsicht vereinbaren lassen. Ich musste mich 
entscheiden zwischen dieser Arbeit oder einer Abgruppierung. Ich bin 
jetzt Fallmanager, mit weniger Gehalt, und eben ehrenamtlicher Bürger-
meister meiner Gemeinde. Ich will tun, was ich tun kann, um den Men-
schen zu helfen und mit dafür zu sorgen, dass unsere Dörfer nicht sterben. 
Ich kann nicht aus meiner Haut. 

Dorf C
In einem weiteren Ort, einem ehemaligen Musterdorf der DDR, wird 
versucht, die demografische Entwicklung als Chance für Arbeit und 
Lebensqualität der mehr werdenden älteren Menschen anzuneh-
men. Hier wurde durch den Bürgermeister, der einen Pflegedienst 
betreibt, eine der ersten Senioren-Wohngemeinschaften der Ucker-
mark gegründet. Hilfe- und pflegebedürftige Senioren leben in klei-
nen Gruppen von acht bis zehn Bewohnern in einem gemeinsamen 
Haushalt zusammen, werden von Betreuungskräften rund um die Uhr 
unterstützt. Jede/r hat ein eigenes Zimmer, es gibt eine Gemeinschafts-
küche, einen Gemeinschaftsraum, zwei Bäder, davon ein Pflegebad. 
Diese Betreuungsform ermöglicht ein bedarfsgerechtes Angebot im 
vorhandenen Wohnungsbestand des ländlichen Raumes ohne mit den 
Anforderungen des klassischen Heimgesetzes in Konflikt zu geraten 
(die Heimbewohner haben einen Mietvertrag mit der kooperierenden 
Wohnungsgesellschaft). 

Und gerade im Senioren- und Pflegebereich, im Bereich der Dienst-
leistungen liegen neben dem Freizeit- und Tourismusbereich Chancen 
für eine Stabilisierung des ländlichen Raumes. Die LEADER+-Studie7 
weist für die Uckermark aus, dass durch den altersgerechten Umbau 
von Wohnraum und ein zusätzliches Angebot zielgruppengerechter 
hauswirtschaftlicher Dienstleistungen bis zum Jahr 2020 1.000 neue 
Arbeitsplätze entstehen könnten. Bedauerlich ist, dass ambulant tätige 
Pflegedienste keine Auszubildenden betreuen dürfen. Hier bestünde 
auch für Jugendliche eine Chance.

7  Vgl. Anm. 2.
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Für dieses Dorf als früheres DDR-Vorzeigedorf standen die gute Infra-
struktur mit Geschäften, Schule und Kindergarten, ein Kulturhaus, der 
Jugendklub, Neubauten und eine große Milchviehanlage, in der vor 
allem Frauen auch in verantwortungsvollen Positionen tätig waren. 
Lehrlinge des 20 km entfernten volkseigenen Gutes machten hier ihr 
Praktikum. Der frühere Vorsitzende der LPG Pflanzenproduktion ist 
auch heute in der Gemeinde in einer Agrar-, Handels- und Verwal-
tungsgesellschaft führend tätig. 

Das Dorf verfügt auch heute noch über eine Gesamt- und eine 
Grundschule wie auch über eine Kita. 2004 vermeldete die Statistik 
noch 83 Gewerbebetriebe in der Gemeinde. Im Ort selbst gibt es Ein-
kaufsmöglichkeiten, einen Zahnarzt und eine allgemeine Arztpraxis. 
Vor zwei Jahren hat ein Bäcker hier eine Verkaufsfiliale mit Cafébe-
trieb aufgemacht. Insofern sind die Bewohner des Ortes in manchen 
Dingen weniger abhängig von den durchfahrenden Verkaufsautos und 
auch vom Nahverkehr, weil sie eben das Notwendigste, bis hin zur 
Sparkasse, in ihrem Dorf finden. Der Weg zur Amtsverwaltung aller-
dings ist 15 km lang, das ist ohne Auto schon beschwerlich. 

Auch dieses Dorf, wie die gesamte Gemeinde der insgesamt vier 
Dörfer, steht für Tourismus und hat einiges zu bieten: Reitsport, Fuß-
ball, Bogenschießen, Senioren- und Frauensport. Der örtliche Fahrrad- 
und Kanuverleih ist inzwischen in der gesamten Uckermark etabliert. 
Mit ihm kann man Touren vereinbaren, die Radsport und Kanufahrten 
verbinden. 

Alltag im Dorf
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Die Gemeinde liegt im Zentrum der Uckermark, gut erreichbar durch 
die nahe Autobahn wie auch mit dem Zug, der hier noch fährt. 

Auch hier war die Gemeindegebietsreform nicht unbedingt von 
Vorteil für das eigene Dorf. Andere Dörfer aus der Gemeinde haben 
Schulden, die zuerst abgetragen werden müssen. Das Problem ist, die 
Gemeinde als Gesamtkonstrukt zu betrachten; das Zusammenwach-
sen dauert und „die Bürokratie frisst uns auf“, sagt der Bürgermeister. 
Für das Ansinnen der Kommunalaufsicht, an den Aufwandsentschädi-
gungen für die ehrenamtlichen Gemeindevertreter zu sparen, hatte er 
bei unserem Gespräch im Sommer 2006 nur ein Kopfschütteln. 

Seiner Meinung nach ist der Zusammenschluss vieler Dörfer im 
Zuge der Gemeindegebietsreform kaum strategisch nach wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten erfolgt. 

„Ehrlich, viele Beschlüsse zum Zusammenschluss sind aufgrund persön-
licher Beziehungen, danach, ob man mit den anderen Bürgermeistern 
kann oder nicht, gefasst worden. Aber das ganze ist ja noch nicht beendet 
– durch das Gemeindefinanzierungsgesetz bleibt der Druck.“

Was wünschen Sie sich von Ihren Gemeindevertretern?
„Sie müssen begreifen, dass das Amt zur Dienstleistung für uns da ist und 
nicht umgekehrt.“

Als dringlichste Probleme beschreibt der Bürgermeister, der zugleich 
selbständiger Unternehmer ist, die „Arbeit an der Demokratie“ und 
die „Arbeit mit den Jugendlichen“.

„Wir müssen mehr dafür tun, die Eigeninitiative und die Eigenverantwor-
tung der Menschen zu stärken. Ohne die funktioniert Demokratie nicht. 
Aber wenn das 40 bis 50 Prozent der Menschen verstanden haben, ist es 
viel. Noch zu viele leben nach dem Motto: Geh voran, ich komme mit dir 
mit und wenn es bis ins tiefste Wasser ist. Sie wollen, dass ihnen jemand 
sagt: da geht’s lang.“ 

Viele Jahre hat der Bürgermeister Fußball gespielt, aus dieser Zeit denkt 
er, hat er viel gelernt, was Jugendarbeit betrifft, und sagt von sich, dass 
er nicht zickig ist, auch nicht vergessen hat, welchen Blödsinn er als 
Jugendlicher selbst mal angestellt hat. Er trifft den Ton, auf ihn hören 
sie, aber die alten Leute haben Angst, wenn sie beim Spaziergang auf 
eine größere Gruppe junger Leute treffen.
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„Die meisten jungen Leute sind offen oder verdeckt dem Rechtsextre-
mismus zugeneigt, das ist ein Problem, dem wir uns stellen müssen.“

Der Bürgermeister sieht, dass die Wurzel des Problems allerdings 
eher bei den Eltern und Großeltern zu finden ist. Niemand kommt 
mit rechtsextremen Gedanken auf die Welt. Die Wahlergebnisse der 
letzten 10 Jahre mit stets so um die 30 bis 40 Stimmen für die NPD 
sind für den Bürgermeister alarmierend.

Früher gab es im Dorf einen Jugendklub, mit einer von der 
Gemeinde bezahlten Angestellten. Jetzt fehlt das Geld. Aber mit einer 
ABM oder einer MAE-Kraft wäre dem Ort nicht geholfen. 

„Wir brauchen was dauerhaftes, einen Profi, der bereit und in der Lage ist, 
mit Jugendlichen zu arbeiten, auch unter dem Aspekt Rechtsextremismus. 
Das kann nicht jeder.“

Wohl kaum wird es in Zukunft in jedem Dorf einen Jugendklub mit 
einem ausgebildeten Sozialarbeiter geben, das sieht auch dieser Bür-
germeister nicht anders als Verantwortliche in Land und Landkreis. 
Aber das darf nicht heißen, die Jugendlichen der Dörfer dem Rechts-
extremismus zu überlassen. Es braucht neue Modelle der mobilen 
Jugendarbeit auf dem Lande und dies auf fachlich hohem Niveau. 
Dafür ist dieser Bürgermeister ganz sicher ein Partner. Einer, der trotz 
aller Probleme optimistisch durch sein Dorf geht. „Die Kinder sind da, 
wir haben die Schule und die Kita. Und immer auch wieder Leute, die 
motiviert sind, was anzupacken – ob es im Schützenverein ist oder in 
der Feuerwehr. Gerade haben wir den Verein „Altes Eisen“ für Senio-
ren gegründet. Und ich scheue mich nicht davor, offen anzusprechen, 
wo es klemmt.“ 

Was ist nun das Besondere in Dörfern?

Migrationsgeschichtliche Hintergründe spielen in Dörfern der Ucker-
mark oftmals eine größere Rolle als in Städten. Und die Besonder-
heit ist, dass jeder jeden kennt, lange tradierte Feindschaften werden 
von Generation zu Generation weitergegeben. Auch Hierarchien und 
Bilder werden immer wieder reproduziert, z. B. wird bei Zugezogenen 
oder Flüchtlingen über Generationen hinweg immer wieder auf deren 
Herkunft verwiesen.
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Differenzen und Konflikte werden oft mit Schweigen überdeckt, irgend-
wie ist man ja auch voneinander abhängig. Das MBT könnte hier auch 
ein Störfaktor sein, wenn wir in unserer Arbeit nicht respektieren und 
berücksichtigen, dass das Leben im Dorf anders ist als in der Stadt. 
Desinteresse am Umfeld und am Sinn des eigenen Lebens gewinnt 
Raum. Da wir uns im Land Brandenburg bewegen, müssen wir selbst-
redend auch die Ostsozialisierung im Blick haben. Die Streitkultur fehlt 
im Dorf nicht unbedingt, aber sie ist eine andere als in der Stadt. Feh-
lende Infrastruktur, daraus resultierende Probleme im Gesundheitswe-
sen, machen das Leben im Dorf nicht eben leichter. Das Leben im Dorf 
ist zudem gekennzeichnet durch ein multiples Rollenverständnis, eine 
Frau z. B. hat immer mehrere Rollen, sie ist Frau, Mutter oder Tochter 
von xy, Kindergärtnerin, die frühere Sekretärin des LPG-Vorsitzenden 
und dergleichen mehr. Und sie äußert sich eben nur insoweit, wie 
sie es glaubwürdig in Bezug auf ihre eigenen Kinder vertreten kann. 
Identitätsfindung findet auf dem Dorf über die Gartenkultur statt, der 
Garten ist das gemeinsame Thema, hier erfolgt eine Aneignung der 
Natur, Kreativität gibt es im Dorf hinsichtlich der Pflanzen und Tiere. 
Wertschöpfung erfolgt informell – eine Hand wäscht die andere.

Das Dorf ist charakterisiert durch verschiedene Gruppenbildungen 
und konkurrierende soziale Systeme, wie Wirtschaft, Gärtner, Groß-
bauern, Alteingesessene, Neuzugezogene, Migrationsgruppen. Wir 
haben familiengeschichtliche Peergroups, weltanschauliche Ausrich-
tungen (Parteien, Christen und Nichtchristen, Katholiken, Protestan-
ten). Innerhalb dieser Konkurrenzen und Ausdifferenzierungen entwi-
ckeln sich Status- und Funktionshierarchien. 

Wenn wir uns den Bildungsbereich auf dem Dorf anschauen, stellt 
sich die Frage: ist hohe Bildung ein Integrationshindernis? Einerseits ist 
es so, dass eher die Menschen mit einer höheren Bildung weggehen. 
Andererseits gab es traditionell im Dorf drei bis vier Hochgebildete 
(Arzt, Pfarrer, Lehrer, Kantor), davon ist aber heute nicht mal mehr der 
Pfarrer da. Das heißt, wir haben eine Disproportion zwischen traditio-
nellen und tatsächlich vorhandenen ausgebildeten Intellektuellen und 
dem Wegzug. Intellektuelle, die jetzt da sind, sind möglicherweise 
öffentlich nicht zugänglich (z. B. ein Professor). Wenn wir hier den 
Begriff Elite verwenden, dann weniger im Sinne von Funktionseliten, 
sondern eher in dem Sinne: wer macht die herrschende Meinung. 
Dörfliche Eliten sind eher Deutungseliten, Bildung ist nicht ausschlag-
gebend für die Zugehörigkeit zur Dorfelite.

Eher geht es um Macht. Die gewinne ich, wenn ich im Dorf etwas 
zu meinen Gunsten aus der Waage bringe. Das eingangs beschrie-
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bene Dorf A mit dem immer stärker werdenden Mehrheitsverhältnis 
Neuzugezogener, der durch sie gegründeten Kita und Schule, mag 
dafür als ein Beispiel stehen. Rollenbilder und Hierarchien geben vor, 
ob jemand zur Elite kommt oder nicht. Der Status eines Bürgermeis-
ters wird in den Dörfern heute neu beschrieben. Er hat kaum Stellen-
wert in der Hierarchie. Es erfolgt ein Abbau ehrenamtlicher Politik. 
Die Bildung von Großgemeinden und die mit der Gemeindegebiets-
reform vergrößerten Kleinstädte durch die Angliederung von oftmals 
bis zu 20 Dörfern haben zur Folge, dass der Spielraum für die aktive 
Dorfgestaltung sinkt. Die politische Autonomie des Dorfes ist faktisch 
weg. All dies führt wiederum zu einem Motivationsverlust, Entschei-
dungen werden woanders, nicht im und kaum mit dem Dorf getroffen. 
Der Wegfall bzw. das Nichtvorhandensein politischer Eliten auf der 
einen und die wachsende Zahl von jenen, die die Vergangenheit ver-
klären auf der anderen Seite fordern geradezu die Suche nach neuen 
Wegen. 

Strukturen und die sie tragenden Bereiche gewinnen an Bedeutung. 
Die Schattenwirtschaft wird stärker. Fraglich ist, ob es durch Hartz 
IV-Empfänger eine volkswirtschaftliche Wertschöpfung geben wird. 
Landbesitz wird wieder Macht- und Statusfaktor. Andererseits ist ein 
Wertverlust bei Immobilien zu verzeichnen. Unter diesen Bedingun-
gen entwickeln sich Wirtschaftseliten, die nur noch lokal möglich und 
andererseits verwaltungsabhängig sind, z. B. von Aufträgen aus öffent-
licher Hand. Zu den dörflichen Eliten gehören neben Institutionseli-
ten wie z. B. Träger von ABM oder MAE auch an Karriere orientierte 

Blick über die Felder in ein Dorf
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Politikerkasten. Lobbyisten wie z. B. Bauunternehmer und Eliten aus 
Zugezogenen und traditionellen Meinungsmachern wie z. B. alteinge-
sessen Familiendynastien. Ortsbürgermeister und informelle Gruppen 
wie Feuerwehr oder Karnevalsverein zählen ebenso dazu.

Fragen wir Dorfbürgermeister und Dorfbewohner danach, was sie 
sich für ihr Dorf wünschen, so steht ganz oben der Wunsch, dass das 
Dorf ein Dorf bleibt. Dem sollte Aufmerksamkeit seitens der Politik 
und der Ämter und Behörden gewidmet werden. Eigenverantwor-
tung und Entscheidungsfreiheit wollen die Menschen in den Dörfern. 
Hier decken sich unsere Recherchen mit den Ergebnissen der in der 
Leader+-Studie erfolgten Befragung von Ortsbürgermeistern.8 Vereins-
arbeit wird als hohes Gut für die Entwicklung von Zusammengehö-
rigkeitsgefühl im Dorf beschrieben. Zuzügler seien schwer integrier-
bar, wird ebenso in der Studie festgestellt, wie ein Auseinanderdriften 
des Dorfes. Zugleich wird in der Pflege dörflicher Traditionen und in 
der Integration junger Leute im Vereinsleben eine Chance gesehen, 
Jugend im Dorf zu halten. Dies ist ein wichtiger Ansatz für Demokra-
tinnen und Demokraten, auch, um der Gefahr aus dem Bereich des 
Rechtsextremismus entgegenzuwirken. Denn die NPD sucht gerade 
hier Zugang zu den Menschen.

Die Gemeindegebietsreform wird von nahezu allen, die wir befrag-
ten, eher als Problem und Hindernis denn als Chance beschrieben. 
Ein Grund dafür mag sein, dass sie kaum professionell begleitet und 
nur nach verwaltungstechnischen Aspekten umgesetzt wurde.

Die Reform war eine Chance, die, wie Bürgermeister heute 
beschreiben, oftmals nicht erkannt und genutzt wurden. Es gab, so die 
Meinung, weder bei ihnen noch auf der Landesebene eine gemein-
same politische Strategie und Vision. Die Städte betrachten die Dörfer 
oft als Verfügungsraum – Kläranlagen kommen z. B. genau dorthin, 
Schulen werden abgewickelt, die Dörfer sollen alles bezahlen, ihr 
Dorffest, den Lampionumzug der Kinder etc. Im Moment überwiegt 
seitens der Städte ein geopolitischer Politikansatz, die Infrastruktur 
der Städte wird stabilisiert, es gibt einen Bevölkerungszuwachs und 
Kopfpauschalen. Andererseits gibt es eine hohe innere Ablehnung in 
den Dörfern gegenüber der Stadt, sie wollen ihre Identität behalten. 
Daraus entwickelt sich langsam eine Widerstandskultur im Dorf, aber 
auch Trotz. Missverständnisse und Unverständnis, ein mangelndes 
Einfühlungsvermögen auf beiden Seiten erschweren die Kommunika-
tion. Verwaltungstechnisches gewinnt immer mehr Raum, politische 

8  Vgl. Anm. 2.
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Entscheidungen fallen nicht vor Ort, was wiederum demotiviert, kurz 
gesagt: wir haben es mit einer Entpolitisierung zu tun. Die Gestal-
tungshoheit verändert sich und wird dem ökonomischen Zwang 
untergeordnet, die Verwaltung legt vor und bestimmt, die Politik nickt 
ab. Das heißt, die demokratischen Grundregeln werden verkehrt, das 
geht durch bis auf den einzelnen Bürger. 

Wenn wir über Partizipation im ländlichen Bereich sprechen, 
sehen wir da z. B. folgende Felder: Dorffeste, Fraueninitiativen, Ver-
eine vom Anglerverein bis Dorfverein etc., informelle Strukturen, 
Familienverbände, Feuerwehr, Jugendklubs, Kirche, Kleinunterneh-
mer, so genannte Subbotniks zur Dorfverschönerung. All dies ist auf 
keinen Fall gering zu schätzen, wird aber möglicherweise nicht die 
Gestaltungshoheit zu Gunsten eines ganzheitlichen Politikansatzes 
Dorf-Stadt-Dorf verändern.

Dennoch entwickelt sich in den Dörfern visionäres Potential und 
Kreativität für das neu entstandene Kommunalgeflecht. Strategien 
wie Nachbarschaftshilfe, Tauschhandel bzw. -börsen werden entwi-
ckelt oder ausgebaut, die Schattenwirtschaft mit nicht angemeldetem 
Gewerbe wächst, Transporte werden anders „organisiert“, Brennstoffe 
aus dem Wald geholt etc., hier sind der Phantasie kaum Grenzen 
gesetzt. Wichtig bei allem ist, ob es ein Radweg nach Treckernorm ist 
oder ein Jugendraum, in dem man günstig sein Bier bekommt, dass 
alle etwas davon haben müssen. Andererseits wächst das kreative 
Potential entweder für den Boykott oder für die Anpassung. Gesetzli-
che Vorgaben gehen fast immer massiv in den Geldbeutel des Einzel-
nen wie z. B. beim Bau der Kanalisation oder der Straßenerneuerung. 
Für die Städte wurden viele Vorgaben subventioniert. Grundsätzlich 
geht die Eingemeindung zu Lasten des einzelnen Dorfbewohners. Er, 
nicht der Bürger der Stadt, hat die Kosten zu tragen. Konflikte, die 
mit der Eingemeindung vom Land auf die Städte und Dörfer durchge-
reicht wurden, gehen zu Lasten der Verwaltung, sie muss Negatives 
verkünden, Positives wie z. B. das Ausreichen von Fördergeldern u. ä. 
verkünden Landespolitiker. 

Handlungsansätze und Perspektiven 

Am Anfang unserer Beratungstätigkeit steht immer die Frage, wie 
kommen wir in die Systeme rein, z. B. Landespolitik, die Beratung 
bestehender Eliten, die Beratung von Nichteliten mit dem Ziel der 
Basisverbreiterung oder anderes. Mögliche Felder sehen wir in der 
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Befähigung von Nichteliten, sich ein Standbein zu schaffen. Das 
erfordert aber perspektivisch auch gesetzliche Veränderungen. Wenn 
z. B. die Idee der Ich-AG weitergedacht wird, müsste eine Unterneh-
mensgründung leichter möglich werden. Der Start einer Wertschöp-
fungsdebatte könnte Chancen bieten, aber auch hier würden Geset-
zesänderungen erforderlich sein. Bedarf gibt es ohne Zweifel in der 
Kompatibilitätsberatung. Wie kriegen wir es z. B. in Kleinstädten hin, 
Dörfer strategisch mitzudenken, die gegenseitige Kommunikation zu 
befördern, Politikkonzepte für das System als Ganzes zu entwickeln? 
Die Vernetzung von Eliten in strategischer Sicht (Wirtschaft, Politik, 
Bildung) ist ein weiteres wichtiges Feld. 

Hier sehen wir eine wichtige Aufgabe für uns. Demokratieent-
wicklung und die Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus bedür-
fen eines verbindenden Wertehorizontes. Der wiederum braucht die 
Verbindlichkeit innerhalb des demokratischen Gemeinwesens – ver-
lässliche und kontinuierliche Zusammenarbeit der demokratisch legi-
timierten Politik mit der gemeinwohlorientierten Zivilgesellschaft und 
der Wirtschaft. Es geht darum, die Bereitschaft und die Fähigkeit zu 
entwickeln, Koalitionen und Kooperationen zu bilden – nicht gegen 
Personen und Ziele, sondern für gemeinsame Ziele. Darin liegt auch 
im ländlichen Raum unsere Zukunft. Nichts ist so schädlich wie Lob-
byismus und eitles Gerangel um parteipolitischen kurzfristigen Macht-
zuwachs.

Freilich gibt es die verschiedensten Möglichkeiten, Türen für ein 
Erstgespräch zu öffnen, z. B. über Freiwillige Feuerwehr, Arbeitersa-
mariterbund, Technisches Hilfswerk, ein Gesprächsaufhänger können 
Museen, die örtliche Geschichte etc. sein. Aber: wie kommen wir rein, 
auch wenn wir nicht reinkommen bzw. nicht angefragt werden? Ehrli-
ches Interesse, ein Gespräch am Gartenzaun, das offene Eingestehen 
eigenen Nichtwissens über bestimmte Abläufe im dörflichen Leben, 
in der Tierhaltung etc. können, so unsere Erfahrung, das Eis brechen. 
Kurz gesagt: es ist unsere wertschätzende Grundhaltung, zu der im 
dörflichen Bereich noch eine besondere Sensibilität gegenüber dem 
Anderssein des Dorfes gegenüber der Stadt kommt. Hervorzuheben 
ist der sehr viel höhere Bedarf an Zeit, die wir investieren müssen. 
Wir müssen herausfinden, wer für uns Ansprechpartner sein kann und 
da lauert so manches Fetttöpfchen. Wenn es beispielsweise um den 
Seniorenbereich geht – Senioren sind zunehmend in der Mehrheit in 
dörflichen Strukturen – haben wir einerseits ein hohes Erfahrungspo-
tential mit vielen erlebten Brüchen (Bodenreform, LPG-Gründung, 
Demokratieabgewandtheit) und zugleich andererseits das Bedürfnis 
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von Menschen, ihre Biografien zu schützen. Wie könnten wir dabei 
helfen, Entwertungserfahrungen in Wertungserfahrungen umzuwan-
deln, Menschen zu ermöglichen, das zu erzählen und zu beschrei-
ben, worauf sie stolz sind und dies in Bezug zu setzen zu öffentlichen 
Aufgaben? 

Kurzum: es geht darum, dass Menschen sich ihrer Autonomie 
wieder bewusst werden, dass sie ihre Fähigkeit zu denken, zu urtei-
len und eigenverantwortlich zu entscheiden entwickeln oder wieder 
erwecken. Dies ist die Voraussetzung für einen offenen und damit 
demokratischen Diskurs über eine zu entwickelnde kulturell pluralis-
tische Zivilgesellschaft, basierend auf einer objektiven Werteordnung. 
Hier haben die Menschen in den Dörfern in uns einen vertrauenswür-
digen und verlässlichen Partner. Die Zukunft der Region liegt in ihrer 
Hand.
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Gabriele Schlamann

Arbeitsfeld Elternberatung im Mobilen Beratungsteam

Das Brandenburgische Institut für Gemeinwesenberatung unterstützt 
ein Engagement von Bürgerinnen und Bürgern, das von der Idee der 
Demokratisierung geleitet ist, in allen gesellschaftlichen Bereichen. 
Das Mobile Beratungsteam als zentraler Arbeitsbereich des Instituts 
unterstützt die Menschen in unserer Gesellschaft, die sich rechtsex- 
tremen sowie fremden- und demokratiefeindlichen Entwicklungen 
im Lande entgegenstellen. Zu diesem Personenkreis gehören als Bür- 
gerinnen und Bürger auch Eltern.

Die Ansprüche an die Erziehungsfähigkeiten von Eltern nehmen 
mit gesellschaftlichen Veränderungen zu. Der eigene Arbeitsplatz-
verlust, die persönliche Entwertungserfahrung, der Eindruck von 
Perspektivlosigkeit, die Wahrnehmung von Konzeptlosigkeit bei den 
PolitikerInnen, die Sorge der ständig zunehmenden Gefährdung für 
die Kinder und das Gefühl der Hilflosigkeit bei der Erziehung sind 
eine Mischung, die Eltern in ihrem Elternsein überfordern kann bzw. 
zwangsläufig muss. Trotzdem: Eltern haben eine Erziehungsaufgabe.

Unsere Gesellschaft befindet sich in vielfältigen Veränderungen, 
d.h., wir leben in einer Zeit voller Unsicherheiten. Neue Koordinaten 
müssen sich bilden, neue Vorbilder sich zeigen, an denen wir uns aus-
richten können. Besonders Kinder brauchen für ihre Orientierung Vor-
bilder. Solche Vorbilder im Sinn eines von demokratischen Prinzipien 
geleiteten Handelns gibt es innerhalb der eigenen Familie und des 
sozialen Umfeldes immer weniger, bzw. sie fehlen inzwischen ganz.

Rechtsextreme nutzen diese Vorbild-Lücke gezielt, um für ihre 
menschenverachtende Ideologie Anhänger zu finden. Sie bieten in 
platten Forderungen vermeintliche Perspektiven. Sie interessieren sich 
für persönliche Sorgen. Sie bieten Unterstützung bei allen Problemla-
gen an. Sie wollen Kindern das Gefühl geben: du bist uns etwas wert. 
Sie haben sich Kinder- und Jugendarbeit auf ihre Fahnen geschrie-
ben, um ihre Ideologie in der nächsten Generation von Erwachsenen 
gesellschaftlich verwirklicht zu sehen.

Kinder sind deshalb eine spezielle Zielgruppe der Rechtsextremen. 
Die derzeitige gesellschaftliche Entwicklung und die desolate soziale 
Lage von vielen Menschen tun das Übrige dazu, um eine rechtsex- 
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treme Orientierung für Kinder attraktiv zu machen. Manchmal wach-
sen Kinder auch in einer rechtsextrem orientierten Familie auf.

Das Institut für Gemeinwesenberatung begreift diese Situation als 
eine Gefährdung der demokratischen Gesellschaft. Als MitarbeiterIn-
nen des Mobilen Beratungsteams stehen wir auf unterschiedlichen 
Ebenen mit Fachleuten aus Erziehungsberatung, Jugendamt, Jugend-
gerichtshilfe, Kirche, Politik und Jugendarbeit in möglichst enger 
Partnerschaft, um im Land Brandenburg für Eltern eine angemessene 
Unterstützung geben zu können. Wir informieren, sensibilisieren, 
bieten Fortbildungen in diesen Bereichen an und tauschen uns über 
unsere Wahrnehmungen aus. Manchmal wenden sich auch Eltern mit 
dem Wunsch nach Beratung direkt an uns. Seit Februar 2007 gibt es 
in unserem Institut das Modellprojekt „Elternwege – Beratungswege“, 
das eine Elternselbsthilfekultur im Land Brandenburg befördern soll.
In diesem Beitrag gehe ich im ersten Teil auf Situationen von Eltern im 
Kontext von Rechtsextremismus ein, im zweiten Teil auf die Rolle von 
BeraterInnen und mögliche Beratungsinhalte. Den Abschluss bilden 
mögliche Schlussfolgerungen für Elternberatung im Land Branden-
burg.

Was heißt „Eltern“?

Mit „Eltern“ meint man meistens Mutter und Vater als eine „Einheit“, 
die mit dem Kind zusammenleben und für es sorgen. Diese Konstella-
tion findet sich allerdings immer weniger. Wir treffen zunehmend auf 
„Ein-Eltern-Familien“ und auf „Patchwork-Familien“.

Bei „Ein-Eltern-Familien“ wird von Alleinerziehenden gesprochen, 
gemeint sind damit i.d.R. alleinerziehende Mütter und nicht allein-
erziehende Väter. Die Anzahl der Kinder kann dabei unterschiedlich 
sein, wobei nicht alle Kinder denselben Vater haben müssen.

Unter „Patchwork-Familien“ wird landläufig der Zusammenschluss 
von Müttern und Vätern mit Kindern aus früheren Beziehungen ver-
standen. Auch hier kann die Anzahl der Kinder und die Anzahl der 
Eltern schwanken.

Diese Konstellationen lassen ahnen, wie schwierig es sein kann, 
Vorstellungen von Erziehung zwischen den Partnern abzuklären, die 
Kinder nach einer einheitlichen Linie zu erziehen oder als Alleinerzie-
hende allen Anforderungen gerecht zu werden.

Eine zweite enorme Schwierigkeit für die Erziehung sind diverse 
Problemlagen eines oder beider Elternteile. Jahrelange Arbeitslosig-



195

keit, Alkoholmissbrauch, Trennung von der/dem Partner/in, finan-
zielle Notlage, fortschreitende Isolierung aus dem sozialen Umfeld, 
Antriebsschwäche, psychische und physische Krankheit, Leben in 
strukturell abgekoppelten Gebieten, mangelnde Bildung usw. sind 
keine begünstigenden Faktoren für die Erziehung von Kindern.

Warum Eltern im Kontext von Rechtsextremismus eine Beratung 
suchen

Manchmal bekommen wir Anrufe von Eltern und manchmal sprechen 
uns Eltern nach einer Veranstaltung an, weil sie mehr über die Gefähr-
dung ihrer Kinder durch den Rechtsextremismus wissen möchten. Eher 
selten werden wir zur Zeit noch mit einer ganz konkreten Beratungs-
anfrage von Eltern zum Umgang mit ihrem rechtsextrem orientierten 
Kind angefragt. Unsere Erfahrungen decken sich dabei mit denen von 
BeraterInnen aus anderen Bundesländern, die ebenfalls berichten, 
dass sich betroffene Eltern wegen Schuld-, Scham- oder Versagens-
gefühlen eher nicht direkt melden. Eine Mutter sagte dazu in einem 
Beratungsgespräch: „Wissen Sie, wie beschissen ich mich fühle, wenn 
mein Sohn wieder jemanden mit verprügelt hat oder wieder die Poli-
zei im Hausflur steht und zu uns will? Wie schwierig es als Mutter ist, 
darüber zu reden?“

Wenn Eltern von sich aus Beratung suchen, sind dies nach unseren 
Erfahrungen zumeist Eltern mit einem höheren Bildungsgrad. Diese 
Eltern suchen einen Ort, eine Institution, eine Person, wo sie Unter-
stützung für ihre Fragen und auch Antworten finden.

Wenn Eltern eine Beratung aus eigenem Antrieb suchen, ist der 
Leidensdruck in der Familie meistens schon sehr hoch, und es besteht 
ein starkes Interesse, an der Situation etwas zu verändern. Eltern haben 
bis zu diesem Schritt alle Stufen durchlebt von der Wahrnehmung der 
ersten Anzeichen über die Abschwächung der Gefahr bis zur Verleug-
nung und erneuten Wahrnehmung der rechtsextremen Orientierung 
ihres Kindes.

Eine Empfehlung zur Beratung kann auch von außen an die Eltern 
herangetragen werden, wenn das Kind in Schule, Jugendeinrichtung, 
bei Nachbarn oder der Polizei auffällig geworden ist. Manche Eltern 
können dies als Bestätigung für ihre Wahrnehmung sehen; andere 
werten es als unerwünschte Einmischung in innerfamiliäre Angele-
genheiten.
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Andere Eltern nehmen gerade erst dann Beratung in Anspruch, wenn 
sie von außen dazu aufgefordert werden, weil sie die Verantwortung 
für diesen Schritt innerhalb der Familie auf die Außenperson über-
tragen können. Das kann für diejenigen, die Unterstützung suchen, 
innerhalb der Familie entlastend sein: „Ich wäre da nie hingegangen, 
aber ich musste ja!“.

Manchmal suchen Eltern eine Unterstützung auch eher im direk-
ten Kontakt in ihrem sozialen Umfeld wie Sportverein, Feuerwehr, 
Kita, Schule, Kirche oder Nachbarschaft. Dort sprechen sie über die 
Schwierigkeiten, die sie mit ihrem Kind haben und erhoffen sich dort 
Beistand und gute Ratschläge.

Spätestens dann, wenn das Kind strafrechtlich auffällig geworden 
ist, steigt für viele Eltern der Handlungsdruck allerdings enorm! 

Erfahrungsgemäß suchen eher Mütter als Väter Beratung. Das 
Verhalten des Kindes wird von Müttern und Vätern vor allem dann 
unterschiedlich bewertet, wenn es um jugendliche Inszenierungen 
von Gewalt geht, die Suche nach Action oder einer extremen Selbst-
erfahrung. In dieser Hinsicht nehmen Mütter ihren Söhnen gegenüber 
häufig eine andere Position ein als Väter.

„Mütter suchen zwar leichter Hilfe und kommen meist auch leich-
ter an ihre Kinder heran. Aber Väter sind oft wichtiger, gerade für 
Jungen, wenn man etwas bewegen/verändern will.“ 1

Väter sind gerade für Söhne meist die zentrale Person auf der Suche 
nach Orientierung, Identität und Selbstwertgefühl. Väter wollen, nach 
unserer Erfahrung, mit rechtsextrem orientierten Söhnen jedoch oft 
nichts mehr zu tun haben. Mütter sehen sich dagegen meist in der 
Rolle der Vermittlerin zwischen allen Familienmitgliedern. Mütter 
suchen Informationen, den Austausch über ihre Wahrnehmungen und 
Wege der Bearbeitung dann auch ohne den Partner.

Wenn Eltern eine Beratung wegen einer möglichen rechtsextre-
men Orientierung ihres Kindes suchen heißt das, dass sie bei ihrem 
Kind Auffälligkeiten durch seine Äußerungen und/oder sein Verhalten 
wahrgenommen haben. Die Bandbreite ist dabei sehr weit und reicht 
von Hakenkreuzschmierereien im Schulheft über Nachplappern von 
Parolen wie „Ausländer raus“, Begeisterung für Musik mit rechtsextre-
men Inhalten, Zugehörigkeit zu einer rechtsextrem orientierten Clique, 

1  These von Professor Krafeld anlässlich der Fortbildung „Rechte Jungs, rechte 
Mädchen, ratlose Eltern“ im Lidice-Haus in Bremen im November 2004.
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Verteilen von Flugblättern mit eindeutigen Inhalten, Tragen von szene-
typischer Kleidung bis zur offenen Demonstration der Gesinnung bei 
Veröffentlichungen und Aufmärschen.

Genauso groß wie die Bandbreite der Auffälligkeiten ist der Bedarf 
der Eltern. Er reicht von dem Wunsch nach Informationen, was als 
rechtsextrem eingestuft werden kann oder muss, über die Frage nach 
Tipps für das eigene Verhalten dem Kind gegenüber, die Beratung 
während eines Ausstiegsprozesses oder Unterstützung bei einer exter-
nen Unterbringung des Kindes bis zur therapeutischen Begleitung für 
sich selbst.

Manche Familien leben in Orten, in denen rechtsextreme Jugend-
cliquen den Ton angeben, und Eltern die Gefährdung für ihr Kind im 
öffentlichen Raum sehen. Wer sich nicht anpasst wird als „Feind“ 
betrachtet und ausgegrenzt, unterdrückt, gemobbt, bedroht, bekämpft. 
Eltern brauchen hier die Unterstützung aus dem gesamten Gemein-
wesen. Es müssen in dem Ort überhaupt erst wieder plurale Entfal-
tungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche geschaffen werden, 
um ihnen Optionen für ein Anderssein zu geben. Erst dann kann in 
einem Einzelfall i.d.R. etwas bewegt werden.

Eltern wollen, dass ihr Kind sein Verhalten abstellt. Manche Eltern 
glauben, dass nur jemand mit dem Kind arbeiten, mit ihm „mal 
ordentlich sprechen“ muss, damit das Kind wieder auf den „richtigen 
Weg“ kommt. Es ist wichtig, dass auch das Kind eine Unterstützung 
bekommt. Trotzdem ist die Beratung mit den Eltern notwendig, weil 
sie mit dem Blick auf das Kind Veränderungen initiieren, aushandeln, 
unterstützen und langfristig begleiten müssen. 

Manchen Eltern geht es in erster Linie darum, ihr Kind dem Macht-
einfluss der Rechtsextremen zu entreißen. Sie glauben, dass das Pro-
blem dadurch gelöst werden kann, dass das Kind keinen Kontakt mehr 
zu einer rechtsextremen Person/Gruppe hat. Sie wollen bestimmen, 
welchen Kontakt das Kind hat, sprechen Verbote aus, setzen allein 
repressive Maßnahmen ein. Das Kind wird dabei zum Objekt ihrer 
Rettungsbestrebungen gemacht, um es wieder unter den elterlichen 
Machteinfluss zu stellen. Das bedeutet innerhalb der Eltern-Kind-
Beziehung, dass Eltern ihr Kind nicht als eigenes Wesen, als Subjekt 
wahrnehmen und sich nicht für sein Tun, seine Vorstellungen und 
Träume interessieren. Dies ist aber die wesentliche Voraussetzung, 
um Kindern ehrlich zu signalisieren: du bist mir/uns als Mensch, als 
unser Kind absolut wichtig. Wir wollen uns mit dir auseinandersetzen, 
wollen wissen, warum du denkst, was du denkst, tust, was du tust 
und fühlst, was du fühlst. „Eltern sind immer Teil des Problems. Daher 
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erweisen sich alle Elternaktivitäten als kaum erfolgversprechend, die 
sich nur auf deren Kinder richten.“ 2

Eltern wollen die Frage „Wer ist schuld?“ beantwortet haben, um 
daraus Handlungsoptionen abzuleiten. Sie neigen aber dazu, diese 
Frage ohne eine Selbstreflexion zu beantworten. Es fällt ihnen schwer, 
sich mit dem eigenen Verhalten auseinandersetzen, gerade auf der 
Suche nach Faktoren, die eine rechtsextreme Orientierung des Kindes 
begünstigt haben könnten. Diese Faktoren sind immer vielschichtig, 
es gibt nie nur einen Grund. Deshalb kann das Verhalten der Eltern 
nicht ausgeklammert werden. Es kann aber auch nicht darum gehen, 
„... darüber zu entscheiden, ob das Verhalten der Eltern richtig oder 
falsch ist, sondern darum, aufgrund der Einschätzungen, Erfahrun-
gen und der Bereitschaft der Eltern einen gelingenden Weg aus der 
Krise zu finden. ... zurückliegendes Verhalten der Eltern als falsch zu 
bewerten, führt eher dazu, dass Eltern noch unsicherer werden ...“3 
Elternberatung muss sich hier allerdings von einer Aufarbeitung der 
biografischen Vergangenheiten der Eltern abgrenzen, denn Thema der 
Elternberatung ist der Umgang der Eltern mit ihrem rechtsextrem ori-
entierten Kind.

Manchmal ist der neue Partner der Mutter ein Grund für den 
Sohn, sich den Rechtsextremen zuzuwenden, auch hier ist dies nicht 
der alleinige Grund. Manchmal kommt mit dem neuen Partner eine 
rechtsextreme Orientierung in die Familie, die das Bedürfnis nach 
Anerkennung, Wertschätzung, Erlebnishunger und Zugehörigkeit zu 
einer Gruppe befriedigt. Hier haben Rechtsextreme besonders gute 
Möglichkeiten, Kinder an sich und damit an die rechtsextreme Ideo-
logie zu binden.

Manchmal übernehmen Mütter die rechtsextreme Einstellung ihres 
Sohnes, um ihn nicht ganz an die Rechtsextremen zu verlieren und 
zumindest darüber noch eine Nähe zu ihrem Kind zu haben.

In „vaterlosen“ Familien kann die männliche Identitätssuche 
gerade für Jungen ein Problem sein. Rechtsextreme besetzen gerne 
auch diese Lücke.

Dies alles können Gründe für einen Beratungswunsch sein, mit 
dem Eltern auf hoffentlich kompetente BeraterInnen treffen.

2  These von Professor Krafeld anlässlich der Fortbildung „Rechte Jungs, rechte 
Mädchen, ratlose Eltern“ im Lidice-Haus in Bremen im November 2004.

3  Aus: Cornelius Peltz: „Handlungsfähig bleiben – handlungsfähig werden“, 
Bd. 1: Eltern-Handreichung, 2006.
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Rahmenbedingungen von Beratungsarbeit

Es gibt im Land Brandenburg diverse Erziehungsberatungsstellen in 
verschiedener Trägerschaft und mit unterschiedlicher Finanzierung. 
Die Absicherung der Beratungsstellen, der Arbeitsplätze für die Bera-
terInnen und damit die Kontinuität und Nachhaltigkeit der Beratung 
kann im Land Brandenburg nicht durchgängig als positiv beschrieben 
werden. In einigen Landkreisen wird Erziehungsberatung in Abständen 
neu ausgeschrieben und vergeben. Begründet wird dies als Instrument 
der Qualitätskontrolle, um damit Druck auf die Einrichtungen auszu-
üben, fachlich immer auf dem neusten Stand zu sein. Vor dem Hin-
tergrund schwindender finanzieller Mittel geht es auch um möglichst 
kostengünstige Vergabe. Wie sich das langfristig auf die Entwicklung 
einer bedarfsgerechten Erziehungsberatung gerade für den Bereich 
Rechtsextremismus auswirkt, bleibt abzuwarten.

Je nach Träger kann der inhaltliche Schwerpunkt einer Erziehungs-
beratungsstelle variieren. Es gab im Land Brandenburg bis Ende 2006 
nur sehr wenige Beratungsstellen, die die Beschäftigung mit Rechtsex- 
tremismus als einen Beratungsinhalt angaben. BeraterInnen gaben auf 
unsere Nachfragen eher klassische Beratungsinhalte an. Einige Bera-
terInnen lehnen Rechtsextremismus als unzulässiges, weil politisches, 
Themenfeld für ihre Arbeit ab. Andere begreifen eine rechtsextreme 
Orientierung als ein individuelles und damit eingegrenztes Problem, 
das mit einer/einem Klienten bearbeitet und gelöst werden kann und 
weniger als gesellschaftliche Herausforderung, die als Prozess inner-
halb des Gemeinwesens bearbeitet werden muss. 

Die Beschäftigung mit „Rechtextremismus“ ist bisher kein fester 
Bestandteil der sozialpädagogischen oder psychologischen Ausbil-
dung. Immer mehr Studierende eignen sich allerdings Wissen zum 
Umgang mit Rechtsextremismus an.

Voraussetzungen für die Beratung von Eltern rechtsextrem 
orientierter Kinder

Grundwissen zu und Erfahrung in Beratung sind die unabdingbare 
Basis für diese spezielle Elternberatung.
Darüber hinaus sind Basiswissen über jugendtypische Gesellungsfor-
men und Grundwissen zum Rechtsextremismus (Einstiegsmotivatio-
nen, rechtsextremer Life style, Strategien und Ziele der Rechtsextre-
men) Voraussetzungen für diese Beratungsarbeit. Dieses Wissen ist 
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notwendig, um Eltern Informationen geben zu können, mit ihnen für 
sie angemessene Wege zur Bearbeitung zu finden und für die Hand-
lungssicherheit des/der BeraterIn.

Rechtsextremismus hat eine gesellschaftliche Dimension, ist indivi-
duell und gruppenbezogen und ein direkter Angriff auf die Demokra-
tie, in der wir leben. Rechtsextremisten vertreten eine autoritätshörige 
und menschenverachtende Ideologie. Dies kann nicht allein als „per-
sönliches Problem“ bearbeitet werden. Daher ist Rechtsextremismus 
ein spezifisches Thema, für das Beratungskonzepte wie z. B. für Sucht 
nicht greifen. Sucht kann zwar ebenfalls als gesellschaftliches Problem 
gesehen werden, die Dimension der oben beschriebenen Ideologie 
und Zielsetzung fehlt allerdings.

Wenn Eltern und das Kind beraten werden, muss dies durch ver-
schiedene BeraterInnen gewährleistet sein. Die Praxis zeigt, dass 
ansonsten der/die BeraterIn in Loyalitätskonflikte kommt. Das äußert 
sich darin, dass Eltern oder Kind dem/der BeraterIn nicht mehr ver-
trauen, weil nicht klar ist, auf welcher Seite der/die BeraterIn im Kon-
fliktfall steht und wem mehr geglaubt wird. Eltern und Kind brauchen 
für gemeinsame Gespräche manchmal eine Übersetzung für das, was 
sie einander mitteilen wollen. BeraterInnen berichten, dass sie sich 
in der Doppelfunktion unwohl fühlen, weil sie glauben, keiner Seite 
wirklich gerecht werden zu können.

Die besondere Anforderung an BeraterInnen

Die besondere Herausforderung für BeraterInnen liegt in der oben 
beschriebenen gesellschaftlichen Dimension des Rechtsextremismus. 
Der/die BeraterIn muss verstehen, dass Rechtsextremisten unsere 
demokratische Gesellschaftsform abschaffen und eine Gesellschaft 
errichten wollen, in der sich das Individuum dem Volk unterzuord-
nen hat und die heute geltenden Werte von gleicher Menschenwürde 
außer Kraft gesetzt sind.

BeraterInnen müssen ihr Verständnis von Demokratie klären. Das 
bedeutet Auseinandersetzung und Erarbeitung einer inneren Haltung. 
Es bedeutet, dass der Arbeitgeber diese Auseinandersetzung unter-
stützen muss, damit alle Beschäftigten die Diskussion führen können, 
um eine für den Träger möglichst einheitliche Position zu erarbeiten. 
Dazu gehört auch die Auseinandersetzung mit eventuellen Einstellun-
gen der KollegInnen zu rechtsextremen Positionen.
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Geklärt werden sollte auch, wann und wie BeraterInnen / Familienhel-
ferInnen / MitarbeiterInnen des Jugendamtes entscheiden, dass eine 
Familie eine Beratung wegen rechtsextremer Orientierungen benötigt.

Das können / sollten Inhalte der Beratung sein

Manche Eltern wollen lediglich Informationen zu rechtsextremem 
Lifestyle, Strategien der Rechtsextremen und regionalen rechtsextre-
men Gruppierungen. Sie brauchen eine Bestätigung, dass das, was 
sie an ihrem Kind z. B. an veränderter Kleidung wahrnehmen, zu dem 
Outfit einer rechtsextrem orientierten Gruppe gehört. Sie wollen mit 
ihrem Kind einen Austausch darüber, wollen wissen und verstehen, ob 
und warum es diese Kleidung trägt, zu Konzerten oder Aufmärschen 
fährt. Sie wollen Wissen über örtliche Vorkommnisse, z. B. Flugblät-
ter mit einschlägigen Inhalten, Treffpunkte, Führungspersonen. Viele 
Eltern haben oder finden dann einen für sie angemessenen Umgang 
mit dem Kind bzw. haben Unterstützung im sozialen Umfeld, ohne 
dass es einer längeren Beratung bedarf.

Ist ein Kind wegen rechtsextremen Verhaltens straffällig geworden, 
brauchen Eltern zunächst eine direkte Rechtsberatung, zumindest 
eine Aufklärung zum juristischen Verfahren, unabhängig davon, ob 
das Kind als TäterIn, Opfer oder ZeugIn auftreten muss. 

Die Bewertung der rechtsextremen Handlung des Kindes ist bei 
Eltern sehr unterschiedlich. Das Zeigen von rechtsextremen Symbo-
len, verbale Äußerungen und der Musikgeschmack werden eher als 
dummer Streich, Tat aus Langeweile ohne Wissen über den Inhalt, 
etwas für das Alter Normales angesehen und/oder als übertriebene 
Bewertung von Dritten eingestuft. Manche Eltern teilen rechtsextreme 
Einstellungen des Kindes an einigen Punkten oder im Ganzen, stören 
sich aber an der Gewalttätigkeit und/oder Straffälligkeit ihres Kindes, 
manchmal allerdings nur deshalb, weil es sich hat erwischen lassen. 
Bei den Brandanschlägen auf Imbissbetriebe im Havelland z. B. wuss-
ten Eltern (und andere Erwachsene) teilweise von den Vorhaben ihrer 
Kinder, schritten jedoch nicht ein. Kinder setzen, vor allem als Jugend-
liche, oft das in die Tat um, was sie bei den Eltern in Gesprächen, 
z. B. am Abendbrottisch oder auf Familienfeiern gehört, bzw. glauben 
verstanden zu haben.

„Die allermeisten Eltern rechtsextremistischer Jugendlicher weisen 
selbst sehr hohe Affinitäten zu Autoritarismus, zu Ideologien der 
Ungleichwertigkeit und zum Rechtsextremismus auf, die allerdings 



202

von ihren Kindern in eigener – oft jugendtypisch ausgeprägter – Weise 
ausgeformt, also geäußert, entfaltet, gestaltet und in Szene gesetzt 
werden.“ 4

Eltern haben im Umgang mit dem Kind meistens schon viel pro-
biert, wie z. B. Verbote, vermehrte Zuwendung, Diskussionen. Diese 
Wege können beschrieben und auf ihr Resultat hin überprüft werden. 
Andere/neue Wege können gemeinsam erarbeitet, erprobt und in ihrer 
Wirkung wieder überprüft werden.

Eltern sind in ihrer Erziehung meistens aus unterschiedlichen 
Gründen nicht konsequent. Hier kann Beratung dabei unterstützen, 
dass Eltern ein ihnen entsprechendes Verhalten finden, damit sie das, 
was sie sagen, auch in der Konsequenz durchhalten können. Es nützt 
niemandem, wenn Eltern z. B. ein Verbot aussprechen, das bei einer 
Nichtbeachtung keine Folgen hat oder ihrem Kind etwas versprechen, 
was sie nicht einhalten können oder wollen. BeraterInnen können in 
diesem Zusammenhang mit den Eltern auch mögliche Eskalationen 
besprechen, die durch konsequentes Verhalten entstehen können, 
wenn Eltern z. B. CDs mit verbotenen Inhalten einziehen oder den 
Freunden des Kindes Hausverbot erteilen.

Manchmal versuchen Eltern aus lauter Verzweiflung einen Weg zu 
gehen, der nicht zu ihnen passt und den sie deshalb nicht durchhalten 
können. BeraterInnen können Eltern dabei unterstützen, den jeweils 
individuellen und authentischen Weg für sich zu finden.

Manchmal haben Eltern einfach die Nase voll von ständigen Dis-
kussionen, dem Alkoholkonsum des Kindes und seiner Kameraden, 
den menschenverachtenden Sprüchen, mit denen sie konfrontiert 
sind, der ständigen Auseinandersetzung mit der Polizei oder der dro-
henden Eskalation von Gewalt. Sie wissen nicht, wie sie mit einem 
betrunkenen gewaltbereiten Sohn umgehen sollen, der nachts nach 
Hause kommt und rumbrüllt. Sie fürchten die nächste Auseinander-
setzung, wenn sie die Freunde des Kindes wegen Ruhestörung vor 
die Tür setzen wollen. „Da stehen fünf von diesen besoffenen rechts-
extremen Kerlen in meinem Flur, und ich will einfach nur noch, dass 
die verschwinden. Und die beschimpfen mich auch noch, ich kann 
gar nicht wiederholen, wie schlimm“, sagte eine Mutter. BeraterInnen 
können Raum geben, damit Eltern ihre Erfahrungen erzählen und auch 
über ihre Gefühle sprechen können. Eltern sagen uns, wie entlastend 

4  These von Professor Krafeld anlässlich der Fortbildung „Rechte Jungs, rechte 
Mädchen, ratlose Eltern“ im Lidice-Haus in Bremen im November 2004.
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sie es gefunden haben, über den ganz normalen Alltag mit einem 
rechtsextrem motivierten Kind zu sprechen und die Möglichkeit zu 
haben, dass ihnen jemand zuhört, der keine Vorwürfe macht, nicht 
gleich Ratschläge erteilt oder vermeintlich einfache Lösungen parat 
hat. Eltern beschreiben dies als Entlastung und eine Art Stärkung, die 
ihnen, neben der ganz konkreten Beratung, Kraft für die nächste Situa-
tion gegeben hat. Beratung muss hier zunächst die Stärkung der Eltern 
im Blick haben, ihre Entlastung und die Anerkennung all dessen, was 
sie bisher geleistet haben.

Manche Eltern, insbesondere Mütter, werden von ihrem Kind 
bedroht, beschimpft, geschlagen, beraubt und sehen für sich kaum 
noch Handlungsmöglichkeiten. Beratung kann in derartigen Fällen 
auch die Trennung von dem Kind thematisieren.

Manchmal beherrscht rechtsextrem geprägter Lifestyle den jugend-
kulturellen Alltag im Wohnort, so dass es für die Kinder/Jugendlichen 
nur geringe Möglichkeiten gibt, sich anders zu orientieren. Hier kann 
Beratung Eltern dabei unterstützen, dies im Ort zum Thema zu machen 
und MitstreiterInnen zu finden, die sich zivilgesellschaftlich engagie-
ren und so den lokalen Rechtsextremismus zurückdrängen wollen.

Eltern müssen ermutigt werden, ihr Kind als eigenständige Person 
wahr- und ernstzunehmen, sich für sein Tun, seine Vorstellungen und 
Träume zu interessieren. Dies kann sich in der Beratung als schwieri-
ges Thema erweisen, wenn Eltern ihr Kind als ihr Eigentum verstehen, 
das ihnen zu gehorchen hat. In der Beratung kann dazu gearbeitet 
werden, was Erziehung überhaupt für die Eltern heißt, nach welchen 
Vorstellungen sie erziehen wollen, welche Werte ihnen wichtig sind, 
die sie bei ihren Kindern wiederfinden möchten, an welchen Punkten 
sie Unterstützung brauchen und wo sie diese finden können.

Wenn es darum geht, das Kind aus einer rechtsextremen Orientie-
rung und Gruppe herauszulösen, muss mit Eltern darüber gesprochen 
werden, dass ein Ausstieg daraus für das Kind nur ein Umstieg auf 
einen neuen mindestens ebenso attraktiven Weg wie der der Rechts-
extremen sein kann. Was findet das Kind auf diesem neuen Weg, wer 
begleitet es? Beratung kann dabei unterstützen, z. B. Personen aus dem 
sozialen Umfeldes des Kindes zu finden, die eher geeignet sind, einen 
Ablösungsprozess des Kindes aus rechtsextremen Zusammenhängen 
zu befördern.

Manchmal ist das Verhältnis zwischen Eltern und Kind seit länge-
rem gestört. Jede/r geht inzwischen seiner Wege; gerade bei älteren 
Kindern will jede/r im Grunde nur noch in Ruhe gelassen werden. 
Man spricht miteinander nur noch das Notwendigste, um den All-
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tagsablauf zu managen. Das Kind versteht die Welt der Eltern nicht; 
die Eltern haben und finden keinen Zugang zur Welt, den Gedanken, 
Gefühlen, Problemen und Fragen des Kindes mehr. Geht ein Kind in 
die rechtsextreme Orientierung, erhöht sich diese Störung und es ver-
stärkt sich das jeweilige Verhalten.

Es „finden sich bestimmte Muster des biografisch gewachsenen 
Umgangs von Eltern mit ihren Kindern praktisch durchgängig bei allen 
(Aussteigern), nämlich die Tatsache, dass die Kinder sich im Rückblick 
massiv vernachlässigt fühlen, dass sie selbst minimales Interesse an 
ihnen vermisst haben, und erst recht jedes Ernst-Genommen-Werden 
und Gemocht-Werden. Erlebnisse der Wertschätzung und Anerken-
nung, der Achtung ihrer Würde und des respektvollen Umgangs mit 
ihnen finden sich in ihren biografischen Erinnerungen erschreckend 
wenig oder gar nicht.“ 5

In der Beratung müssen Bedingungen und Wege einer anderen 
Kommunikation miteinander erarbeitet werden, um die Sprach- und 
Interesselosigkeit aufheben zu können.

Der bisherige Umgang der Eltern mit dem Kind hat zu der aktuel-
len Problemlage beigetragen. Es gibt inzwischen viele Schichten des 
Problems, wobei eine Schicht als rechtsextremes Verhalten des Kindes 
sichtbar wird. Es gibt Familien, in denen hierarchischer und undemo-
kratischer Umgang miteinander normaler Alltag ist; es wird nicht mit-
einander diskutiert, es wird angeordnet. Es gibt Kinder, die ihre Eltern 
wegen ihres gesellschaftlichen und/oder christlichen Engagements 
verachten oder ihre Eltern nur noch als finanzielle Versorgungsstation 
benutzen. Es gibt Familien, die „Ausländer“ per se ablehnen, in denen 
verbale und körperliche Gewalt Alltag ist, in denen Suchtprobleme der 
Eltern, schwere Krankheiten, psychische Auffälligkeiten dazugehören, 
ein sozialer Abstieg die Motivation etwas zu tun ausgeschaltet hat oder 
Großeltern die Enkel in ihrer rechtsextremen Einstellung bestärken. 
Dieses Verhalten nährt und potenziert sich durch eine rechtsextreme 
Anbindung der Kinder. Eltern wissen nicht, wo sie bei dieser komple-
xen Problemlage überhaupt ansetzen sollen. Beratung kann helfen, 
diese Vielschichtigkeit zunächst zu ordnen und die rechtsextreme Ori-
entierung des Kindes möglicherweise als ein Symptom zu begreifen. 
Erst dann kann es um die Einstellungs- und Verhaltensänderung auf 
verschiedenen Ebenen der gesamten Familie gehen. Das ist in einer 
Einmalberatung und mit nur einer/einem BeraterIn nicht zu lösen.

5  These von Professor Krafeld anlässlich der Fortbildung „Rechte Jungs, rechte 
Mädchen, ratlose Eltern“ im Lidice-Haus in Bremen im November 2004.
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Eltern können sich als Selbsthilfegruppe organisieren und dort mit 
ihren Erfahrungen für andere Eltern hilfreich sein. Dies ist allerdings bis 
jetzt zum Thema Rechtsextremismus im Land Brandenburg eine sehr 
seltene Option. Im Mittelpunkt der inhaltlichen Arbeit in einer Eltern-
gruppe muss der Erfahrungsaustausch über und die Ermutigung zur 
offensiven Beziehungsarbeit mit dem Kind stehen. Kontraproduktiv ist 
eine Bestärkung von elterlichen Schuldgefühlen, die Wahrnehmung 
nur „einer Wahrheit“ und ein Verharren in der Sicht, dass „die Politik“ 
die Verantwortung für die rechtsextreme Orientierung von Menschen, 
also auch des eigenen Kindes trägt. Elterngruppen sollten aus unserer 
Sicht deshalb zunächst durch BeraterInnen angeleitet werden.

Neues Beratungsfeld

Ein neues Feld der Elternberatung sind für uns Anfragen von Eltern, 
deren Kinder in der Kita, der Schule, im Sportverein usw. mit Kin-
dern von rechtsextrem orientierten Eltern in Kontakt sind bzw. wo sich 
Freundschaften unter den Kindern entwickelt haben. Die rechtsextrem 
orientierten Eltern sind z.T. bekannte Führungspersonen der NPD.

Die unsere Beratung suchenden Eltern stellen Fragen nach 
Umgangsformen für die Kinder untereinander aber auch für sich selbst 
im Umgang mit den rechtsextremen Eltern. Sie sind verunsichert, 
wem sie ihr Kind anvertrauen können, ohne dass es von rechtsextre-
mer Ideologie beeinflusst wird. Sie suchen nach Möglichkeiten eines 
demokratischen Gegengewichtes für das Kind der Rechtsextremen. 
Sie setzen sich stärker damit auseinander, was für sie ein Leben in 
einer demokratischen Gemeinschaft bedeutet. BeraterInnen können 
hier informieren und die Diskussion begleiten.

Schwierigkeiten in der Beratung

Neben den für alle Beratungen geltenden möglicherweise auftreten-
den Schwierigkeiten kann es in der Beratung von Eltern, deren Kinder 
rechtsextrem orientiert sind, besondere Schwierigkeiten geben:
– Der/die BeraterIn kann sich im Verlauf der Beratung mit rechtsex-

tremen Einstellungen der Eltern oder eines Elternteils konfrontiert 
sehen.

– Der/die BeraterIn entdeckt bei sich selbst eine Zustimmung zu ein-
zelnen rechtsextremen Positionen.
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– Der/die BeraterIn versucht, über die Elternberatung Einfluss auf 
die Jugendszene als vermeintlich „gesellschaftlichen Auftrag“ 
zu bekommen und deren Distanzierung von der rechtsextremen 
Szene anzugehen; dabei geht der Blick für die Beratung der Eltern 
verloren.

– Der/die BeraterIn wird vom Arbeitgeber als ExpertIn für alles, was 
mit Rechtsextremismus zu tun hat, gesehen und bekommt dies 
deutlich in der Aufgabenverteilung aber u.U. auch in den innerbe-
trieblichen Gesprächen zu spüren.

– Der/die BeraterIn fühlt sich nur noch umgeben von rechtsextrem 
Orientierten.

Hier ist die Diskussion mit KollegInnen wünschenswert und hilf-
reich. Darüber hinaus gibt es inzwischen im Land Brandenburg eine 
Gruppe von BeraterInnen, die sich intensiv mit dem Thema Rechts-
extremismus in all seinen Facetten beschäftigt hat, die angesprochen 
werden können.

Ausblick

Ein Jugendgerichtshelfer betreut einen Angeklagten, der zum wie-
derholten Mal wegen rechtsextremer Straftaten vor Gericht steht. Auf 
die Frage des Richters, ob die rechtsextreme Orientierung des Ange-
klagten ein Thema in den Beratungen gewesen sei, verneint dies der 
Jugendgerichtshelfer mit dem Hinweis, dass die Jugendgerichtshilfe 
dafür nicht zuständig sei.

Eine Beraterin in der ambulanten Jugendhilfe berichtet, dass in der 
von ihr betreuten Familie eins der jugendlichen Kinder rechtsextreme 
Musik hört und die Eltern ganz offen rechtsextreme Einstellungen 
äußern. Sie fühlt sich im Umgang damit überfordert und sagt, dass sie 
die Tür zum Zimmer des Jugendlichen zumache, um nicht genau zu 
hören, was er hört und bei den Eltern auf unverfänglichere Themen 
lenkt, denn: „Ich kann doch nicht politisch werden!“.

Eine Mutter, deren fast volljähriger Sohn rechtsextrem orientiert ist, 
erzählt, dass die Mitarbeiter der Polizei ihr geraten haben, weit weg-
zuziehen, damit ihr Sohn den Kontakt zu den Kameraden verliert und 
seine Orientierung dadurch eventuell aufgibt.

Einige Eltern äußern auf einer Informationsveranstaltung in einer 
„Schule ohne Rassismus“, dass sie kein Problem mit den Rechtsextre-
men haben, denn es seien ja tatsächlich zu viele ausländische Kinder 
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an der Schule, die sich nicht an deutsche Gepflogenheiten anpassen. 
Auf Nachfrage in einigen Jugendämtern ist eine drohende rechtsext-
reme Orientierung eines Kindes keine Gefährdung des Kindeswohls 
und damit kein Grund für eine Maßnahme.

Diese Beispiele aus unserer Praxis sollen deutlich machen, dass 
die Beratungsarbeit zum Thema Rechtsextremismus auf vielen Ebenen 
angeboten und vor allem in Anspruch genommen werden sollte. Eltern 
sind hier ein wichtiges Glied in der Kette. Sie erleben ihr Kind jeden 
Tag, sie wollen, dass es ihrem Kind gut geht, sie wollen ihr Kind nicht 
vor Gericht stehen sehen, sie wollen ihr Kind vor Gefahren schüt-
zen und sie wollen, dass ihr Kind und sie selbst mit Würde behan-
delt werden. Beratung von Eltern muss dies bei den BeraterInnen als 
Grundannahme mitbringen. Eltern von rechtsextrem orientierten Kin-
dern tragen nicht allein die Verantwortung dafür, dass ihr Kind rechts-
extrem orientiert ist – außer sie vertreten selbst die rechtsextreme Ide-
ologie. Eltern suchen Hilfe – und finden sie zu diesem Thema in ihrer 
Region oft nicht.

Das Land Brandenburg mit geringer Bevölkerungsdichte in seinem 
großen ländlichen Raum hat die Chance, für diesen Raum neue Bera-
tungskonzepte, gerade zum Thema Rechtsextremismus und Elternbe-
ratung zu entwickeln und zu erproben. In meiner Arbeit im Mobilen 
Beratungsteam frage ich mich, wie Eltern im ländlichen Raum über-
haupt erreicht werden können? Fachleute aus der Praxis der Erzie-
hungsberatung beschreiben eine zunehmende Orientierung der Men-
schen in Richtung radikaler Positionen, gerade im ländlichen Raum, 
bei mangelnder Infrastruktur, hoher Arbeitslosigkeit, niedriger Bildung 
und objektiver und subjektiver Bewertung eines sozial schwachen 
Status. Greifen hier die gängigen Beratungskonzepte, die eher auf 
eine Komm- als auf eine Geh-Struktur ausgerichtet sind? Muss Ein-
zelberatung von Familien in neue Konzepte einer Sozialberatung, 
eingebettet in eine Gemeinwesenberatung eingegliedert werden? Wie 
können Beratungskonzepte für schwer erreichbare bzw. beratungsre-
sistente Familien aussehen? Wie wird die konkrete Elternarbeit in den 
politischen Konzepten formuliert, wie erfolgt hier die Verzahnung mit 
der Praxis? Wie können BeraterInnen zur Thematik des Rechtsextre-
mismus fortgebildet werden?

Es gibt einige zarte Ansätze im Land Brandenburg. Es gibt Mit-
arbeiterInnen aus dem Verwaltungs- und Beratungsbereich, die sich 
fortbilden. Es gibt einige wenige MitarbeiterInnen in Erziehungsbe-
ratungsstellen, die das Thema der rechtsextremen Orientierung von 
Kindern mit bearbeiten können und wollen. Es gibt kleinste Ansätze 
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von begleiteter Beratungsarbeit mit Müttern in einer Kleingruppe. Es 
gibt Ansätze von Eltern, die sich als kleine Gruppe engagieren und 
miteinander auseinandersetzen. Es gibt Eltern, die uns anrufen und 
Informations- und/oder Beratungsbedarf haben, mit denen wir nach 
Wegen suchen, sie ein Stück begleiten und an kompetente Fachleute 
in ihrer Region weiterleiten. Und wir haben durch das Modellprojekt 
„Elternwege – Beratungswege“, das mit FachkollegInnen eine Eltern-
selbsthilfekultur befördern und unterstützen will, Verstärkung für 
unsere Elternberatung bekommen.
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Oberhavel 
Tel.: 0 33 91 / 35 91 89
Fax: 0 33 91 / 65 93 32
Email: mbt-neuruppin@big-demos.de
Gabriele Schlamann, Tel.: 01 73 / 6 32 69 19
Nicola Scuteri, Tel.: 01 70 / 5 43 50 63

Regionalbüro Angermünde
Berliner Straße 77
16278 Angermünde
Landkreis Barnim und Uckermark
Tel.: 0 33 31 / 29 99 80
Fax: 0 33 31 / 29 99 81
Email: mbt-angermuende@big-demos.de
Jürgen Lorenz, Tel.: 01 72 / 3 96 10 36
Karin Dörre, Tel.: 01 73 / 8 72 33 64

Regionalbüro Frankfurt (Oder)
Große Oderstraße 26/27 Post: PF 1344
15230 Frankfurt (Oder) 15203 Frankfurt (Oder)
Landkreis Märkisch-Oderland und Oder-Spree
sowie die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder)
Tel.: 03 35 / 5 00 96 64
Fax: 03 35 / 5 00 96 65
Email: mbt-ff@big-demos.de
Robin Kendon, Tel.: 01 77 / 4 11 61 30
Ray Kokoschko, Tel.: 01 72 / 3 26 22 33

Regionalbüro Cottbus
Friedensplatz 6
03058 Cottbus-Gallinchen
Landkreis Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz,
Spree-Neisse sowie die kreisfreie Stadt Cottbus
Tel.: 03 55 / 4 30 24 41
Fax: 03 55 / 4 99 37 50
Email: mbt-cottbus@big-demos.de
Dirk Wilking (stellv. Leitung), Tel.: 01 70 / 5 25 59 91 
Miriam Schilling, Tel.: 01 71 / 5 35 66 46

Regionalbüro Trebbin
Kirchplatz 4
14959 Trebbin
Landkreise Teltow-Fläming, Dahme-Spreewald
Tel.: 03 37 31 / 3 29 09
Fax: 03 37 31 / 3  29  08
Email: mbt-trebbin@big-demos.de
Andrea Nienhuisen, Tel.: 01 72 / 6 07 69 14
Jan Kasiske, Tel.: 01 72 / 6 07 69 13

Regionalbüros der Mobilen Beratungsteams (MBT)

demos – Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung



 
 

 
 

 
 

  

 
 

 
 

 
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
  

 
   

   
   

   
   

   
   

 

ISBN 978-3-00-021870-5

Einblicke II stellt wie Einblicke I (2004) die vielfältigen 
Erfahrungen des Mobilen Beratungsteams Tolerantes 
Brandenburg (MBT) dar. 
Die Beschreibung und Refl exion der eigenen Praxis, 
der Unterstützung zivilgesellschaftlich-demokratischer 
Kräfte im Gemeinwesen, verbindet sich mit der kriti-
schen Beobachtung anti-demokratischer Kräfte. 
Einblicke II enthält Berichte über gelungene Bera-
tungsprozesse, bietet exemplarische Analysen, gibt 
Impulse und formuliert offene Fragen.




